


von Uwe Kremer 
Die sozialdemokratische Linke 

pflegt Parteitage nach Parteitagskriteri' 
en zu beurteilen - vor allem danach, 
wie die gefaßten Beschlüsse aussehen 
und welche Äußerungen die Parteiober­
sten von sich gegeben haben. Die einen 
Linken neigen dann dazu, eigene Erfol­
ge herauszulesen, während die anderen 
auf die Unzulänglichkeit der formulier­
ten Positionen verweisen. So auch dies­
mal (und auch in diesem Heft) in Bezug 
auf den Wiesbadener Parteitag, die dort 
gefaßten Beschlüsse und die Rolle von 
Rudolf Scharping, der sich seit gerau­
mer Zeit ja einer recht deutlichen .so­
zialkämpferischen" Sprache befleißigt. 
Man muß m.E. die Parteitagsbrille ab­
setzen und übergreifende Kriterien bei 
der Beurteilung der innerparteilichen 
Vorgänge anlegen. Und dann kommt 
man m.E. zu folgenden Ergebnissen: 

Rudolf Scharpings soziale Akzent­
setzungen sind - gerade im Vergleich 
zu den in der Enkelei vorher gepflegten 
Yuppie-Diskursen - von nicht zu unter­
schätzender Bedeutung für die sozialen 
Kämpfe in unserer Republik und v.a. 
für die von Isolierung bedrohten Ge­
werkschaften. Die Linke sollte sich un­
ter diesem Blickwinkel mit Zustim­
mung nicht zurückzuhalten ( auch wenn 
das innerparteiliche Feindbild dadurch 
etwas Schaden nimmt). Doch die Wirt­
schaftspolitik wird in Regie von Lafon­
taine definiert - und diese Definitionen 
orientieren sich - Parteitag hin, Partei­
tag her - an den Kapitalinteressen in der 
Konkurrenz der Wirtschaftsstandorte. 
Die Achse Lafontaine-Scharping ist 
von beiden gewollt. Kurzum: ein Dop­
pelspiel. Und dies muß deutlich ge­
macht werden. 

Die Linke kann bei diesem Doppel­
spiel zugucken. Oder sie muß zusehen, 
daß sie den .Sozialkampf" mit einer 
andersartigen wirtschaftlichen Konzep­
tion verbindet. Dabei besteht ihr ent­
scheidendes Defizit darin, daß sie keine 
eigenen außenwirtschaftlichen Vorstel­
lungen hat: Wie kann man die Abwan­
derung und Neuschaffung von Industri­
en und Arbeitsplätzen regulieren und 

die Kapitalbewegungen unter Kontrolle 
bekommen? Dahinter steht die Frage: 
Wie kann man den hiesigen Vertei­
lungskampf mit dem internationalen 
Verteilungskampf verknüpfen? Be­
zeichnend im übrigen, daß im Antrags­
paket auf dem Parteitag - linke Anträge 
inclusive - die Nord-Süd-Frage kein 
Thema mehr war. 

Ein weiteres Mal wird in der spw 
die Situation in Italien kommentiert. 
Diese Situation ist einerseits sicherlich 
unvergleichlich - erst recht mit der 
Lage bei uns. Aber dennoch: Die 
Umstrukturierungsprozesse im Partei­
ensystem berühren auch unsere Si­
tuation in Deutschland, wo auseinan­
derbrechende Deutungsmuster und In­
teressenkonstellationen noch immer 
vorzugsweise im Rahmen der traditio­
nellen Parteien (Grüne incl.) zusam­
mengeflickt werden. Viel weniger als 
in anderen Ländern geht die politische 
Initiative hingegen auf gesellschaftliche 
Gruppierungen und politische (Nicht­
Partei-) Vereinigungen über. 

Dabei gehen mir die ständigen War­
nungen vor dem "Populismus", die am 
Aufstieg rechtsextremer Kräfte festge­
macht werden, zunehmend auf die Ner­
ven. Sie erwecken bei mir den Ein­
druck, daß damit unter dem Banner des 
.Antifaschismus" nur das alte Parteien­
system und die darin heimische Kaste 
verteidigt werden sollen. In seinem Ita­
lien-Kommentar verweist Marco Pian­
tini darauf, daß - MSI-Erfolge hin oder 
her - auch das Fruchtbare des Zerfalls 
überkommener politischer Strukturen 
gesehen werden muß. Anders ausge­
drückt: Der Zerfall derartiger Struktu­
ren mag mit einer Stärkung rechtspopu­
listischer Strömungen einhergehen, er 
dürfte aber auch die notwendige Vor­
aussetzung für die Neuformierung po­
pulärer linker Tendenzen sein. 

Die parteitagsgeschulte SPD-Linke 
sollte gerade in diesem Zusammenhang 
noch wesentlich stärker und offensiver 
auf überparteiliche Diskurse, Initiati­
ven und Experimente setzen und sich 
darüber wesentlich eigenständiger und 
öffentlicher als bislang profilieren. Daß 
uns Rudolf Scharping aus eingangs ge­
nannten Gründen zur Zeit den Wahl­
kampf für die SPD und ihren Spitzen­
kandidaten erheblich erleichtert, sollte 
uns nicht davon ablenken, daß es auch 
und gerade im Wahljahr 1994 seitens 
der Linken noch weitere Akzente zu 
setzen gilt. 
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;)};'.M.· ? Ii dieser Ausgabe der spw 
,'.':l,r.·. :.·.1.· •• '. .: ' : . ' ' stellt sich_ den Leserinnen und 
ii ' · .. ·· ' · Lesern em neuer Herausge­

··· · · l~j-: und Herausgeberinnenkreis vor. 

i::i!J: i:..'. ...... -~·~:&-~-iimimt' in derselben Zuammen­
ili,r, i · ···'--setzung zugleich auch die Funktion ei­
, ,,, nes Aufsichtsrates der spw-Verlagsge­
J':i! 1 :• , sellschaft wahr. Diese personelle Ver-
: ' • änderung und Erweiterung des Kreises 

der für das spw-Projekt leitend verant­
wortlichen Personen ist weit mehr als 

. nur die turnusmäßige Erneuerung oder 
---- -~ 'die gelegentlich notwendige Erweite­

rung eines politisches Gremiums. Der 
neue Herausgeberinnen-kreis· markiert 

· vielmehr den Entschluß, das ganze Pro­
jekt auf eine neue, tiefgreifend verän­
derte Grundlage zu stellen. 

Das Projekt spw ist bekanntlich aus 
der jahrzehntelangen kontinuierlichen 
Zusammenarbeit einer bestimmten 
Strömung innerhalb der Jungsoziali­
stinnen . und Jungsozialisten hervorge­
wachsen. spw definierte seine Traditi­
onslinien bewußt .dissident" gegen­
über beiden .Hauptströmungen der 
Arbeiterbewegung" und bezog sich 
positiv auf die von Paul Levi (KPD-/ 
SPD-Dissident) in der Weimarer Re­
publik gegründete .Zeitschrift für so­
zialistische Politik und Wirtschaft". Es 
war dementsprechend durch deutlich 
erkennbare programmatische und po­
litische Positionen gekennzeichnet: 

- durch das erklärte Bekenntnis zu 
einer ganz bestimmten marxistischen 
Traditionslinie, die in der jüngeren 
Vergangenheit ihren Ausdruck vor al­
lem in der sog. "Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus" 
gefunden hat; 

- durch den deutlichen Bezug auf 
die antifaschistische Tradition der Lin­
ken und scharfe Kritik am von den 
USA geführten Lager des westlichen 
Kapitalismus sowie durch eine relativ 
verständnisvolle und kooperationsbe­
reite Haltung gegenüber dem soge­
nannten .realen Sozialismus" - unge­
achtet der prinzipiellen Kritik an dessen 
undemokratischen Strukturen, die aller­
dings bei einigen zeitweise bis zur Un­
kenntlichkeit in den Hintergrund trat; 

- durch die dezidierte Orientierung 
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auf die SPD und die Arbeit in ihr mit 
dem Ziel, die Sozialdemokratie auf den 
Weg einer im marxistischen Sinne so­
zialistischen Politik zu bringen. 

Nicht wenige der neu berufenen 
spw-Herausgeber und Herausgebe­
rinnen haben in der Vergangenheit die­
sen Positionen skeptisch, kritisch oder 
sogar schroff ablehnend gegenüberge­
standen, zumal wenn sie in der DDR 
die inhumanen Auswirkungen des • rea­
len Sozialismus" selbst erlebt haben. 
Nichtsdestoweniger haben sie die Ein­
ladung zu verantwortlicher Mitarbeit 
am spw-Projekt angenommen. Diese 
Entwicklung mag bei dem einen oder 
anderen Erstaunen, Skepsis oder gar 
Mißtrauen hervorgerufen haben; auf je­
den Fall bedarf sie einer ausdrücklichen 
Begründung. 

Diese Begründung ist sehr einfach. 
Wir alle sind gemeinsam zu der Über­
zeugung gelangt, daß sich in den letz­
ten Jahren die_ ökonomischen, sozia- · 
len, politisch und soziokulturellen 
Rahmenbedingungen sozialistischer 
Politik von Grund auf gewandelt ha-

. ben, daß es sinnlos geworden ist, alte 
politische und/oder organisatorische 
Frontstellungen einfach ungeprüft 
aufrechtzuerhalten, und daß stattdes­
sen eine grundlegende Neuorientie­
rung der sozialistischen Linken 
erforderlich geworden ist. 

Dies gilt besonders im Kontext des 
Zusammenbruchs des • realen Sozialis­
mus", der zur Folge hat, sozialistische 
Politik jenseits des Ost-West-Denkens 
und unter Einbeziehung unterschiedli­
cher Biografien neu zu formulieren 
und aus der Analyse der Situation 
Ziele neu zu gewinnen und zu gewich­
ten. Die Ziele, Absichten und Hoffnun­
gen derjenigen, die in der DDR und in 
der Phase des Umbruchs dem Sozialis­
mus ein demokratisches und menschli­
ches Gesicht geben wollten und nach 
politischen Alternativen suchten, sind 
für diesen Weg unverzichtbar. 

Im Unterschied zu vielen anderen, 
die angesichts vielfacher .neuer Un­
übersichtlichkeiten" zusammen mit 
eindeutig überflüssigem Ballast auch 
das Projekt des Sozialismus insgesamt 

gleich mit über Bord geworfen haben, 
halten wir allerdings an der Grundidee 
des Sozialismus in seiner ursprüngli­
chen Gestalt fest: an der Vorstellung ei­
ner Gesellschaft, • worin die freie Ent­
wicklung eines jeden die Bedingung für 
die freie Entwicklung aller ist", wie es 
im .Manifest" beißt. Wir halten fest an 
der Zielvorstellung der "Überwindung 
der Klassengesellschaft", wie sie im 
Berliner Programm der SPD formuliert 
wurde. Wir beharren auf den Forderun­
gen eben dieses Programms: "Das Ka­
pital hat dem Menschen zu dienen und 
nicht der Mensch dem Kapital". Wir 
sind und bleiben der begründeten Über­
zeugung, daß auch die großen 
Menschheitsfragen, die weit über die 
traditionelle .soziale Frage" hinaus­
reichen - Erhaltung und Wiederher­
stellung der natürlichen Lebens­
grundlagen, Frieden und gute Nachbar­
schaft zwischen den Einzelnen und den 
Völkern - sich nur dann _lösen lassen, 
wenn die Logik der ungebändigten, das 
heißt der kapitalistischen Marktwirt­
schaft gebrochen worden ist. Zugleich 
und damit verbunden ist der Kampf um 
die Emanzipation der Frauen und 
Gleichstellung der Geschlechter zu füh­
ren. Entscheidend ist: wir betrachten 
diese Grundsätze nicht als Versatzstük­
ke sozialdemokratischer Festveran­
staltungen, sondern als Maximen 
praktischen politischen Handelns. 

· Insoweit sind wir Sozialistinnen und 
Sozialisten im traditionellen Sinne und 
sofern wir die kritische Artalyse der ge­
sellschaftlichen Bedingungen des politi­
schen Handelns auf Theorien, Katego­
rien und Methoden eines kritischen und 
nicht zum Dogma erstarrten Marxis­
mus stützen, bleiben wir auch den mar­
xistischen Traditionen verbunden. Da­
bei sind wir uns bewußt, daß die geisti­
gen Quellen radikaler Kritik am Kapita­
lismus und der Vorstellung einer be­
freiten menschlichen Gesellschaft auch 
an vielen anderen Orten außerhalb der 
Umzäunungen der marxistischen Schu­
len gesprudelt haben und sprudeln. 

Wir wollen dabei auch Impulse aus 
Strömungen und geistigen Kräften auf­
nehmen, die nicht traditionell der Ar-
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beiterinnen- und Arbeiterbewegung 
verbundenen sind, sondern anderen und 
neueren sozialen Bewegungen. Oenannt 
seien die Frauenbewegung, die Ökolo­
giebewegung und die internationale 
Solidaritätsbewegung, die aus der Bür­
gerbewegung der DDR kommenden 
Demokratieimpulse und die aus dem 
konziliaren Prozeß der Kirchen er­
wachsenen Forderungen, die in den 
Dreiklang .Frieden, Gerechtigkeit und 
Bewahrung der Schöpfung" münden. 

Wir wissen jedoch, daß die Lösun­
gen für die vor uns liegenden gesell­
schaftlichen Probleme nicht allein 
durch Rückgriff auf vorhandene Theo­
rie- und Programmbestände, sondern 
nur durch eigenes kritisches Nach- und 
Vordenken gefunden werden können. 

Die Gründe für neues kritisches 
Nachdenken sind vielfältig und teil­
weise eng miteinander verflochten: 
- Das ökonomisch-soziale Scheitern, 
die politisch-moralische Diskreditie­
rung und schließlich der faktische Zu­
sammenbruch des .realen Sozialismus" 
haben die Idee des Sozialismus in Ver­
ruf gebracht und vermeintliche alte Ge­
wißheiten erschüttert. 
- Das parallel zu dieser Entwicklung er­
folgte Scheitern einer "nachholenden 
Industrialisierung auf sozialistischer 
Grundlage" in vielen Ländern des post­
kolonialen Südens bat viele Hoffnungen 
auf eine von dorther inspirierte soziali­
stische Veränderung erlöschen lassen. 
- Der moderne • westliche" Industrieka­
pitalismus hat sich im Wettkampf mit 
dem .realen Sozialismus" als überle­
gen erwiesen. Seine eigenen Krisen 
konnte der Kapitalismus auf Kosten des 
Südens und der Natur abfedern. 

In einem offensichtlichen, ja gerade­
zu provozierenden Gegensatz zur argu­
mentativen und politischen Schwäche 
der sozialistischen Linken sind die alten 
Probleme, zu deren Lösungen die 
verschiedenen antikapitalistischen und 
sozialistischen Bewegungen angetreten 
waren, mit dem Zusammenbruch des 
,,realen Sozialismus"' keineswegs ver­
schwunden, sondern verschärft _sichtbar 
geworden und neue, noch bedrohli­
chere sind hinzugetreten: 
- Die nachholende kapitalistische Ent­
wicklung des Südens ist weitgehend ge­
scheitert. Die globale Ausdehnung des 
westlichen Industriemodells ist auch 
ökologisch nicht verantwortbar, das un­
terstreicht die Notwendigkeit ökologi­
schen Umbaus in den kapitalistischen 
Zentren. 

- Die kapitalistisch gewordenen Gesell­
schaften des ehemaligen .realen Sozia­
lismus" tendieren offenbar weniger 
zum demokratischen Wohlfahrtsstaat 
westeuropäischer Prägung als in die 
Richtung der Gesellschaften des 
postkolonialen Südens mit ver­
gleichbaren ökonomischen, sozialen, 
ökologischen und politischen Folgen, 
auch für die westlichen Industrie­
staaten. 
- Zum ersten Mal in der Geschichte be­
herrscht der Kapitalismus ohne die 
Konkurrenz alternativer Gesellschafts­
systeme die ganze Weltwirtschaft. Nie­
mand weiß, welche Folgen dieser Um­
stand haben wird. Vielleicht steht uns 
das Zeitalter der umfassenden kapitali­
stischen Weltwirtschafts-, Gesell­
schafts- und Umweltkrisen erst noch 
bevor. 
- Die kapitalistische Organisation des 
Weltmarkts spitzt die Probleme der 
weltweiten Naturzerstörung immer 
mehr zu. 
- Die beginnende .Modernisierung" 
traditioneller noch nicht voll durch­
kapitalisierter Gesellschaften führt zu­
nehmend zu radikalen religiös-kulturel­
len, ethnisch-nationalen und sozialen 
Gegenbewegungen mit unabsehbarer 
Wirkung. 
- Der Fortfall des bipolaren nuklearen 
Abschreckungssystems bei gleichzeiti­
ger unaufhaltsamer Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen macht 
menschheitshedrohende lokale oder 
regionale Kriege wahrscheinlicher. 
- Die UNO ist heute vor allem die kol­
lektive ökonomisch-politische Interes­
senvertretung _der G 7 - Staaten, d.h. 
der kapitalistischen Metropolen unter 
Führung der USA, und daher faktisch 
außerstande, eine gerechte ökonomi­
sche, soziale und politische Weltfrie­
densordnung zu schaffen. 

Vor allem aber - und für uns unrnit-
. telbar von Bedeutung - befindet sich in 

den fortgeschrittenen kapitalistischen 
Gesellschaften der demokratische 
Wohlfahrtsstaat in einer sich zuspitzen­
den ökonomischen, fmanziellen, sozia­
len, politischen und moralischen Krise. 
Es zeichnet sich eine umfassende 
Gesellschaftskrise ab. Rassismus, 
Rechtsextremismus, .Politikverdros­
senheit", und die zerstörerischen Ge­
genmittel der Herrschenden, populisti­
sche Volksverhetzung und autoritäre 
Verformung des Rechtsstaats, • Dere­
gulierung" und .Sozialabbau" sind die 
Ausdrucksformen dieser Krise. 
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Dieser Situation muß die so­
zialistische Linke sich stellen. Derzeit 
fehlen ihr dafür aber nicht nur die poli­
tischen Machtmittel, sondern leider 
auch die erforderlichen Analysen und 
Konzepte. Die offzielle sozialdemokra­
tische Programmatik läßt - trotz der 
Ansätze in .Fortschritt 90" - wieder 
wie gehabt Konjunkturpolitik, Struk­
turpolitik, Finanz- und Steuerpolitik, 
Sozialpolitik, Wissenschafts- und 
Technologiepolitik sowie Umweltpoli­
tik nebeneinanderherlaufen, ohne die 
z. T. durchaus diskutablen einzelnen 
Lösungsvorschläge zu einem Ge­
·samtprogramm des ökologisch-so­
zialen Umbaus unserer Gesellschaft zu 
verknüpfen, obwohl im Berliner Pro­
gramm Ziele und Instrumente einer 
ökologisch und sozial verantwortli­
chen Wirtschaftsordnung vorgestellt 
werden. Hier muß die Linke anknüp­
fen. Von besonderer Bedeutung wäre 
es dabei, wenn es gelänge - statt in die 
.Sparfalle" konservativer Fiskal- und 
Sozialpolitik zu rennen - Konzepte für 
einen Umbau des Wohlfahrts - und 
Sozialstaats zu entwickeln, einen Um­
bau, der Staat nnd soziale Sicherungs­
systeme unbürokratischer' elastischer., 
leistungsfähiger und menschl~-. } . . 
aber nicht unbedingt teurer mlllll!IIIIII 
würde, und sich mit den ökologisi:licn 
Erfordernissen zu einem ökologiscli­
sozialen Wohlfahrtsstaat weiter­
entwickeln läßt . 

Ähnliches wie für die Gesell­
schaftspolitik gilt auch für die interna­
tionale Politik, in der politischen So­
lidaritätsarbeit mit verbündeten Par­
teien, Gewerkschaften und sozialen 
Bewegungen, Entwicklungspolitik, 
Außenwirtschaftspolitik, Sicherheits­
politik und klassische zwischenstaat­
liche Außenpolitik miteinander verbun­
den werden müßten; da das aber nicht 
überzeugend geschieht, füllt in den 
Köpfen (auch vieler Linker) ein von al­
ler Realität abgehobener abstrakter 
UNO-Idealismus die Lücke. In der Pra­
xis bleibt davon dann nur der Vorschlag 
von Kampfeinsätzen der Bundeswehr 
für die UNO, die in der Wirklichkeit 
nur Bündniskriege unter der Führung 
und im Interesse der USA sein würden. 

Es ist auch eine der Aufgaben der 
Linken, dem Projekt einer rot-grünen 
Zusammenarbeit über die bloße Koali­
tionsarithmetik hinaus eine solide pro­
grammatische Grundlage zu geben und 
vor allem über die realen sozialen 
Grundlagen eines solchen Bündnisses 
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nachzudenken. Rotgrün allein ist noch 
nicht die gesellschaftliche Mehrheit. 
Die politische Koalition muß durch 
gesellschaftliche Mobilisierung ge­
stützt werden. 

Auch die notwendige kritische Aus­
einandersetzung mit dem Desaster des 
„realen Sozialismus" - und vor allem 
mit den persönlich daran beteiligten und 
davon betroffenen Menschen - kann und 
muß in erster Linie von den Ver­
fechterinnen und Verfechtern des wirk­
lichen Sozialismus geleistet werden. 
Der linke polnische Schriftsteller Adam 
Michnik - von den Kommunisten viele 
Jahre verfolgt - hat formuliert: Amne­
stie, aber keine Amnesie. Das heißt: 
kein moralischer oder gar juristischer 
Vernichtungskrieg gegen die ehema­
ligen Anhänger oder Sympathisierenden 
des realen Sozialismus, wohl aber kriti­
sche Erinnerung und radikale Kritik von 
Irrtümern, Fehlentwicklungen und mo­
ralischem Versagen. Diese Kritik darf 
nicht von einem nachträglichen McCar­
thyismus überdeckt werden, der die Be­
teiligten dazu zwingt, an ihrem Frei­
spruch zu arbeiten, und damit die 
Bearbeitung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit verschüttet. 

Liebe Leserinnen und Leser, 
heute haltet Ihr die erste Ausgabe 

der spw im neuen Jahr in der Hand. Bei 
dieser Gelegenheit möchten wir ankün­
digen, daß noch im Januar die Aboge­
bühren eingezogen werden. Wir bitten 
alle Abonnenttinnen und Abonnenten, 
für entsprechende Deckung zu sorgen. 
Allen, die noch nicht eine Genehmi­
gung für den Lastschrifteinzug erteilt 
haben, senden wir eine Rechnung zu. 
Dabei bitten wir nochmals, auf Last­
schrift umzustellen, da dieses Verfah­
ren spw eine Menge Arbeit und Geld 
sparen hilft. 

Wir möchten auch nochmals auf die 
ab 1994 erhöhten Abonnementpreise 
hinweisen. Das Normalabo der spw ko­
stet nun DM 58,-; das ermäßigte Abo 
(nur bei Bescheinigung) DM 49,-; das 
Auslandsabo DM 61,-. 
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Das sind umfassende Ziele; das Pro­
jekt spw kann und sollte sich nicht mehr 
vornehmen, als einen kleinen begrenz­
ten Beitrag zur Erreichung dieser Ziele 
leisten zu wollen. Schwerpunkt unserer 
Arbeit sollte sein, zwischen theoreti­
scher programmatischer Diskussion 
und politischer Praxis zu vermitteln. 
Eine solche Aufgabenstellung unter­
scheidet spw von reinen linken Theorie­
zeitschriften oder wissenschaftlichen 
Diskussionszirkeln. Gegenüber anderen 
politisch-theoretischen Publikationen 
zeichnet sich spw durch ihre sozialisti­
sche Tendenz und ihre Orientierung auf 
die Arbeit in der SPD aus - wobei le­
bendige Kontakte und offene Diskus­
sionen mit Nicht-Sozialdemokratinnen 
und Nicht-Sozialdemokraten ausdrück­
lich eingeschlossen sind. Die Zeiten, da 
die Linke glauben durfte, daß die Partei 
- welche auch immer - die Führung der 
sozialistischen Bewegung monopoli­
sieren könnte, sind vorbei. 

Innerhalb der verschiedenen Dis­
kussionszusammenhänge der SPD-Lin­
ken wie "Frankfurter Kreis" und • Par­
lamentarischer Linke" strebt spw we­
der eine Sonderrolle noch eine 
Sondergruppierung an. Wir wollen uns 

um Projekte und Diskussionszu­
sammenhänge kümmern, die sonst 
nicht zustandekommen würden, und 
stehen darüberhinaus der gesamten Lin­
ken innerhalb und außerhalb der SPD 
als Diskussionsangebot zur Verfügung. 
Zur Mitarbeit ist jede und jeder herz­
lich eingeladen - unbeschadet früherer 
Frontstellungen. 

Zum Schluß: eine so tiefreichende 
Veränderung, wie wir sie eingeleitet 
haben, kann sich nicht auf einen 
Schlag, sondern nur ganz allmählich 
vollziehen. Und sie kommt auch nicht 
bloß durch die Arbeit des Trägerkrei­
ses der spw zustande. Wir brauchen 
neue Leserinnen und Leser, 
Diskussionspartnerinnen und -part­
ner, Autorinnen und Autoren - und 
natürlich materielle Unterstützung. 
Ohne die aktive Teilnahme von 
Genossinnen und Genossen, von 
Kolleginnen und Kollegen, die jetzt 
noch andere Wege gehen oder abseits 
stehen, kann unser Vorhaben nicht 
gelingen. Aber das neue Projekt spw 
macht Mut. Wir wollen in der Krise 
die Kräfte der Linken bündeln, statt 
die Energien in Spaltungen zu ver­
brauchen. 

P. v. Oertzen, C. Hanewinckel, 
H. ·Peter und D. Dehm 

in Springe, Oktober 1993 
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spw/ProMS-Herbsttagung 1993 
„Neue" spw aus der Taufe gehoben 

Am vorletzten Oktoberwochenen­
de 1993 trafen sich in der Heim­
:,olkshochschule in Springe (in 

der Nähe von Hannover) rund 50 Ge­
nossinnen und Genossen zur letzten 
Herbsttagung des .Projekt Moderner 
Sozialismus" (ProMS), die zugleich 
den Übergang zu einer neuen Entwick­
lungsetappe der Zeitschrift spw und ih­
res politisch-theoretischen Zusammen­
hangs einläutete. 

1978 erschien in Berlin die erste 
Ausgabe der (wiedergegründeten) 
,Zeitschrift für Sozialistische Politik 
und Wirtschaft" spw. Sie war im we­
sentlichen ein Produkt des ,Hannovera­
ner Kreises• der Jusos und damit ver­
bundener Gruppen von .Marxisten in 
der SPD". Sie stand sicherlich in inhalt-

Ralf Schmitz, spw·Redaktion, Leverkusen. 
Die.Interviews, denen die Aussagen von Her­
ausgeberinnen zu ihren Erwartungen an die 
neue spw entnommen sind, führte Fiete Saß, 
spw-Redaktion. 

lieh enger Beziehung zu den Positionen 
dieser Strömung, wie sie etwa im Ham­
burger Juso-Strategiepapier Anfang der 
70er Jahre und in den ,Herforder The­
sen" Ende der 70er Jahre ausformuliert 
worden waren. spw, die seit 1990 in 
veränderter Aufmachung in Köln er­
scheint, ist allerdings nie ein Fraktions­
blättchen gewesen, sondern hat als poli­
tisch-theoretische Zeitschrift Diskurse 
der Linken und Entwicklungen in der 
Sozialdemokratie verfolgt und zu inhalt­
lichen Schwerpunkten und aktuellen 
Auseinandersetzungen Autorinnen und 
Autoren aus einem breiten Spektrum 
der Linken zu Wort kommen lassen. 

Hor.,t•Pehlr:J.fach·demEinschnitt'!!91 
9!l meine ich/ daß die Llnire.iii. einen 

!i~~a~~•~~ 
~ eine\" ~-e~f!i~hett:ße. 
S!llll,._~äJnit·pi~,ßil.Jifti8,~J§twi• 
~ifü~111ffis~~;yol 
verläQft ••. D1158,(;hemtSJ!W'f . _ .. 
ie•a1iWJ,1i~0&~;, 

Die Springer Tagung sollte nun den 
bisherigen Zusammenhang ,ron .marxi­
stischer Strömung" und Zeitschrift im 
dialektischen Doppelsinn .aufheben" 
(im Sinne der Überwindung zu einer 
neuen Qualität und zugleich Bewahrung 
wesentlicher Inhalte) und damit eine 
Entwick1U11g abschließen, die in der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre vor allem 
mit zwei sehr unterschiedlich angeleg­
ten Elementen ihren Ausgang genom­
men hatte: 
• dem ,Projekt Moderner Sozialis­
mus" (ProMS), das aus den Theorieta­
gungen des .Hannoveraner Kreises" 
der Jusos hervorgegangen war, mit den 
,53 Thesen" andere marxistische bzw. 
sozialistische Theorieansätze in sich 
aufnahm und zugleich die Kontinuität 
der spw gesichert hat, und 
• der ,Programmlinken" aus Vertre­
terinnen und Vertretern verschiedener 
sozialistischer Ansätze in der SPD-Lin­
ken, die das Berliner Grundsatzpro-

von Ralf Sc/unitz* 

·gramm der SPD maßgeblich prägen 
konnte und die sich nunmehr überwie­
gend im neuen Herausgeberlnnenkreis 
der spw wiederfindet 

Es waren vor allem diese beiden 
Stränge, die auf der Springer Tagung in 
einem neuen Vorhaben zusammenflos­
sen. 

Diskussion zur 
Sozialdemokratie 
(-Orientierung)? 

Inhaltlich im Mittelpunkt der Ta­
gung stand die Diskussion über die Ent­
wicklung der SPD - noch im Vorfeld 
des Wiesbadener Parteitags (s. dazu 
auch Beiträge in diesem Heft) - und der 
eigene Bezug auf diese real existieren­
de Sozialdemokratie. Daß diese Dis­
kussion nun wieder geführt werden 
muß, ist sicher - so das Gros der Teil, 
nehmerlnnen - der mit .Petersbenl' 
symbolisierten Rechtsentwicklung 11!11 
Entdemokratisierung der SPD geschwc 
det. In den letzten spw-Ausgaben hatte 
sich diese Diskussion ja schon in eini­
gen Artikeln niedergeschlagen ~ auf 
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deren Grundlage wurde nun auch in 
Springe diskutiert. Wenngleich Oliver 
Brosch-Guesnets Diktum vom .auslau­
fenden Politikmodell" über die traditio­
nelle Diskussion der Fragestellung .So­
zialdemokratie-Orientierung" hinaus­
geht, hat hier Peter von Oertzen sicher 
recht mit seiner Vermutung, hinter der 
massiven Abkehr von der SPD stecke 
letztlich die Enttäuschung über das 
Scheitern eines Politikansatzes, der zu 
stark auf die zentrale Rolle der Sozial­
demokratie - und letztlich des Staates -
für fortschrittliche Politik fixiert ge­
wesen sei. Daß es aber auch ,ohne Par­
tei gehe, wollte Peter von Oertzen da­
gegen nicht gelten lassen. Offen blieb 
schließlich die Frage, ob sich nicht 
auch in der SPD zukünftig ein Politik­
typus durchsetzt, der sie zu einer Art 
.Dachverband" verschiedener fort­
schrittlicher Kräfte werden läßt. 

Mehr mit der konkreten Politik der 
SPD und ihren Perspektiven setzte sich 
Susi Möbbeck auseinander (s. auch den 
Artikel von Susi Möbbeck, Svenja 
Schulze und Thomas Westphal in dieser 
spw-Ausgabe): Die Enkelgeneration 
habe den Inhalt des Berliner Pro­
gramms innerhalb kürzester Zeit zu­
gunsten einer .ökologisch aufgelade­
nen, neoliberalen Wirtschaftspolitik 
verramscht". Es gehe der SPD-Füh­
rungsgarde nicht mehr um den Sozial­
staat als integrierendes Gesellschafts­
projekt, sondern nur noch um die .so­
ziale Abfederung der weltmarktori­
entierten Standortkonkurrenz durch Al­
mosen für Marginalisierte" . Von der 
im Berliner Programm formulierten 
Politik des sozialen und ökologischen 
Umbaus als zeitgemäßer Antwort auf 
die Zivilisationskrise hätten sich diese 
Politiker längst verabschiedet. 

Die neuen 
spw-Herausgeberlnnen 

Nachdem schon im gesamten Jahr 
viele Gespräche geführt worden 
waren, um das ambitionierte Projekt 
der neuen spw vorzubereiten, die einen 
Beitrag zur Zusammenführung der 
bisher zersplitterte sozialistischen 
Kräfte innerhalb - und außerhalb - der 
Sozialdemokratie leisten soll, war es 
nun soweit, die „Gesichter" zu prä­
sentieren. Die Gesellschaftsversamm­
lung der spw-GmbH wählte die neuen 
Herausgeberinnen. der spw. Dem 
Herausgeberlnnenkreis gehören nun­
mehr an: 
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• Heinz Albrecht, Widerstandskämp­
fer und früherer Leiter des Marxisti­
schen Arbeitskreises der Berliner 
SPD 

• Karin Benz-Overhage, Vorstand der 
IG Metall, Frankfurt 

• Edelgard Bulmahn, Bundestags­
abgeordnete aus Hannover, neu ge­
wähltes Mitglied des Parteivorstands 

• Diether Dehm, Kulturmanager, 
Stadtrat in Frankfurt, stellv. Bun­
desvorsitzender der AG der Selb­
ständigen in der SPD 

• Katrin Fuchs, Bundestagsabgeord­
nete aus Ostwestfalen-Lippe, Mit­
glied des Parteivorstands 

• Christei Hanewinckel, Bundestags­
abgeordnete aus Sachsen-Anhalt 

• Detlev von Larcher, Bundestags­
abgeordneter aus dem Bezirk Han­
nover, Koordinator des Frankfurter 
Kreises 

• Susi Möbbeck, ehemalige Juso-Bun­
desvorsitzende, Bremen 

• Kurt Neumann, Mitglied des SPD­
Landesvorstands Berlin 

• Prof. Peter von Oertzen, langjähri­
ges Mitglied des Parteivorstands, 
Hannover 

• Horst Peter, Bundestagsabgeordne­
ter aus Kassel, früherer Koordinator 
des Frankfurter Kreises 

• Sigrid Skarpelis-Sperk, bayerische 
Bundestagsabgeordnete, Mitglied 
des Parteivorstands 

• Thomas Westphal,. Juso-Bundes­
vorsitzender, Lübeck 
Zum Sprecher des Herausgeberln­

nenkreises wurde Horst Peter bestimmt. 

Peter von Oertzen: Ich verspreche 
mir von dem neuen spw,Projelct eine, 
klarere Konrurierung der.sich als ent­
schieden sozialistisch versteheruien 
Genossinnen und Genossen innerhalti 
der sozialdemokratischen • Parteilin'' 
ken. Das Projekt spw, das sich ja uin 
eine pofüische Zeitschrift gruppiert; 
kann dazu dienen, die häufig ein biß, 
chen wirren und auseinaruietlaufeiiaeii. 
Diskuss.ionen innerhalb diir LÜllceii 
der SPD zu kanalisieren, ilinen-e,ineri 
Ausdruck zu geben, si~ kö~niedi­
cher zu gestalten und im ll,tirigen iwif 
sehen theoretischen Diskussionen und 
der politischenPraxis das iiotw:etictig~ 
Scharnier. zu bHden. Da.s P!'CJjekt sp~ 
steht im. Brennpunkt unterschiedlicher 
Teruje11Zen: .Der Vefuijttlimg z\v'i' 
sehen lang' und lrurifrisii 'H Diskus' 
sioru:n, . 4er .. Vetinittl~J-zwßc:iiH"i 
Theorie und Praxis· dernv~milttlüligv' , ~ .,. -_-._ ., ... _. 

zwischen, . unterschiedlichen; aus ün° 
tefSl:IJi~)Jen'"rrad1lioiis~ 
.ijängeri· kommeru!e'n sliziatls~litti 
Rlcl!tµngen, <1#:111 alsoäücli cffiJfQ~f[ 
windimg .·· verg~e,Iiei fr;ik:tiOllllli,er 
Gegensätze und will dlltiei ins~ 
in die .SPD hinemwinien.. und 
darü~rhinaus wird ~s lioff!l)rtiicheili 
Medi\Jßl sein, um Kontalcte und konti, 
nuierliche Arbeitszusamme~e .811-
zuregen .mit So.ziali.sten und .dezidier, 
ten Linken außerhalb der Sozialdemo­
kratie. 

Damit schieden neben den verstor­
benen Jürgen Egert und Josef Hindels 
folgende bisherige Herausgeberinnen 
aus: Klaus Peter Kisker, Heinrich Lien­
ker, Ursula Pausch-Gruber, Claudia 
Walther, Kurt Wand und Burkhard 
Zimmermann. 

Weitere personelle 
Veränderungen 

Weitere Veränderungengab es in der 
Zusammensetzung der ehrenamtlich tä­
tigen Redaktion: Ralf Krämer wechsel­
te ins Redaktionssekretariat und Ingo 
Arend schied aus der Redaktion aus, 
wird spw aber sicher auch in Zuktmft 
vor allem in Hinsicht auf Beiträge zu 
Fragen von Ästhetik und Demokratie 
verbunden bleiben. Neu in der Redakti­
on sind die bisherige Mitherausgeberin 
Claudia Walther und der bisherige Re­
daktionssekretär Ralf Schmitz. Weitere 
Redaktionsmitglieder sind wie bisher 
Gisela Becker, Uwe Kremer, Heiner 
Kockerbeck, Fiete Saß und Birgit Zo­
erner. Zur besseren Verteilung der vie­
len - ehrenamtlichen - Arbeit wurde die 
bisher von Andreas Bach und Ulla Saß 
gebildete Geschäftsführung um Hans­
Peter Schulz ergänzt. 

Auch im spw-Förderverein gab es 
einige personelle Veränderungen, am 
wichtigsten der Wechsel im Vorsitz 
von Uwe Kremer zu Susi Möbbeck. Da 
wachsende Einnahmen dieses Förder­
vereins von zentraler Bedeutung sind, 
um die Aktivitäten finanziell absichern 
und ausbauen zu können, an dieser 
Stelle noch mal der Aufruf an alle 
Freundinnen und Freunde der spw, die­
sem Verein beizutreten. Unterlagen 
dazu können beim spw-Verlag angefor­
dert werden. 
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Innere Sicherheit kontra Grundrechte? 

Innere Sicherheit ist für das Zusam­
menleben in der Gemeinschaft sehr 
wichtig. Dieses Ziel erfordert An­

strengungen auf verschiedenen Poli­
tikfeldern: Innere Sicherheit darf nicht 
verengt werden auf Polizei- und Straf­
gesetze, . auf Tätigkeit von Polizei, 
Staatsanwaltschaften, Gerichten und 
Strafvollzug. Innere Sicherheit ist das 
Ergebnis von Gesellschaftspolitik. · 
Innere Sicherheit kann nicht absolut ge­
setzt werden, grundlegende Freiheits­
rechte müssen beachtet werden. 

I. Der Wiesbadener Parteitag hat 
mit seiner knappen Mehrheit für den 
.Großen Lauschangriff" eine schmerz­
liche Niederlage für dessen Gegner ge­
pracht. Schmerzlich ist dies nicht nur, 
weil damit die Privatwohnung - nicht 
nur die der als Verbrecher verdächtig­
ten, sondern mehr als hundertfach dar­
überhinaus auch die von Unbeteiligten -
als letztes Refugium des Einzelnen dem 
geheimen Staatszugriff- geopfert wird. 
Schmerzlich ist dies auch deshalb, weil 
dies ein weiterer Beweis für die .Belie­
bigkeit" von Grundrechten war - es 
scheint an der Zeit, wie in Parlamenten 
auch auf Parteitagen für solch gravie­
rende Entscheidungen in Zukunft Zwei­
Drittel-Mehrheiten zu fordern. 

II. Im wei.tgehend unstrittigen Teil 
des Wiesbadener Beschlusses liegen 
viele - vorher nicht unbedingt zu erwar­
tende - Bewertungen und Handlungs­
aufträge, die positiv anzusehen sind 
und nicht untergehen dürfen. So kom­
men durchgehend zwei Leitgedanken 
zum Ausdruck und finden konkreten 
Niederschlag: eine gute Gesellschafts­
politik ist die beste Kriminalpolitik, und 
das Strafrecht ist ultima ratio. 

a) Diese Prinzipien sind nicht nur 
wichtig für die politische Diskussion, in 
der häufig nur nach mehr Polizei, 
schärferen Gesetzen und Urteilen sowie 
härterem Strafvollzug gerufen. wird. 
Diese Leitgedanken sind ebenso wich­
tig für Aktivitäten auf allen parlamenta­
rischen Ebenen, die kommunalen ein­
geschlossen. In Ziffer 2 des Wiesbade­
ner Beschlusses werden deshalb .beson-

Dr. Klaus Hahnzog Mdl, München, Bundes· 
vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft sozial­
demokratischer Juristinnen und Juristen 

ders betont: Stop der Ellenbogenge­
sellschaft; Bekämpfung von Obdach­
losigkeit, Arbeitslosigkeit, .neuer Ar­
mut" und Perspektivlosigkeit; Integra­
tion von ausländischen Staatsangehöri­
gen; Erziehung und Bildung zur friedli­
chen Konfliktlösung; Förderung von 
Partizipation und solidarischer Ver­
antwortlichkeit. 

Einen Punkt möchte ich besonders 
hervorheben. Gefordert wird eine 
Gesellschaftspolitik sozialer Präventi-

. on, die .Gestaltungsmöglichkeiten und 
Stellenwert von Sozial-, Gesundheits-, 
Familien- und Jugendarbeit deutlich er­
höht, die sozialen Rahmenbedingungen 
entscheidend verbessert und und Be­
treuungsarbeit in ausreichendem Um­
fang ermöglicht. Diese Arbeit wird in 
erster Linie von Gemeinden und auf de­
ren Zuschüsse angewiesenen Organisa­
tionen getragen und ist bei notwendigen 
Sparmaßnahmen besonders häufig der 
Gefahr von Streichungen ausgesetzt. 
Da jede Mark, die hier kurzsichtig ein­
gespart wird, später im Polizei- und Ju­
stizbereich und auch im Strafvollzug 
doppelt und dreifach ausgegeben wer­
den muß, ist es dringend nötig, gerade 
-diese Felder der notwendigen sozialen 
Präventionsarbeit auch personell besser 
auszustatten." 

b) Wenn es zu Straftaten gekommen 
ist, müssen vor allem in zwei Bereichen 
neue Schwerpunkte gesetzt werden: 

- Das Strafrecht hat in erster Linie 
den Täter im Blickfeld, die Situation 
des Opfers muß aber entscheidend ver­
bessert werden: als Zeuge vor Polizei 
und Gericht bis hin zum Vorrang der 
Wiedergutmachung des Schadens vor 
der Erfüllung der Strafe. 

- Die Sanktionsmöglichkeiten für die 
Strafgerichte müssen auch bei Erwach­
senen erweitert werden: Täter-Opfer­
Ausgleich, gemeinnützige Arbeit, mehr 
Strafaussetzung zur Bewährung. 

c) Das Zurückdrängen des Gedan­
kens .Strafrecht als ein Allheilmittel 
zur Lösung gesellschaftlicher Proble­
me" zeigt der Wiesbadener Beschluß 
zur Drogenpolitik: Straflosigkeit des 
Besitzes von Cannabis und Cannabis­
produkten in kleineren Mengen zum Ei­
genverbrauch, bei harten Drogen in 
vergleichbaren Fällen Ermöglichung 

von Klaus Hahnzog* 

des Opportunitätsprinzips; flächen­
deckende Substitutionsprogramme. 

III. Was nun den letzten Punkt des 
Beschlusses .Organisierte Kriminalität 
gezielt bekämpfen" betrifft: wichtig ist, 
daß hier nicht nur die "Unterwelt", 
sondern ebenso die .Oberwelt" mit der 
• Weiße-Kragen"-Kriminalität gemeint 
ist. Wichtig ist auch, daß bei der Be­
kämpfung Maßnahmen gegen Geldwä­
sche und illegale Gewinne, Verbesse­
rung der Arbeitsstrukturen von Polizei 
und Justiz, auch im internationalen Be­
reich, und . der verbesserte Zeugen­
schutz vorrangig sind. Erst an vierter 
Stelle kommt der .Große Lauschan­
griff". Es darf auf keinen Fall passie­
ren, daß die im Beschluß vorgesehenen 
verfahrensmäßigen Sicherungen für 
den .Großen Lauschangriff" reduziert 
werden. Es darf nur ein Gesamtpaket 
kommen - anders als bei Zuwanderung/ 
Asyl, wo erleichterte Einbürgerung, 
Entlastung der Kommunen von Kosten, 
für Bürgerkriegsflüchtlinge und §if i' .· 
wanderungsgesetz im Kern von ,.,;iili, · 
SPD-Seite nicht durchgesetzt wurdeit. 
In das Paket .Innere Sicherheit" geliö' 
ren nicht nur die einzelnen Bestandteile 
des Komplexes "Organisierle Krimina­
lität", bis hin zur gleichzeitigen Ände­
rung der Art. 13 GG (Unverletztlich­
keit der Wohnung) und 14 GG (Eigen­
tumsgarantie), sondern ebenso die 
anderen Forderungen des Wiesbadener 
Beschlusses. Nach dem hier besonders · 
Uli Maurer und Rudolf Scharping im­
mer wieder von diesem Gesamtpaket 
im weiten Sinn gesprochen haben, müs­
sen sie beim Wort genommen werden. 
Allerdings bleibt es auch dann immer 
noch eine schwierige Gewissens­
entscheidung, ob man im Hinblick auf 
Art. 13 GG eine Zustimmung verant­
worten kann. Da~on abgesehen er­
scheint es ohnehin wie eine .Quadratur 
des Kreises", wenn man den letzten 
Satz des Wiesbadener Beschlusses 
betrachtet: 

.Es ist selbstverständlich, daß auch 
im Bereich der Strafverfolgung die 
durch Art. 1 GG, 13 1 GG, 19 II GG 
und 79 III GG gezogenen Grenzen des 
unantastbaren Bereichs privater Le­
bensgestaltung eingehalten werden 
müssen ... 
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Standortpolitik kontra Bürgerrechte · 
SPD-Länder für industriefreundliche Novellierung des Gentechnikgesetzes 

Die in der SPD seit langem beste­
~enden unterschiedlichen Posi­

tionen zur Gentechnik wurden 
lange Zeit durch das gemeinsame Leit­
ziel "Sicherheit hat Vorrang vor wirt­
schaftlichen Erwägungen, ein Gentech­
nikgesetz ist notwendig" verbunden 
und führten noch bei der Schaffung des 
Gentechnikgesetzes 1989/90. zu einem 
einheitlichen Vorgehen von SPD-Bun­
destagsfraktion und SPD-geführten 
Bundesländern. Unter dem Druck der 
Debatte über den Industriestandort 
Deutschland ist in den letzten andert­
halb Jahren bei der Novellierung des 
Gentechnikgesetzes ein gemeinsames 
Handlungskonzept auf SPD-Seite verlo-
rengegangen. Dies zeigte sich beson­
ders im Abstimmungsverhalten der 
SPD-Bundestagsfraktion und der SPD­
geführten Länder. 

Seit die Bundestags-Enquetekom­
mission "Chancen und Risiken der 
Gentechnologie" 1987 ihren mit großer 
Mehrheit verabschiedeten Abschlußbe­
richt vorlegte, haben sich die Meinun­
gen in der Gesellschaft zur Gentechnik 
weiter ausdifferenziert. Aktuelle Um­
fragen zeigen: Es gibt immer noch er­
hebliche Kritik und Skepsis, aber eine 
große Mehrheit der befragten Bürgerin-· 
nen und Bürger steht dem Einsatz gen­
technischer Verfahren in bestimmten 
Gebieten positiv gegenüber, vor allem 
in der Medizin und in der Grundlagen­
forschung, bei gleichzeitiger Ableh­
nung z. B. von gentechnisch manipu­
lierten Lebensmitteln. 1

) Dieses Bild 
hätte sich vor einigen Jahren noch an­
ders dargestellt. Zur Vertrauensbildung 
haben sicherlich auch die Si­
cherheitsvorschriften des 1990 verab­
schiedeten Gentechnikgesetzes beige­
tragen, ebenso aber auch verbesserte 
wissenschaftliche Erkenntnisse über 

h das Risikopotential der Gentechnik und 
i'I seine Beherrschung. 

!
. In Teilen der SPD wurde dieser Pro-
:. zeß im Sinne von mehr Sachlichkeit 

!. und sachbezogener Differenzierung 
l:j nicht aufgenommen. War noch in der 

!
i --~-letzten Legislaturperiode die Meinung 

IL. ___ " • - WO,f-Michael Catenhusen MdB, Vorsitzender 
des Bundestagsausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

zu hören, daß ~die Gentechnologie 
nach der Atombombe wohl die größten 
Risiken für die gesamte Menschheit 
enthält", 2) so werden Skeptiker heute 
zuweilen mit dem lapidaren Satz be­
lehrt: "Wenn heute mit dem Begriff 
Gentechnik in Deutschland mehr die 
Gefahren als die Chancen verbunden 
werden, dann wird häufig übersehen, 
daß das Mensch-Sein immer schon mit 
recht hohem Risiko verbunden war". 3) 

Entscheidend für diesen Umschwung in 
einem Teil der Partei dürfte das Bestre­
ben sein, sich in der Debatte über den 
Standort Deutschland durch Aufnahme 
von Anliegen und Forderungen der In­
dustrie und der Wissenschaft als tech­
nologie- und industriefreundlich zu pro­
filieren. "Die enormen Chancen der 
Bio- und Gentechnologie für die Ge, 
sundheit der Menschen" und die Bedeu­
tung der "Weiterentwicklung der Bio­
und Gentechnologie [ ... ] für die Zu­
kunft des Standorts Deutschland"') 
werden dann betont, eine Rückkoppe­
lung in ein Konzept sozial- und ökolo­
gieverträglicher Technikentwicklung 
und -gestaltung unterbleibt. 

Der Parteitag in Wiesbaden hat den 
Initiativantrag 22 in folgender Fas­
sung angenommen: 

„ Wir• kritisieren, daß die. SPD.sge0 

führten Bundesländer NRW, Saar' 
land, · Rheinland-Pfalz ,Ul)Ji Brande~­
burg im. Bµndesrat . bei .. der.· Novelc 
lierung • des .. Gentechnikgesetzes .der 
von der Bundesregierung vorge~ 
sehenen Abschaffung der Öffent, 
lichkeitsbetciligung u. a .. bei gentech, 
nischen Freisetzungsvorhaben zuge­
stinnnthaben. 

Der Bundesparteitag erwartet, daß 
alle SPD,geführten,Bundes_ländersich 
für die Nachbesserung im Sinne unse­
res Bundesparteitagsbeschlusses von 
1991 im Bundesrat einsetzen." 

Dennoch hätte sich die SPD auch 
von unterschiedlichen Einschätzungen 
zur Sache her pragmatisch auf ein ge­
meinsames Vorgehen bei der Novellie­
rung des Gentechnikgesetzes in Bun­
destag und Bundesrat verständigen kön­
nen. Unstrittig war und ist: die hohen 

von Wolf-Michael Catenhusen* 

Sicherheitsstandards des Gentechnikge­
setzes dürfen nicht angetastet werden. 
Unstrittig war und ist auch: bestimmte 
bürokratische Regelungen des Gentech­
nikgesetzes vor allem für gentechnische 
Arbeiten in der Sicherheitsstufe 1 muß­
ten durchforstet werden, um eine zügi­
gere Bearbeitung gentechnischer Vor­
haben zu erreichen. 

Die neue Qualität der Bundesrats­
entscheidung vom 5. 11. 1993 besteht 
aber darin, daß mit SPD,Stimmen im 
Bereich der Öffentlichkeitsbeteiligung 
ein Roll-back eingeleitet wurde, das 
weit über die Gentechnik hinausweist.') 
Das gilt besonders für die von der 
CDU/CSU/FDP-Mehrheit im Bundes­
tag in letzter Minute in den Entwurf 
aufgenommene Abschaffung der öffent­
lichen Erörterungen von Bürgereinwen­
dungen bei Freisetzungen. Dieser de-

. mokratiepolitische Rückschritt, der in 
erkennbarem Gegensatz zu den Zielen 
der SPD etwa in der Verfassungs­
debatte steht, wurde von einigen SPD­
Ländern nicht nur im Sinne einer zügi­
gen Beschlußfassung hingenommen, 
sondern sogar aktiv unterstützt.') 

Diese Entscheidung war weder der 
Sache noch der politischen Glaubwür­
digkeit der SPD zuträglich. Die SPD 
muß, will sie nicht noch öfter in diesel­
be Zwickmühle geraten, zweierlei lei­
sten: sie muß sich selbst innerparteilich 
auf den - differenzierten - Stand der ge­
sellschaftlichen Diskussion über die 
Gentechnik bringen und Schlüsse für 
ihr politisches Handeln auf unter­
schiedlichen Ebenen ziehen. Und sie 
muß für sich selbst klären, in welchem 
Verhältnis ihre umwelt- und demokra­
tiepolitischen Auffassungen zu ihrem 
Wunsch nach einem standortpolitischen 
Profil stehen. 

1
) Büro für Technikfolgenabschätzung beim 

Deutschen Bundestag: Biologische Sicherheit 
bei der Nutzung der Gentechnik. Endbericht, 
Bonn 1993 (= TAB-Arbeitsbericht 20); S. 
124-156. 

2
) Vosen, Josef: Elemente sozialdemokratischer 

Forschungs- und Technologiepolitik, Bonn 
1987, s. 28. 

3
) Otto, Helga: Enormer Wissenszuwachs. Die 

Gefahren der Gentechnik werden bei weitem 
überbetont, in: Gesellschaftspolitische Kom­
mentare, 10/1993, hier: S. 213. 

4 ) Erklärung von Siegmar Mosdorf, Helga Otto, 
Bodo Seidenthal, Ursula Schmidt und Klaus 
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Wem nützt das PKK-Verbot ? 

Af 
22. November 1993 hat das 

undesrninisterium des Inneren 
sgesamt 35 Gruppen und Ver­

eine sowie Organisationen, die in der 
Bundesrepublik aktiv mit Kurdinnen 
und Kurden arbeiten, verboten. Das 
Verbot wurde seit langem von der tür­
kischen Regierung gefordert. Ihm wa­
ren zahlreiche Anschläge in der Bun­
desrepublik Deutschland mit erhebli­
chen Sachschäden, Personenschäden, 
einigen Schwerverletzten und einem 
Toten vorausgegangen, die der PKK 
zugeschrieben wurden. Ob die Verbote 
standhalten, werden die Gerichte in je­
dem Einzelfall entscheiden müssen. 

Über die Anschläge und die Verbote 
wurde in den deutschen Medien viel be­
richtet. Es stellt sich allerdings die Fra­
ge, welche Hintergründe das Thema 
"weit hinten in der Türkei" hat. Seit 
vielen Jahren leben Kurdinnen und 
Kurden in der Türkei in Unterdrückung 
und Ausnahmezustand. Lange Jahre 
war nicht nur das Hören kurdischer 
Musik und das Sprechen der kurdischen 
Sprache unter Strafe gestellt, blieben 
ganze Gebiete in der Südost-Türkei un­
terentwickelt. Der Ausnahmezustand 
gestattete es, Sondergerichte einzurich­
ten, mit der Folge, daß viele Menschen 
zum Teil mit konstruierten Vorwürfen, 
zum Teil aus nichtigen Anlässen in den 
Gefängnissen verschwanden. Noch 
heute konstatieren zahlreiche Men­
schenrechtsvereine schwere Men­
schenrechtsverletzungen sowohl in 
Freiheit als auch in der Haft. Wir erin­
nern uns noch, daß selbst ein deutscher 
Touristenführer in Südost-Anatolien 
aufgegriffen und verurteilt wurde, weil 

Heidrun Alm-Merk ist niedersächsische Ju­
stizminister·in, SPD 

Lennartz zur Abstimmung über die Novellie­
rung des Gentechnikgesetzes, Deutscher 
Bundestag, Stenographischer Bericht, 180. 
Sitzung, Bonn, 1.10.1993, hier: S. 15584. 

5) Catenhusen, Wolf-Michael/Burchardt, Ulla: 
Abbau oder Ausbau von Bürgerrechten? Die 
SPD kann sich eine zwiespältige Haltung 
nicht leisten, Sozialdemokratischer Presse­
dienst, 10. 11. 1993. 

~) Erklärung von Ministerin Klaudia Martini 
(Rheinland-Pfalz}, Bundesrat, Stenographi­
scher Bericht, 662. Sitzung, Bonn, 5. 11. 
1993, hie.r: S. 524. 

er kurdische Musik bei sich hatte. 
Längst sind auf der Landkarte der Tür­
kei die kurdischen Ortsbezeichnungen 
verschwunden. Folge der Unterdrük­
kung des kurdischen Volkes, das man 
über Jahrzehnte versucht hat zu "Berg­
türken" zu machen, war die Organisati­
on von Widerstand. 

Die Türkei, die die allgemeine Er­
klärung der Menschenrechte und zahl­
reiche internationale Vereinbarungen 
zum Schutz der Minder- heilen 
unterzeichnet hat, ist auf die Anklage­
bank des zu ihr gehörenden kurdischen 
Volkes gekommen, da sie ihren interna­
tional zugesicherten Verpflichtungen 
nicht nachgekommen ist. In dieser Zeit 
der Unterdrückung entstand die PKK, 
die zunächst nicht nur militant agierte, 
sondern die Rechte ihrer Bürgerinnen 
und Bürger einforderte. Der türkische 
Staat antwortete mit massiven militä- ri­
schen Einsätzen. Die Eskalationsspira­
le, mit ihren schreck- liehen sirutlosen 
Morden und zahllosen Opfern, war in 
Gang gesetzt. Zahlreiche Politikerinnen 
und Politiker in der Türkei beklagen den 
massiven Gewalteinsatz auf beiden Sei­
ten und fordern zu Gesprächen auf. 
Auch ein kurzfristiger Waffenstillstand 
im Frühsommer letzten Jahres, der eine 
Möglichkeit zum ersten Gespräch gebo­
ten hätte, wurde seitens der Türkei nicht 
wahrgenommen. Heute werden auch die 
Stimmen im türkischen Parlament lau­
ter, die fordern, etwas für den Frieden 
in der Region zu unternehmen. Dennoch 
wird auf beiden Seiten weiterhin · auf 
dem Rücken der kurdischen Bevölke­
rung gekämpft, werden Dörfer zerstört, 
dem Erdboden gleichgemacht, die Be­
völkerung vertrieben. Mehr als 1,4 Mil­
lionen Kurden befinden sich derzeit im 
eigenen Land auf der Flucht. Der Kon­
flikt breitet sich aus. Vereinzelt gibt es 
auch schon Übergriffe auf die Kurdin­
nen und Kurden in den türkischen Ge­
bieten. 

Die Bundesregierung hat mit dem 
PKK-Verbot dem Wunsch der türki­
schen Regierung Rechnung getragen, 
ohne jedoch die türkische Regierung 
aufzufordern, ihrerseits alles zu tun, 
daß Menschenrechte und völkerrechtli­
che Vereinbarungen für Kurdinnen und 

von Heidrun Alm-Merk* 

Kurden im eigenen Land eingehalten 
werden. Daher greift das PKK-Verbot 
zu kurz und wird nicht zur Befriedung 
sowohl in der Türkei als auch in Europa 
bzw. der Bundesrepublik Deutschland 
beitragen. Vielmehr verstärkt es die 
Spirale der Gewalt, ohne eine wirkliche 
Alternative zu bieten. Notwendig wäre 
stattdessen eine Kurdistan-Konferenz 
auf internationaler Ebene, die das Pro­
blem nicht nur der Kurden in der Tür­
kei, sondern auch in Syrien, Irak und 
Iran aufgreift. Nur dann, wenn ein 
Volk die Chance zur Selbstbestimmung 
bekommt - und dies gilt für alle Län­
der, in denen die Kurden leben -, wird 
es zu einer Befriedung der Region kom­
men. Wer aber meint, mit einem Ver­
bot der PKK "dem Spuk" ein Ende zu 
machen, täuscht sich. Das Verbot wird 
eher jene in die Arme der PKK treiben, 
die sich derzeit legal für die Rechte der 
Kurdinnen und Kurden eingesetzt lu!:, 
ben. Mit dem Verbot der Vereine v.iliii!. · 
den Kurdinnen und Kurden in der ~J 
desrepublik die kulturelle Grundlage 
entzogen. Ein Zustand, den sich die 
türkische Regierung gewünscht hat. 
Das kulturelle kurdische Leben ist nun 
auch in der Bundesrepublik zum Still, 
stand gekommen. 

Die Zeit wird zeigen, daß dies nicht 
der richtige Weg ist und nur jene den 
Gewinn erzielen, die auf Gewalt set­
zen. Niemand, weder der türkische 
Staat, noch die PKK, wird einen wirkli­
chen Sieg davontragen. Verlierer sind 
die Kurdinnen und Kurden, und dies 
kann nicht im Sinne der Bundesrepublik 
Deutschland sein 
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Schöpferische Zerstö·rung 
Italiens Parteiensystem im Umbruch 

Das Schlagwort ,mn den "italieni­
schen Zuständen" ist längst zu 

einem Gemeinplatz öffentlicher 
Auseinandersetzungen geworden. Aus 
einer fortschrittlichen Perspektive be­
trachtet, durchlebt das politische Sy­
stems Italiens gegenwärtig eine Phase, 
die sowohl von Hoffnung als auch von 
Risiken charakterisiert ist. Hoffnungen 
beruhen insbesondere darauf, daß es 
den progressiven politischen Kräften 
gelingt, nach den "terribili anni ottan­
ta" ("schlimmen achtziger Jahren") 
politisch in die Offensive zu treten. Die 
Ergebnisse der Kommunalwahlen spie­
geln deutlich diesen Zustand wider. 

Rom, Genua, Ve.nedig, Palermo, 
Neapel und Triest stellen nach der 
Stichwahl vom 5. Dezember 1993 ei­
nen von Linksbündnissen mitgetrage­
nen Bürgermeister. lnsgesamt hat die 
Allianz um den Partito Democratico 
della Sinistra (PDS) in 47 Gemeinden 
die Bürgermeisterwahl für sich ent­
scheiden können. Die Lega stellt in 24 
vorwiegend kleineren lombardischen 
und venetischen Kommunen den Bür­
germeister, während der Movimento 
Sociale Italiano (MS!) sich in 11 südli­
chen Städten durchsetzen konnte. Die 
Democrazia Cristiana (DC) kam auf 
zwei Bürgermeisterposten. 

Nach allgemeiner Lesart hat die 
Linke am meisten vom Zusammen­
bruch der alten Machtstrukturen, insbe­
sondere des Zerfalls des sogenannten 
Zentrums, profitieren können. Übli­
cherweise wird das Zentrum stets auf 
der Folie des parteipolitischen Spek­
trums definiert und eingeordnet. Diese 
traditionelle Sichtweise verkennt m.E. 
die kulturelle, soziale und politische 
Hegemonie. bestimmter Machtgruppie­
rungen, die dieses Zentrum ausmach­
ten. Die Verbreitung einer gesteigerten 
Form des lndividualismus und des so­
zialen Egoismus, die der Medienzar 
Berlusconi als "Amerikanisierung" 

' Italiens teuer verkaufte, waren wesent­
liche Bestandteile dieser Machtaus-

12 
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FU Berlin, arbeitet für das Büro für Internatio­
nale Politik beim Parteivorstand des Partita 
Democratico della Sinistra (Rom). 

übung. Unter ökologischen Gesichts­
punkten trug diese Hegemonie zur 
Vernachlässigung planerischer Vorga­
ben bzw. zur ökologischen und sozialen 
Verwüstung vieler Städte bei. Wirt­
schaftspolitsch wurden monetaristische 
Maßnahmen eingeführt, die der neoli­
beralen internationalen Welle unterge­
ordnet waren. Das politische Vakuum, 
das das Zentrum hinterlassen hat, stellt 
damit nicht nur die Frage nach den 
Uberlebenschancen alteingesessener 
Parteieliten, sondern auch nach den 
Chancen für neue gesellschaftpolitische 
Perspektiven. 

Die Entwicklung der Lega zur 
Mehrheitspartei in großen Teilen Nord­
italiens und des MS! zur mehr­
heitsfähigen postfaschistischen Rechts­
partei ist nicht ausschließlich als Protest 
gegen die Korruptionsskandale (Tan­
gentopoli) zu werten. In der italieni­
schen Gesellschaft gibt es einen latent 
vorhandenen rechtsorientierten Werte­
konsens, der in Abwesenheit alternati­
ver konservativer Kräfte wesentlich zu 
den Erfolgen dieser Rechtsparteien bei­
_getragen hat. Sowohl die Lega als auch 
der MS! trachten danach, sich als füh­
rende nationale Kraft eines konservati­
ven Bündnisses zu .etablieren. Daß ih­
nen dies bislang nicht gelungen ist (und 
wahrscheinlich auch nicht -gelingen 
wird) belegt die Tatsache, daß bei­
spielweise die erwartete Expansion der 
Lega in Richtung südlicher Regionen, 
aber auch die "Eroberung" prestigevol­
ler nördlicher Städte wie Venedig oder 
Genua, nicht stattgefunden hat. 

In ähnlicher Weise versucht der 
Vorsitzende des MS!, Gianfranco Fini, 
der immerhin einen historiscben Wahl­
sieg für seine Partei erringen konnte, 
sich des "faschistischen Ghettos" zu 
entledigen, um über die eigene Partei­
grenze hinweg mögliche Bündnispart­
ner zu gewinnen. In diese Richtung be­
~egt sich auch die politische Hand­
Jungstrategie von Silvio Berlusconi, der 
sich explizit bei der römischen Stich­
wahl für die Neofaschisten ausgespro­
chen hatte. Berlusconi versucht mit al­
len Mitteln, eine Regierungsübernahme 
seitens der Allianz der Linken zu ver­
hindern. Mittlerweile hat er sein ganzes 

von Marco Piantini* 

persönliches Gewicht als Unternehmer 
in die Wagschale geworfen und ist mit 
seinem politischen Programm .Forza 
Italia" an die Öffentlichkeit getreten. 

Die Christdemokraten haben eine 
nicht überraschende politische Margi­
nalisierung erfahren. Die DC trägt als 
Regierungspartei par excellance die 
Hauptverantwortung für den ökonomi­
schen, sozialen und moralischen Nie­
dergang der italienischen Gesellschaft. 
Der Führung der DC ist es nicht ge­
lungen, nach den ersten sich abzeich­
nenden Stimmverlusten frühzeitig in­
nerparteilich die Weichen zu stellen 
und in die Opposition zu gehen, um ei-

- nerseits das sog. "blockierte" politische· 
System Italiens zu verändern, anderer­
seits ihr eigenes parteipolitisches Profil 
zu wahren. Die Umbenennung der DC 
in den Partito Populare geht nur 
schmerzhaft vonstatten. 

Während die italienische Linke sich 
noch vor vier Jahren in. einer äußerst 
prekären Lage befand, ist sie wie Phö­
nix aus der Asche als Gewinnerin die­
ser Kommunalwahlen hervorgetreten. 
Maßgeblich dazu beigetragen hat das 
neue Wahlgesetz, das die Direktwahl 
des Bürgermeisters vorsieht. Die politi­
sche Glaubwürdigkeit vieler ihrer 
Bürgermeisterkandidaten ermöglichte 
in vielen Fällen das Entstehen einer 
breiten Allianz, die den Bogen von La 
Rete, Rifondazione Comunista, die 
Grünen über den PDS bis hin zu katho­
lisch inspirierten politischen Gruppie­
rungen spannte. Der weitergehende 
Vorschlag Achille Occhettos, einen 
programmatischen Runden Tisch der 
Linken einzuberufen, kann als Zeichen 
einer hoffnungsvollen neuen Phase der 
Erneuerung vor den anstehenden W ah­
len auf nationaler Ebene im März ange­
sehen werden. Nichtsdestoweniger 
bleibt die Linke zersplittert und starke 
programmatische Unterschiede inner­
halb derselben werden fortbestehen. 

Insgesamt haben die Kommunal­
wahlen aufgezeigt, daß aus extremen 
Formen der Politikverdrossenheit nicht 
nur zerstörerische Elemente entstehen 
können, sondern darin auch die Chance 
einer bürgemahen Politik des "Neuan­
fangs" liegt. 
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CiECiEN DEN STROM 

Die Beiträge des Heftschwerpunkts 
"Sozialstaat" der spw 75 widerspiegeln 
d.ie aktuelle Situation: im Vordergrund 
steht die Auseinandersetzung mit den 
aktuellen Angriffen der Konservativen 
und Liberalen auf den Sozialstaat. Da­
bei ist unstreitig, daß sich die Linke 
nicht auf die Abwehr aktueller Sozial­
abbau-Schweinereien beschränken 
darf, sondern eigene Vorstellungen 
zum Umbau des Sozialstaats entwickeln 
muß. Entscheidend ist nicht die Frage 
ob, sondern in welche Richtung und 
nach welchen Kriterien ein Umbau er­
folgen soll: 

Den Neokonservativen geht es dar­
um, die Entstehung, Verteilung und 
Verwendung von Einkommen soweit 
wie möglich privater Entscheidung zu 
überlassen und die sozialen Verhältnis­
se und Wirkungsmechanismen der ka­
pitalistischen Marktwirtschaft so wenig 
wie möglich durch gesetzliche und kol-

SOZIALSTAAT 

Einleitung 

lektivertragliche Regulierungen und so­
ziale Absicherungen einzuschränken. 
Dabei geht es weniger um Reduzierung 
als um Privatisierung von Kosten und 
den Abbau solidarischer Finanzierung. 

Dagegen geht es Linken beim Um­
bau des Sozialstaats gerade darum, die 
Bedeutung des Sozialstaats als lnstru­
ment demokratischer Gesellschaftsge­
staltung auszubauen, also verstärkt ge­
gebene soziale Verhältnisse und Markt­
ergebnisse im Sinne der ganz anderen 
Logik sozialer Gerechtigkeit und der 
Orientierung an individuellen und ge­
sellschaftlichen Bedürfnissen zu korri­
gieren. Maximen eines so verstandenen 
Umbaus sind u.a.: 

- Absicherung auch bisher nicht ab­
gedeckter Risiken (Pflegebedürftigkeit) 
und Einführung einer bedarfsgerechten 
Mindestleistungshöhe in allen Zweigen 
der sozialen Sicherung; 

- vor dem Hintergrund fortschrei­
tender Individualisierung muß soziale 
Absicherung gesellschaftlich organi­
siert werden und kann nur noch in be­
grenztem Maße der Familie und der 
Haushaltsgemeinschaft aufgebürdet 
werden; 

- Umstellung des bisher von traditio­
nell patriarchalen Verhältnissen ausge­
henden Sozialstaats im Sinne der 
Emanzipation und sozialen Gleichstel­
lung der Frauen und der Gleichbehand-

von Ralf Krämer 

(Foto: Stephan Hoppe) 

Jung verschiedener frei gewählter Le­
bensformen; .. 

- Einbeziehung möglichst aller Pwc ··-,.,w·,.,. 
sonen und aller Einkommen sowohl;,jii. 
die Leistungen wie insbesondere aillili 
in die Finanzierung der sozialen Siehe-. 
rung; 

- Entbürokratisierung und Demokra­
tisierung des Sozialstaats; 

- verstärkte Orientierung auf Prä­
vention sozialer Probleme und damit 
auf regulierende Eingriffe insbesondere 
in den Produktionsbereich und in die 
Verteilungsverhältnisse. 

Im Mittelpunkt muß . die Bekämp­
fung der Massenarbeitslosigkeit stehen. 
Dies betont auch Rudolf Dreßler, wo­
bei über seinen Vorschlag zur Entwick­
lung eines neuartigen "2.Arbeitsmark­
tes" sicher noch erheblicher Diskussi-. 
onsbedarf besteht. 

Für die Linke ergeben sich zwei 
Hauptaufgaben: 

- ihre Positionen mit Blick auf den 
Zusammenhang der sozial-, wirt­
schafts-, finanz-, umwelt- und entwick­
lungspolitischen Programmatik im Sin­
ne eines konsistenten Umbauprojekts 
weiterzuentwickeln; 

- die ideologische Auseinanderset­
zung mit den Neokonservativen um die 
Notwendigkeit und Zielrichtungen ei­
nes Umbaus verstärkt offensiv zu füh­
ren - auch in der Sozialdemokratie. 

13· 



!I 
i, 
! 

,ii 
,!, 

'" 1: 
'!I 

"' 
ji 

fli 
1,1 

:1 

" i! 

" 
'I 

!: 
'i 
!I 
ili 

... 
hl 
11, 

I! 
I 
':i 

. 
0 
0 
0 

' C . 
• 
~ -. 
0 

~ 

SOZIALSTAAT 

Sozialstaat im Abbruch 

1 . Die nächste Runde 
des Sozialabbaus ist 

eingeläutet 

Noch ehe die ab 1994 wirkenden 
massiven sozialpolitischen Lei­
stungskürzungen und -einschnitte im 
Rahmen der Spar- und Konsoli­
dierungsgesetze überhaupt in Kraft ge­
treten waren (der SPD dominierte Bun­
desrat konnte im Vermittlungsausschuß 
lediglich kleinere Modifikationen der 
ursprünglichen Pläne durchsetzen), 
verkündeten Kohl, Schäuble, Solms, 
Waigel und andere, daß eine weitere 
.Operation" bereits im Frühjahr 1994 
notwendig sei. Nunmehr müsse die ge­
samte Sozialpolitik .auf den Tisch" -
Tabus könnten nicht mehr gelten, denn 
schließlich gehe es darum, den Wirt­
schaftsstandort Deutschland zu retten 
und durch Kürzungen bei den .konsum­
tiven" Sozialleistungen die gefährdeten 
Staatsfinanzen zu sanieren. 
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Dr. Gerhard Bäcker, wissenschaftlicher Refe­
rent im Wirtschafts- und Sozialwissenschaft­
lichen Institut des DGB (WSU, Düsseldorf 

Diese Dramaturgie hat ihren poli­
tisch-psychologischen Sinn - das Drauf­
satteln von Kürzungen soll einen Ge­
wöhnungseffekt hervorrufen und den 
Widerstand der Betroffenen brechen. 
So scheint bereits jetzt vergessen, wel­
che tiefen Einschnitte ab 1994 im sozia­
len Sicherungssystem wirksam werden 
und Arbeitnehmer wie Soziallei­
stungsempfänger belasten. Zur Erinne­
rung und längst nicht vollständig: 
• Begrenzung der originären Arbeits­

losenhilfe auf 1 Jahr 
• Kürzung der Sätze für Lohnersatz­

leistungen: Arbeitslosengeld, Kurz­
arbeiter- und Schlechtwettergeld 
von 63 auf 60 % (bei Kindern von 
68 auf 67%) 

• Absenkung des Unterhaltsgeldes auf 
das Niveau des Arbeitslosengeldes 
und Übergang zu einer Kann-Lei­
stung 

• Wegfall des Schlechtwettergeldes ab 
Frühjahr 1996 

• Kürzungen bei den ABM um 1,3 
Milliarden pro Jahr 

• Kürzungen des ( einkommensabhän­
gigen) Kindergeldes 

• Einkommensabhängigkeit des Erzie-

von Gerhard Bäcker• 

hungsgeldes ab dem ersten Monat 
• Begrenzung der Erhöhung der Re­

gelsätze der Hilfe zum Lebens­
unterhalt in den nächsten zwei Jah­
ren (Bemessungszeiträumen) auf 2 
% , allerdings nur im Rahmen der 
allgemeinen Nettoeinkommens­
entwicklung (was angesichts der zu 
erwartenden Lohnabschlüsse und 
Abzugssteigerungen reine Nullrun­
den bedeuten dürfte) 

• Verpflichtung von Sozialhilfeemp­
fängern zu gemeinnützigen Arbei­
ten; die Kommunen .sollen" die 
entsprechenden Arbeitsplätze zur 
Verfügung stellen. 
Zusammengenommen machen die 

Kürzungen im Sozialbereich für 1994 
bis 1996 einen Betrag von über 30 Mrd . 
DM aus - das sind zwei Drittel des 
Sparpakets insgesamt. Die Belastungen 
der Haushaltskonsolidierung werden 
höchst einseitig verteilt. Die offizielle 
Rede vom .Umbau" des Sozialstaates 
entlarvt sich als Täuschung - es geht 
schlicht um den Abbau zentraler Ele­
mente der sozialen Sicherung. 

2. Sozialpolitik als 
kollektiver Mißbrauch ? 

An Begründungen für diese Politik 
fehlt es nicht. Als wesentliche Ursache 
für die tiefgreifende Konjunktur- und 
Strukturkrise in Westdeutschland und 
für den anhaltenden Niedergang der 
ostdeutschen Wirtschaft gelten neben 
den zu hohen Löhnen und Lohn­
nebenkosten die . .Auswüchse" des 
Sozialstaates. Die Grenzen der Be­
lastbarkeit der Wirtschaft seien erreicht 
und überschritten. Arbeitslosigkeit 
wird als Folge überhöhter Arbeits- und 
Sozial.kosten, zu generöser Soziallei­
stungen und kontraproduktiver tarif­
und arbeitsrechtlicher Regulierung de­
finiert. Lohnsenkung, Deregulierung, 
Privatisierung und "Entschlackung von 
unproduktiven, leistungshemmenden 
und unbezahlbaren sozialen Wohltaten" 
gelten insofern als Voraussetzung für 
Gewinnsteigerung, Wirtschaftsbele­
bung, Produktivitätswachstum und Ex-
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portsteigerung in der internationalen 
Standortkonkurrenz. 

Diese nicht neuen, sondern den Weg 
der Sozialpolitik immer begleitenden, 
insbesondere in Krisenperioden auf­
flammenden ökonomischen Argumen­
tationsmuster werden flankiert durch 
eine öffentlich inszenierte Kampagne 
gegen das Grundverständnis von Sozi­
alpolitik und Sozialstaatlichkeit über­
haupt. Zeitgleich zu den Kürzungs­
vorschlägen und -maßnahmen setzte in 
der veröffentlichten Meinung eine 
Kampagne über den verbreiteten • Miß­
brauch" und "Wildwuchs" in der 
Sozialpolitik ein. Verfolgt man die Äu­
ßerungen von Regierungsmitgliedern 
und Arbeitgebervertretern und liest die 
Analysen und Politikempfehlungen der 
herrschenden Wissenschaft, dann sind 
es die Arbeitnehmer, die sich im .kol­
lektiven Freizeitpark" ausruhen und 
den Wirtschaftsstandort gefährden. 
Und es sind die Arbeitslosen und So­
zialhilfeempfänger, die die Solidarge­
meinschaft .rücksichtslos ausbeuten", 
sich .schamlos an öffentlichen Mitteln 
bereichern". Die Rede ist davon, daß 
Sozialhilfeempfänger fmanziell besser 
dastehen als Erwerbstätige, für die sich 
ihre harte Arbeit nicht mehr lohne. Ein 
Leben mit Sozialhilfe sei zu bequem 
gewotden und lähme den Leistungs­
willen. Sozialpolitische Leistungs­
kürzungen insbesondere bei der Sozial­
hilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt) und 
bei der Arbeitslosenunterstützung er­
scheinen in diesem Kontext als Aus­
druck von .Gerechtigkeit" und als Bei­
trag zur Wiederherstellung der Arbeits­
motivation. 

Empirische Belege für diese Be­
hauptungen eines plötzlich aufge­
tretenen massenhaften Mißbrauchs, von 
Wildwuchs und Überschneidungen zwi­
schen Arbeitseinkommen und Sozialhil­
fe gibt es nicht und werden auch nicht 
geliefert. Im Gegenteil: Die Analysen 
zeigen, daß die Sozialhilfesätze noch 
unter dem sozial-kulturellen Exi­
stenzminimum liegen, daß Arbeitslose 
nur niedrige Unterstützungsleistungen 
erhalten (und zu einem wachsenden 
Teil völlig leer ausgehen) und bereit 
sein· müssen und bereit sind, Zumutun­
gen jeder Art hinzunehmen, um eine 
Arbeit zu erhalten. Viele Sozialleistun­
gen werden erst gar nicht in Anspruch 
genommen, obwohl ein Anspruch auf 
sie besteht (so vor allem bei der Sozial­
hilfe, beim Wohngeld, beim Kinder­
geldzuschlag). Aber auf die soziale 

Wirklichkeit kommt es bei der Kampa­
gne nicht an. Durch die Nennung von 
(konstruierten oder auch tatsächlichen) 
Einzelbeispielen wird an Vorurteile und 
Unwissen in der Bevölkerung ange­
knüpft, können Themen besetzt und 
Stimmungen erzeugt werden. Die Op­
fer der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung erscheinen als Täter, als 
Verursacher der gegenwärtigen Pro­
bleme und Konflikte. Der Boden für die 
Akzeptanz von Sozialabbau ist bereitet. 

3. Überschneidung von 
Löhnen und ~ozialhilfe? 

Die Auswertung der aktuellen Ver­
dienststatistik zeigt, daß die Fälle, bei 
denen die verfügbaren Arbeitsein­
kommen noch unterhalb der Sozial­
hilfeschwelle liegen, in der Realität so 
gut wie nicht vorkommen. Vergleicht 
man die durchschnittlichen Monatsver­
dienste in den unteren Entgeltgruppen 
(Leistungsgruppe 3 bei den Arbeite­
rinnen in der Industrie; Leistungsgrup­
pe V bei den Angestellten in der Indu­
strie und im Handel) mit den 
Sozialhilfeschwellen, dann zeigt sich, 
daß selbst die Verdienste der Frauen in 
aller Regel höher liegen. Eine Über­
schneidung mit der Sozialhilfe tritt nur 
dann auf, wenn mehrere ältere Kinder 
zum Haushalt zählen, zugleich die Mie­
ten außerordentlich hoch sind und nur 
ein Haushaltsmitglied Einkommen be­
zieht. 

Soweit also in der Realität Über­
schneidungen zwischen Löhnen und 
Sozialhilfe vorkommen, liegen die Ur­
sachen nicht in einem zu hohen 
Sozialhilfeniveau - verantwortlich sind 
vielmehr der unzureichende Kinderla­
stenausgleich und die verfehlte Woh­
nungspolitik. Da das Kindergeld nicht 
den notwendigen Lebensbedarf eines 
Kindes abdeckt, muß bei unteren Ein­
kommensgruppen die Sozialhilfe er­
satzweise die Funktion des Kinder­
lastenausgleichs übernehmen, während 
auf der anderen Seite durch die steuer­
lichen Kinderfreibeträge und das 
Ehegattensplitting die Spitzenverdiener 
über alle Maßen begünstigt werden. 

Die Sozialhilfe ist in der Bundesre­
publik die einzige Sozialleistung, die 
ein Mindesteinkommensniveau garan­
tiert und den freien Fall nach unten auf­
hält. Wer die Sozialhilfe kürzt, möchte 
nicht zuletzt diesen Sockel, der auch 
den Spielraum für Niedrigstlöhne be­
grenzt, absenken, uin eine Lohnsen-
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kung zu erleichtern. 
Vorurteile und Unwissenheit wer­

den genutzt und gegen die Schwächsten 
der Gesellschaft gewendet. Nicht Ar­
mut und Unterversorgung, sondern die 
Armen werden bekämpft. Der Solidari­
tätsappell wird ins Gegenteil verlcehrt: 
Solidarität im Sinne der konservativ­
liberalen Politik heißt, daß die Armen 
und Arbeitslosen für die "Wirtschaft" 
und die .Leistungsträger" abzugeben 
haben. Daß es die Wohlhabenden sind, 
die Finanzbeträge in mehrstelliger Mil­
liardenhöhe am Finanzamt vorbei nach 
Luxemburg transferieren, gilt allenfalls 
als Kavaliersdelikt. Für dieses Klientel 
muß sich .Leistung wieder lohnen" -
und zwar ungehindert von sozi­
alstaatlichen Rücksichtnahmen. 

4. Zum Realitätsgehalt 
des „überbordenden" 
und „unproduktiven" 

Sozialstaates 
Kenner der Materie reiben sich ver­

wundert die Augen, wenn die Kosten 
der sozialen Sicherung als Beleg für die 
standortgefährdende Kostenkrise ,-. :ill , 
Deutschland ausgegeben werden. llit ,; 
sache ist, daß die Sozialleistungsqll!i' 
in Westdeutschland von 1982 bis 19!l0 
von 33, l % auf 29, 4 % zurückgegangen 
ist. Auch die Belastung des Sozial­
produktes durch Beiträge ging in die­
sem Zeitraum um fast einen halben 
Prozentpunkt zurück. Betrachtet man 
die Finanzierungsseite bei den So­
zialausgaben, so zeigt sich ein eindeu­
tiger Gewinner: der Bund zu Lasten der 
Beitragszahler und der Gemeinden 
(steigende Sozialhilfeempfängerzal!­
len!). 1982 trugen die öffentlichen 
Haushalte über Zuschüsse und Zuwei­
sungen mit 33, 7% zur Finanzierung al­
ler Sozialleistungen bei, 1990 waren es 
noch 29,8%. 

Zur These von den (durch die ge- · 
werkschaftliche Tarifpolitik und die 
steigenden Lohnnebenkosten) überhöh­
ten Arbeitskosten in der Bundesrepu­
blik stellt das DIW fest, daß die im 
ökonomischen Zusammenhang allein 
entscheidenden Lohnstückkosten in den 
letzten Jahren nicht stärker gestiegen 
sind als im Durchschnitt der Han­
delspartner. Und in einem weiteren 
Gutachten zur Verteilungsentwicklung 
in den 80er Jahren kommt das DIW zu 
dem Ergebnis, daß von 1982 bis 1991 
die Nettoeinkommen aus abhängiger 
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Arbeit um 44 % , die Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen 
hingegen um 123% zugelegt haben. 
Wird zudem die Preisentwicklung be­
rücksichtigt, errechnet sich bei den Ar­
beitnehmern ein Realzuwachs von le­
diglich 10 % , bei den Selbständigen 
(ohne Landwirte) jedoch von mehr als 
60 % . Der Abstand von Arm und Reich 
in der deutschen Gesellschaft ist in den 
80er Jaluen - dem konservativen Jalu­
zehnt - sichtbar gewachsen! 

Auch für die von liberaler Seite im­
mer· wieder formulierte und erhoffte 
Erwartung, daß der Wohlstandszu­
wachs und der Trend der Individualisie­
rung den Boden für eine individuelle, 
privatisierte Risikovorsorge und für 
den Rückzug kollektiver Regelungen 
bereitet habe, finden sich keine em­
pirischen Evidenzen: Analysiert man 
die vorliegenden einkommens- und ver­
mögensstatistischen Daten, läßt sich die 
These nicht halten, der Großteil der 
Arbeitnehmerhaushalte könne sich we­
gen des hohen verfügbaren Haushalts­
einkommens sowie der Verfügung über 
Geld- und Grundvermögen besser pri­
vat absichern. Auch Arbeitnehmer­
haushalte im mittleren Einkommensbe­
reich sind nicht in der Lage, größere 
Unterbrechungen im Erwerbseinkorn, 
merlsfluß zu überbrücken. Die Garantie 
eines auch in Notlagen kontinuierlich 
gesicherten Einkommensstroms ist für 
die Sicherung ihres Lebensunterhalts 
unverzichtbar. 

Kollektivität und Individualität ste­
hen nicht, wie die Liberalen dies unter­
stellen, gegeneinander, sondern bedin­
gen sich. Die Souveränität der Men­
schen über ihre Lebensentwürfe und 
Lebensformen und über ihre gewonne­
ne Zeit sowie die Möglichkeiten reich­
haltiger individueller Betätigungen blei­
ben an die Voraussetzung der kollekti­
ven, gesellschaftlichen Sicherung der 
materiellen und sozialen Basis ge­
bunden. Je mehr sieb die traditionellen 
Lebensweisen und sozialen Bindungen 
auflösen, umso mehr entstehen neue, 
erweiterte Bedürfnisse nach sozialer Si­
cherheit. Soziale Sicherheit ist in die­
sem Sinne institutionelle Voraussetzung 
von individueller Entfaltung. 

Durch Sozialabbau sollen Ausgaben 
vermindert werden, heißt es. Dabei 
handelt es sich im Effekt aber nicht um 
eine Ausgabenverminderung insge­
samt, sondern tatsächlich nur um eine 
Lastenverschiebung auf die Betrof­
fenenen und ihre Familien selber. Auch 
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beim Übergang von der solidarischen 
Sozialversicherung zum privaten 
Versicherungswesen bleiben die Kosten 
zunächst unverändert. An die Stelle so­
lidarischer Sozialversicherungsbeiträge 
oder Steuern treten nun risikobezogene 
Prämien, die nicht das Belastungsni­
veau, aber die Belastungsstruktur ver­
schieben. Da bei Privatversicherungen 
der Solidarausgleich fehlt, werden 
diejenigen am stärksten betroffen, die 
aufgrund von Alter, Gesundheitsstand, 
Arbeitbelastungen, Geschlecht die 
höchsten Risiken tragen, während die 
"guten Risiken" mit einer Entlastung 
rechnen können. Auch Selbstbeteili­
gungsregelungen und Znzahlungen bei­
spielsweise im Gesundheitssystem füh­
ren nicht zu einer Kostenbegrenzung 
insgesamt, sondern zu einer Verschie­
bung der Lasten, die nun von den Kran­
ken zu einem großen Teil selbst getra­
gen werden müssen. Insgesamt können 
die Kosten des Gesundheitssystems so­
gar steigen: So liegt in den USA mit ih­
rem dominierenden privaten Gesund­
heits- und Versicherungswesen der An­
teil der Gesundheitsausgaben am 
Volkseinkommen mit 12 vH höher als 
in allen westeuropäischen Staaten. 

Sozialpolitik wird im Augenblick al­
lein unter dem Belastungs- und Finan­
zierungsaspekt diskutiert. Dabei wird 
aber schlicht vernachlässigt, daß · der 
Sozialstaat in entwickelten Industrie­
gesellschaften zugleich eine wesentli­
che Produktivkraft ist. Sozialpolitik ist 
eine unabdingbare Voraussetzung pri­
vatwirtschaftlicher Produktion. Sozial­
ausgaben sind Investitionen in Human­
kapital. Sie sichern die Reproduktion, 
die Gesundheit und die Qualifikation 
der Arbeitskraft. Ohne eine garantierte 
soziale Absicherung gegen die sozialen 
Risiken und Wechselfälle des Lebens 
wäre der Einsatz motivierter und quali­
fizierter · Arbeitskräfte nicht möglich. 
Sozialpolitik garantiert den sozialen 
Frieden, sie ist ein unverzichtbarer Be­
standteil für eine stabile demokratische 
Gesellschaft. Sozialer Friede, demo­
kratische Strukturen, Akzeptanz von 
Werten wie Toleranz, Achtung der 
Menschenwürde, Weltoffenheit sind 
wichtige außerökonomische Faktoren 
für die Standortentscheidungen von Un­
ternehmen. 

Sozialausgaben stellen darüberhin­
aus ·einen bedeutenden Teil der gesamt­
wirtschaftlichen Nachfrage dar, ohne 
deren Stabilisierung eine dauerhafte 
wirtschaftliche Belebung nicht möglich 

ist. Wir leben in der gegenwart1gen 
Wirtschaftslage nicht über, sondern un­
ter unseren Verhältnissen, das Produkt­
ions- und Arbeitskräftepotential ist un­
ter- und nicht überausgelastet. Und 
schließlich: Der Sozialstaat schafft und 
sichert auch direkt Arbeitsplätze, so 
insbesondere in den sozialen Berufen 
(stationäre und ambulante Pflege, Er­
zieherinnen usw.), an denen ein hoher, 
ungestillter gesellschaftlicher Bedarf 
besteht. 

5. Über den Sozialabbau 
zum Umbau 

der Gesellschaft 

Die Gegenüberstellung von Ideolo­
gie und Realität, die Ignoranz der Fak­
ten zeigt, daß es bei der herrschenden 
Politik um mehr geht als um ein 
Reagieren auf Haushaltsdefizite und 
Konjunkturkrise. Der sozialstaatliche 
Grundkonsens in der Bundesrepublik 
wird prinzipiell in Frage gestellt. 
Wirtschaftskrise und Finanzierungspro­
bleme sind ein willkommener Anlaß, 
einen grundsätzlichen Umbau der Ge­
sellschaft einzufordern. Mit dem Ende 
der Systemkonkurrenz hat das Modell 
"soziale Marktwirtschaft" mit seinen 
Elementen Sozialpolitik und Tarifauto­
nomie ausgedient. Die politischen 
Chancen, die die Krise bietet, werden 
ausgenutzt, um weitreichende Wei­
chenstellungen einzuleiten. 

Arbeitskräfte sollen 
nicht nur „billiger", 
sondern auch „williger" 
gemacht werden. 

So beziehen sich die sozialpoliti­
schen Forderungen aus der auch in der 
CDU immer stärker werdenden markt­
radikalen Ecke nicht länger nur auf ein­
zelne Leistungskürzungen, sondern auf 
eine Umstrukturierung des Sozialsy­
stems insgesamt, auf eine residuale 
Mindestversorgung auf unterstem Ni­
veau für die Armen und des ansonsti­
gen Verweises auf die Privatversiche-· 
rung ( vgl. etwa die Grundrentenmo­
delle von Biedenkopf oder Rexroth, die 
"Reform"vorstellungen zur Kranken­
versicherung durch die FDP oder die 
Vorstellungen zu einer, die Sozialhilfe 
und andere Sozialtransfers ersetzende 
negativen Einkommensteuer durch die 
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FDP, die Mittelstandsvereinigung der 
CDU und die Christlich-Demokrati­
sche Arbeitnehmerschaft(!)). 

Die Verteilungs- und Sanktions­
kriterien des Marktes sollen sich im so­
zialen Sicherungssystem im Sinne einer 
"lean security" widerspiegeln: Diejeni­
gen, die am Markt besonders schlecht 
abschneiden, werden dann auch im So­
zialleistungsystem besonders schlecht 
und unwürdig behandelt und schließlich 
augegrenzt. Werden Arbeitslosigkeit, 
Ausgrenzung und Armut zur realen Be­
drohung, steigen Bereitschaft und 
Druck, auch einen ungeschützten Ar­
beitsplatz zu den schlechtesten Kondi­
tionen anzunehmen. Arbeitskräfte sol­
len nicht nur "billiger", sondern auch 
"williger" gemacht werden. Soziale Si­
cherheit, die auch im Risikofall von 
Arbeitslosigkeit die Existenz- und Le­
bensbedingungen stabilisiert und eine 
gleichberechtigte Teilhabe aller am ge­
sellschaftlichen und sozialen Leben ga­
rantiert, kann hier nur störend wirken. 

Die bereits in den 80er Jaluen steil 
angestiegene Armutsbevölkerung - von 
1980 auf 1991 hat sich die Zahl der 
Empfänger von Hilfe zum Lebensun­
terhalt von 1,25 Mio. auf 2,8 Mio. 
mehr als verdoppelt - ist insofern auch 
kein Ergebnis eines sozialpolitischen 
"Betriebsunfalls", sondern durch die 
Ausdünnung des sozialen Sicherungs­
systems ganz bewußt produziert wor­
den. Wenn nunmehr von der Regie­
rungskoalition - sekundiert von den Ar­
beitgebern - gefordert wird, Arbeitslo­
se verpflichtend zu sog. "Gemein­
schaftsarbeiten" einzusetzen, wird so­
gar für einen direkten Arbeitszwang au-

ßerhalb und unterhalb der tarif-, ar­
beits- und sozialrechtlichen Standards 
plädiert. Die Parallelen zum Reichsar­
beitsdienst sind unübersehbar. 

Die Konturen einer gespaltenen Ge­
sellschaft werden deutlich. Nun wissen 
wir, daß die "Zwei-Drittel-Gesell­
schaft" (noch?) nicht der Realität ent­
spricht. Der Kreis der Bevölkerung, 
der dauerhaft ausgegrenzt ist, ist klei­
ner. Zudem bestehen zwischen Rand 
und Kern keine starren Abgrenzungen, 
sondern fließende Übergänge; das Ri­
siko, arbeitslos zu werden und zu blei­
ben, in Einkommensnot zu geraten, die 
Wohnung nicht bezahlen zu können, 
trifft breite Arbeitnehmerschichten. 
Aber alle Anzeichen deuten darauf hin, 
daß sich die sozialen Probleme in Zu­
kunft stärker auf den gesellschaftlichen 
Randbereich konzentrieren und sich die 
Gesellschaft in einem für Deutschland 
bislang unbekannten Maße polarisiert 
und spaltet. Vor allem in den Großstäd­
ten entstehen brisante Problem- und 
Konfliktlagen, wie sie bislang nur aus 
den USA oder Frankreich bekannt sind: 
Dauerarbeitslosigkeit, unterwertige, 
vielfach illegale Randbeschäftigung, 
Wohnungsnot, Obdachlosigkeit, Dro­
genkonsum, ethnische Konflikte ballen 
sich in den neuen Ghettos. 

Die politischen und sozialen Folgen 
dieser Politik sind verheerend. Wer an­
gesichts der ökonomischen und sozialen 
Probleme im vereinigten Deutschland 
die Spaltungen in der Gesellschaft und 
auf dem Arbeitsmarkt noch vorantreibt, 
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Ausgrenzung und Verarmung als 
(wirtschafts)politisches Mittel einsetzt 
und Arbeitslosigkeit wenn nicht igno­
riert, aber doch bagatellisiert, handelt 
politisch verantwortungslos. Autoritä­
res Ordnungsdenken, der Ruf nach 
"einfachen Lösungen", Rechtsradika­
lismus, Ausländerfeindlichkeit und mi­
litanter Fremdenhaß werden um sich 
greifen. Die Wahlergebnisse der näch­
sten Monate werden zeigen, daß der 
dumpfe Protest nach ganz Rechts aus­
schlägt. Auf dem Spiel stehen die 
Grundlagen unserer Demokratie. Ele­
mentare Grundwerte wie Toleranz, 

· Solidarität und W aluung von Men­
schenrechten geraten in Gefalu, wenn 
Verarmung und Perspektivlosigkeit 
weiter wachsen. 

6. Weiterentwicklung 
des Sozialstaats auch in 

der Krise 

Andererseits gilt aber auch, daß allein 
Verteidigung und Ausbau der klassischen 
sozialpolitischen Schutzfunktionen eine 
unzureichende Voraussetzung für die 
Zukunftsgestaltung sind. Der Sozials~ 
muß den ~ozialen :WaJldel berüc~-' 
gen und steh zugleich offnen für diea. ,,, ., · 
sprüche der "Modernisierungsgewinnl:r" 
aus den neuen Angestellten- und Mit­
telschichten und für die Interessen und 
Lebensbedingungen von Frauen. Wir\! 
diese Anpassung (mit dem Hinweis auf 
"wichtigere Probleme" und der erforder­
lichen Konzentration auf die Interessen 
der "kleinen Leute") unterlassen, droht 
die Akzeptanz von Sozialpolitik zu 
schwinden. Die hergebrachten Prinzipi­
en, Leitbilder und Regelungen werden 
dann zunehmend als Bevormundung und 
Einengung empfunden. 

Eine sozialpolitische Reformdebatte 
ist überfällig, sie sollte nicht nur als Ri­
siko und Bedrohung sozialer Besitz­
stände, sondern auch als Chance zum 
Aufbrechen von Blockaden gesehen 
werden. In dieser Debatte kommt es 
nicht zuletzt darauf an, die fatalen ge­
samtwirtschaftlichen und -gesellschaft­
lichen Kosequenzen der scheinbar so 
einfachen und kostengünstigen libera­
len Privatisierungs- und Deregulie­
rungsmodelle zu verdeutlichen. 

Diese doppelte sozialpolitische Auf­
gabenstellung steht und fällt mit einer 
Orientierung der Gesamtpolitik auf das 
Ziel, die Massenarbeitslosigkeit zu be­
kämpfen und möglichst weitgehend 
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einzudämmen. Wer sich mit der Ar­
beitslosigkeit arrangiert, hat den Kampf 
um die Zukunftsgestaltung des So­
zialstaates verloren. Sozialpolitik wird 
dann in ihrer Leistungsfähigkeit und 
Finanzierbarkeit überfordert. Diese 
Überforderung ist zu befürchten, wenn 
alle ungelösten Probleme aus den 
vorgelagerten Bereichen, wie öko­
nomisches System, Arbeitsmarkt, ge-

sellschaftlicher und politischer Um­
bruch, als sozialpolitisch zu bearbeiten­
de Probleme verstanden und diesem 
Politikfeld überantwortet werden. Die 
.Rote-Kreuz-Station" hinter den Fron­
ten des Systembr:uchs versagt, wenn 
sich die Rolle des Staates im wesent­
lichen auf den nachträglichen sozialpo­
litischen Eingriff beschränkt und die 
Übernahme einer aktiven Führungsrolle 
in einer beschäftigungs- und entwick­
lungssichernden Wirtschafts-, Struktur­
und Industriepolitik unterbleibt. 

Eine Politik, die die Wurzelo von so­
zialen Risiken beseitigen will, muß sich 
auf die vorgelagerten arbeitsmarkt- und 
wirtschaftspolitischen Strukturen bezie­
hen. Perspektivisch muß es darauf 
ankommen, die in der Produktion, auf 
dem Arbeitsmarkt und im Arbeitspro­
zeß angesiedelten Ursachen der ge­
fährdeten Lebens- und Einkommensbe­
dingungen zu beseitigen und dem Recht 
auf Arbeit bei gesicherten Arbeitsver­
hältnissen Geltung zu verschaffen. Das 
Recht auf Arbeit und das Recht auf so­
ziale Sicherheit ergänzen sich. Das 
heißt, Armutsbekämpfung darf an der 
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sozialstaatlichen Gestaltung der Öko­
nomie nicht vorbeigehen: Abbau der 
Arbeitslosigkeit durch Struktur-, Indu­
strie- und Beschäftigungspolitik, durch 
Arbeitszeitverkürzung und durch den 
Einsatz der aktiven Arbeitsmarktpolitik_. 

Solange es aber nicht gelingt, Ar­
bei,tsplätze in ausreichender Zahl zu si­
chern und zu schaffen, muß mit den 
Mitteln der sozialen Sicherheit dafür 

Sorge getragen werden, daß keine Frau 
und kein Mann bei Arbeitslosigkeit 
oder im Alter in Armut gerät. Dringend 

'erforderlich ist die Einführung einer 
bedarfsorientierten sozialen Grundsi­
cherung auf einem ausreichenden Lei­
stungsniveau und unter nicht dis­
kriminierenden Leistungsbedingungen. 
Das Ringen um eine ausreichende so­
ziale Absicherung hat eine eigenständi­
ge Bedeutung, weil von einer Lösung in 
diesem Bereich Rückwirkungen auf die 
Erwerbsarbeit ausgehen. So spielt das 
über Sozialpolitik garantierte Exi­
stenzniveau faktisch die Rolle eines 
Mindestlohnes - die Vereinbarung über 
die Löhne im unteren Segment wird da­
von beeinflußt. 

7. Zur Finanzierbarkeit 
des Sozialstaates 

Ein ausgebautes und verläßliches 
System der sozialen Sicherung ist nicht 
kostenlos zu haben, sondern erfordert -
auch und gerade unter den Rahmenbe­
dingungen von Massenarbeitslosigkeit, 
Rezession und deutscher Vereinigung -
hohe Finanzmittel aus den öffentlichen 
und Sozialversicherungshaushalten. 

Dabei ist unstrittig, daß die strukturel, .. 
len·Finanzierungsdefizite in den öffentl 
liehen Haushalten besorgniserregend 
hoch sind und den finanziellen und po­
litischen Gestaltungsspielraum der Po­
litik einschränken. Ein Konsolidie­
rungsbedarf ist unabweisbar, um die 
explosiv steigende Neuverschuldung zu 
begrenzen. Diesen Weg aber gerade in 
der Phase allgemeiner Nachfrage­
schwäche zu beginnen, wirkt krisen­
verschärfend. Auf dem Höhepunkt der 
Rezession öffentliche Ausgaben zu kür­
zen, bedeutet, der Wirtschaft kaufkräf­
tige Nachfrage zu entziehen. Das wi­
derspricht allen Regeln einer anti­
zyklischen Konjunkturpolitik. Diese 
sehen vor, gerade in Krisenzeiten hö-

. here Ausgaben sowie sinkende Einnah­
men hinzunehmen und dies durch Kre­
dite zu finanzieren. um einen sich 
verschärfenden Nachfragerückgang zu 
vermeiden. 

Entscheidend für die Finanzierbar­
keit der sozialen Sicherung ist es, die 
Arbeitslosigkeit abzubauen, liegt doch 
die wesentliche Ursache für die Haus­
haltslöcher in der sinkenden Beschäfti­
gungs- und steigenden Arbeitslosenquo­
te. Der Einfluß der Arbeitslosigkeit auf 
die Finanzlage ist deswegen so gravie­
rend, weil ein niedriger Beschäfti­
gungsstand Ausgaben- und Einnahmen­
seite gleichermaßen berührt. Dem stei­
genden Finanzbedarf auf der einen Sei­
te steht eine durch die selbe Ursache 
verschlechterte Einnahmesituation auf 
der anderen Seite gegenüber: Mit rück­
läufigem Beschäftigungsvolumen sin­
ken die Steuer- und Beitragseinnahmen, 
während zugleich die Arbeitslosen hö­
here Ausgaben verursachen. Mehraus­
gaben entstehen vor allem bei der Ar­
beitslosenunterstützung, im beachtli­
chen Maße (wegen der Frühverrentung) 
auch bei der Rentenversicherung und 
bei der Sozialhilfe, auf deren Bezug mit 
wachsender Dauer der Arbeitslosigkeit 
immer mehr Arbeitlose angewiesen 
sind. · 

Zugleich muß nach Wegen gesucht 
werden, um die öffentlichen Ein­
nahmen zu verbessern. Die Alter­
nativforderungen einer zugleich sozial 
ausgewogenen wie ergiebigen Finan­
zierung sind vielfach benannt und sol­
len hier nur skizziert werden: Vorzie­
hen der steuerlichen Ergänzungsab­
gabe; Arbeitsmarktbeitrag für Selbstän­
dige und Beamte; Anhebung bzw. Auf­
hebung der Beitragsbemessungs- und 
Versicherungspflichtgrenzen in der 
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) ·Sozial.:ersicherung; Verzicht auf steu-
1' erliche Entlastung der Unternehmen 

und auf zukünftige Steuergeschenke; 
· effektive Besteuerung der Zinseinkom­
men, Erhöhung von Vermögens- und 
Erbschaftsteuer. Verteilungspolitisch 
nicht länger einsehbar ist, warum die 

. einigungsbedingten Transfers von 
· West- nach Ostdeutschland zu einem 

Großteil (mit etwa 60 Mrd. DM) durch 
die Beitragszahler zur Renten- und Ar­
beitslosenversicherung aufgebracht 
werden mussen. Sozial gerecht wäre 
es, die gesellschaftliche Aufgabe de~ 
Aufbaus Ost aus den allgemeinen 
Steueraufkommen zu finanzieren und 
alle Steuerzahler entsprechend ihrer fi­
nanziellen Leistungsfähigkeit zu bela­
sten. 

Diese Vorschläge zielen vorrangig, 
aber nicht allein, auf die Besserver­
dienenden. Je nach Ausgestaltung von 
Arbeitsmarktbeitrag und Ergänzungs­
abgabe werden auch Arbeitnehmer im 
unteren und mittleren Einkommensseg­
ment belastet .. Auch bei der steuerli­
chen Finanzierung der sog. versiche­
rungsfremden Ausgaben der Sozial­
versicherung muß bedacht werden, daß 
davon wiederum, allerdings in einer 
abgemildeteren Verteilungswirkung, 
die .Arbeitnehmereinkommen betroffen 
werden. 

Der Spielraum von Einnahmever­
besserungen durch Steuer- und Bei­
tragserhöhungen ist angesichts des hi­
storischen Höchststandes der Abgaben­
belastung begrenzt. Zwar sind die 
Grenzen der Belastbarkeit und Finan­
zierungsfähigkeit nicht erreicht, aber 
bei wachsenden sozialpolitischen An­
forderungen und verengten Vertei­
lungsspielräumen läßt sich eine Strate­
gie einer „ ausgabenorientierten Ein­
nahmenpolitik" weder ernsthaft vertre­
ten noch durchsetzen. Die in den Jahren 
1994 und 1995 wirksam werdenden 
Steuer- und Beitragserhöhungen wer­
den die Steigerung der Netto-Arbeit­
nehmereinkommen bis an oder unter 
die Null-Grenze drücken. Angesichts 
der zu erwartenden Preissteigerungs­
raten sind tiefe Einschnitte im Realein­
kommen prograrmniert. 

Deshalb bedarf es auch einer Ver­
ständigung über die Prioritäten und Po­
sterioritäten der öffentlichen Ausga­
ben, und zwar auf der Ebene von Bund, 
Ländern und Gemeinden. Hierbei kön­
nen Sozialausgaben, die ja mit anderen 
unabweisbaren Ausgaben wie Infra­
struktur- und Investitionsförderung für 

Ostdeutschland, Umweltschutz, Bil­
dungswesen, öffentliches Personal, 
Wohnungs- und Städtebauförderung, 
Entwicklungshilfe u.a. in Konkurrenz 
stehen, nicht per se als vorrangig er­
klärt werden. Selbst die wünschens­
werte und durchaus mögliche weitere 
Kürzung von Verteidigungsausgaben 
fällt im konkreten schwieriger und 
konfliktreicher aus, als bei ersten Hin­
sehen zu erwarten. Dies gilt erst recht 
für den Subventionsabbau (was nicht 
heißen soll, daß nicht auch hier noch 
Milliarden zu holen wären). 

Wenn es gelingt, durch die skizzier­
ten gewerkschaftlichen Finanzie­
rungsalternativen weitere Kürzungen 
und Abstriche bei den Sozialausgaben 
zu vermeiden, ist damit noch nicht ge­
klärt, wie denn die beschlossenen Lei­
stungskürzungen rückgängig zu ma­
chen· sind und wie die dringend erfor­
derlichen neuen Leistungen zu fman­
zieren sind. Die Strategie, solche Re­
formen weiter zu vertagen, weil die 
Bereitschaft fehlt, innerhalb der 
bestehenden sozialpolitischen Lei­
stungen neue Schwerpunkte zu setzen, 
also auch innerhalb der Sozialetats 
umzuverteilen, zeugt von einem 
schlechten sozialpolitischen Konserva­
tismus. Mit anderen Worten: Wenn 
alle Einnahmenverbesserungen ausge­
schöpft sind, _beginnt auch die Suche 
nach den Prioritäten der Sozialpolitik, 
um (beispielsweise) die Grundsiche­
rung, die Pflegeversicherung und den 
Rechtsanspruch auf einen Kindergar­
tenplatz zu finanzieren. 

8. Solidarität als Voraus­
setzung und Ergebnis 
von Sozialstaatlichkeit 

Ein solcher Verständigungsprozeß 
auch "innerhalb der Klasse~ ist auf So­
lidarität angewiesen, wenn der Spal­
tungsprozeß der Gesellschaft verhindert 
werden soll. Es bedarf der Solidarität 
der Stärkeren gegenüber den Schwä­
cheren. Das heißt aber auch, daß der 
Sozialstaat nur dann tragfähig ist, wenn 
er von den Stärkeren akzeptiert wird. 
Es gilt die Vielfalt der Interessen und 
Bedarfslagen zusammenzuführen und 
zu gewichten und die Akzeptanz für 
eine sozial gerechte Finanzierungs- und 
Einkommensbelastung auf hohem Ni­
veau zu sichern. Nun läßt sich solida­
risches Verhalten nicht anordnen oder 
wie ein Rohstoff einfach abfordern. So-
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lidarität ist keine anthropologische 
Konstante, sondern - ökonomisch for­
muliert - zu einem äußerst knappen Gut 
geworden und muß immer wieder neu 
erzeugt werden. In einer sich polarisie­
renden, kulturell und ethnisch in­
homogener werdenden Gesellschaft 
wird dies schwierig. Wachsende Teile 
der Bevölkerung glauben, auf sozial­
staatliche Leistungen nicht mehr oder 
nur im begrenzten Umfang angewiesen 
zu sein und ihre Lebensverhältnisse und 
soziale Sicherheit besser privat gestal­
ten zu können. Die Bereitschaft 
schwindet, höhere Steuer- und Bei­
tragsbelastungen unbesehen zu akzep­
tieren. 

Einfache Anworten auf dieses Pro­
blem gibt es nicht. Es geht um die Ent­
scheidung, welches gesellschaftliche 
Leitbild Anerkennung und Mehrheiten 
findet. Im Grundsatz stellt sich die Al­
ternative zwischen dem liberalen Kon­
kurrenzmodell (.Ellenbogengesell­
schaft") und dem Modell einer Gesell­
schaft, die an der Idee von sozialer 
Gerechtigkeit festhält. Diese Alternati­
ven im Hinblick auf die Zu­
kµnftsgestaltung in der politischen 
Argumentation zuzuspitzen und das 
Leitbild einer solidarischen Ge~\" 
schaft offensiv zu vertreten und inliiilic 
lieh für den Sozialstaat und seine 'Ge­
staltungs- und Entwicklungsmöglich­
keiten und seine positiven Rückwirkun­
gen auf die ökonomischen und P9liti­
schen Grundlagen der Gesellschaft zu 
überzeugen, bleibt eine der wichtigsten 
Aufgaben der Sozialpolitik. 
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· des Sozialstaates in der Krise 

Af Standort Deutschland wird 
r Zeit erheblicher Umbau­
d Sanierungsbedarf festge­

stellt. Die Legitimationsbasis des west­
deutschen Gesellschaftssystems, mit 
der dieses sich bei der Vereinigung das 
.andere" Deutschland einverleibt hatte, 
schmilzt dahin. Konservative Architek­
ten des Umbaus - zum Teil die Gunst 
der Stunde nutzend - entwerfen umfang­
reiche Pläne, die vorgeben, den Wirt­
schaftsstandort Deutschland zukunftssi­
cher zu machen. Gleichzeitig streifen 
Vorarbeiter durch· s marode Haus und 
demontieren sozialstaatliche Befestigun­
gen und Schutzschwellen mit der Be­
hauptung, sie seien Luxus, zu teuer, und 
auf jeden Fall stünden sie dem Umbau 
und der Modernisierung des Hauses im 
Wege. Strategie der konservativ-libera­
len derzeitigen Hausherren ist, den 
Sozialstaat mit der Krise zu 'bekämpfen, 
statt umgekehrt mit dem Sozialstaat die 
Krise (in diesem Sinn Rolf-Dietrich 
Schwartz in der Frankfurter Rundschau). 

Sozialdemokratische Zukunftsent­
würfe dagegen versuchen zu zeigen, 
daß der Standort Deutschland durch So­
zialabbau nicht zu modernisieren, son­
dern im Gegenteil zu ruinieren ist, und 
daß vor allem es nicht um den Wirt­
schaftsstandort, sondern um den Le­
bensstandort Deutschland (Rudolf 
Scharping) gehen muß. Die Elemente 
des Sozialstaates müssen als positive 
Standortfaktoren erkannt werden; in 
diesem Sinne ist die Arbeits- und Sozi­
alpolitik auszubauen - was Konzepte 
zur Finanzierung einschließt - und mit 
den klassischen Standortpolitiken zu 
verknüpfen. 

Ansätze für einen solchen Zukunfts­
entwurf des Sozialstaates finden sich 
z.B. in dem SPD-Entwurf für ein Ar­
beits- und Strukturförderungsgesetz, im 
Papier .Sozialpolitik als Standortfak­
tor" der AG Arbeit und Sozialordnung 
der SPD-Bundestagsfraktion_und in den 
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Marianne Weg, Wiesbaden, Abteilungsleiterin 
für Arbeitsmarktpolitik im hessischen Mini· 
sterium für Frauen, Arbeit und Sozialordnung. 

Initiativen für einen gesellschaftlich ge­
förderten Arbeitsmarkt. Der Zukunfts­
entwurf soll also heißen: Vollbeschäf­
tigung und soziale Sicherheit in einem 
leistungsfähigen Sozialstaat - Lebens­
standort Deutschland - eine menschli­
che Gesellschaft. Allerdings erinnern 
wir uns: "Wer die menschliche Gesell­
schaft will, muß die männliche über­
winden!" Wie sieht es damit aus in den 
aktuellen fortschrittlichen Umbau­
debatten? 

Bevor wir den Blick hierauf richten, 
zuvor einige Schlaglichter auf die Si­
tuation der Frauen und der Frauenpoli­
tik heute, nach vier Jahren Deutscher 
Einheit. 

Vorwärts, Frauen -
es geht zurück!? 

Gut 15 Jahre nach Beginn der Insti­
tutionalisierung von Frauenpolitik in 
der alten Bundesrepublik haben wir auf 
der einen Seite ungemein viel vorzu­
weisen: Frauenbüros, Gleichstellungs­
beauftragte, Frauenministerien fast 
überall in Kommunen, Ländern und auf 
Bundesebene. Die Frauenpolitik arbei­
tet professioneller. Sie hat beharrlich 
neue Informationszugänge und Mit­
sprachemöglichkeiten gefordert und 
vielfach durchgesetzt; die Beteiligung 
an den entscheidenden Definitions- und 
Steuerungsprozessen des Sozialstaates 
ist allerdings nicht hinreichend gewach­
sen: Es bleibt zu wünschen übrig. 

Trotz der Etablierung vieler frauen­
politischer Stützpunkte und Netzwerke 
- auch in den neuen Ländern - sind die 
Frauen die besonderen Verliererinnen 
der Deutschen Einheit. .Die Wieder­
vereinigung der deutschen Männer 
braucht keine Frauen," stellen Kistler/ 
Jaufmann/Pfaff kritisch fest. In der sich 
verschärfenden Struktur- und Be­
schäftigungskrise erweist sich wieder 
einmal, daß Dienen und Verzichten an­
gesagt ist: Sozialabbau statt Gleichstel­
lung der Frauen. 

Die Arbeitslosigkeit der Frauen in 
den neuen Bundesländern hat ein ganz 
und gar schockierendes Ausmaß und 

von Marianne Weg• 

unabsehbare Folgen für die Gleichstel­
lungsperspektive. Zur Vertreibung aus 
Fabriken und Büros kommt die Diskri­
minierung bei Qualifizierungs- und Ar­
beitsförderungsmaßnahmen sowie bei 
der Schaffung neuer Arbeitsplätze hin­
zu. In den alten Bundesländern schwin­
det die Aufmerksamkeit für die Ar­
beitslosigkeit von Frauen in-dem Maße, 
in dem die Struktur- und Konjunktur­
krise des gewerblich-industriellen Sek­
tors massenhaft die männlichen Fachar­
beiter in die Arbeitslosigkeit entläßt. 
Da spielt es keine Rolle, daß die 
Arbeitslosenquote der Frauen auch jetzt 
noch wesentlich höher ist als die der 
Männer und der Beschäftigungsabbau 
im Dienstleistungssektor inzwischen 
nachzieht. 

Frauen sind die Reserve des Ar­
beitsmarktes, und so schnell werden sie 
nicht gebraucht werden, sagt uns die 
PROGNOS-Studie. 

Der Erziehungsurlaub wurde verlän­
gert, ist aber weiterhin nicht .männer­
freundlich" gestaltet (was auch heißt: 
nicht .frauenfreundlich") - kein hinrei­
chenderEinkommensausgleich,kein An­
spruch auf Teilzeitarbeit, kein flankie­
rendes Angebot an Kinderbetreuung. In 
den neuen Ländern werden in einem 
Spiralprozeß nach unten die aus DDR­
Zeiten stammende Kinderbetreuungs­
Vollversorgung und die hohe Frauen­
erwerbsquote gemeinsam auf das aus 
Sicht der Männer .tragbare" Niveau 
hinuntergedrückt. Die durchaus berech­
tigte Kritik an ideologischen und prakti­
schen Aspekten des realsozialistischen 
Kinderbetreuungssystems und am ver­
ordneten Kind-plus-Beruf-Lebenskon­
zept wird immer öfter denunziatorisch 
mißbraucht gegen eine gesellschaftliche 
Betreuungsinfrastru]ctur überhaupt und 
gegen das Recht der weiblichen Hälfte 
der Gesellschaft auf eine eigenständige 
Existenz durch Erwerbsarbeit. Und in 
den alten Bundesländern sind wir so­
wieso noch meilenweit entfernt von ei­
ner bedarfsdeckenden Infrastruktur für 
Kinderbetreuung in allen Lebenspha­
sen. Es ist bemerkenswert, daß der 
Rechtsanspruch auf einen Kindergar-
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tenplatz, den wir seit langem zur Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie gefor­
dert haben, nicht etwa als wesentliche 
F]ankierung des Erziehungsurlaubsge­
setzes oder der Politik zur beruflichen 
Förderung von Frauen aufs Papier ge­
schrieben wurde, sondern als Flankie­
rung der Veränderung des §218. Da 
steht der .Anspfl!ch nun, aber die Reali­
sierung ist einer ungewissen Zukunft 
vorbehalten: Der Kindergartenplatz als 
Fata Morgana des Sozialstaates, der 
will, daß Frauen Kinder austragen statt 
Schwangerschaften abzubrechen, der 
aber nicht die Finanzmittel aufbringt 
für die Rahmenbedingungen, die Frau­
en brauchen, um für das Kind nicht mit 
Einbußen an eigenständiger beruflicher 
Existenz zahlen zu müssen. 

Der gegenwärtige Sozialstaatsab.bau 
macht noch mehr Frauen noch ärmer 
als bisher schon: Seit langem haben wir 
kritisiert, daß die grundlegenden Kon­
struktionsprinzipien der sozialen Siche­
rungssysteme die Armut von Frauen im 
Patriarchat verfestigen, weil sie die ty­
pische männliche Erwerbsbiographie 
als Normalfall unterstellen und so die 
Nettoeinkommensdiskriminierung der 
Frauen (Lohndiskriminierung plus Ehe­
gattensplitting) bei den Sozialtransfers 
fortsetzen statt korrigieren. Von daher 
werden die mit•dem·Ersten Gesetz zur 
Umsetzung des sogenannten Spar-, 
Konsolidierungs- und Wachstumspro­
grammes beschlossenen Leistungskür­
zungen bei Arbeitslosengeld und -hilfe 
sowie beim Unterhaltsgeld erneut die 
Frauen am schlimmsten in ihrer Lebens­
lage treffen. 

Der frauenpolitische 
„blinde Fleck" in den 
Modernisierungs- und 

Umbaudebatten 
Beim Lesen des Rexrodt-Berichtes 

zur "Zukunftssicherung des Standortes 
Deutschland" finden Frauen sich drei­
mal angesprochen: 

Im Grundwerte-Teil wird, anknüp­
fend an die frühere Blüm-These von der 
.sanften Macht der Familie", die Not­
wendigkeit von mehr Familienarbeit 
(von wem wohl zu leisten?) beschwo­
ren, damit .mehr Menschlichkeit in der 
Gesellschaft" walte und .die materiel­
len Leistungen sozialer Sicherung trag­
bar bleiben. " 

Im Kapitel über die sozialen Rah­
menbedingungen, die auf die strukturell 

und demographisch bedingten Heraus­
forderungen hin umgebaut werden sol­
len, wird zur Verbesserung der Verein­
barkeit von Familie und Beruf auf mehr 
(sozial abgesicherte) Teilzeitarbeit und 
andere Formen der Flexibilisierung 
verwiesen. Kinderbetreuungseinrich­
tungen und andere familienentlastende 
Infrastrukturen kommen mit keinem 
Wort vor. 

Von diesen Positionen her ist klar: 
Die Rexrodt'sche .soziale Marktwirt­
schaft" will so wenig wie eh und je für 
die Frauen tun, im Gegenteil will sie 
sich auch in Zukunft auf Kosten der 
Frauen entlasten. In diesem Kontext 
entlarvt sich der im Kapitel .Beschäfti­
gung sichern - Arbeitslosigkeit vermin­
dern" formulierte Appell an die 
Arbeitgeber, .bei der Besetzung von 
Arbeitsplätzen . .. das Gleichbehand­
lungsgebot . .. zu beachten ... und ... 
Frauen als gleichwertig qualifizierten 
Arbeitskräften gleiche Chancen einzu­
räumen", ganz von selbst als nicht 
ernstgemeint. 

Der gegenwärtige So­
zialstaatsabbau macht 
noch mehr Frauen noch 
ärmer als bisher schon. 

Bedauerlicherweise leiden aber auch 
sozialdemokratische Gegenentwürfe 
zur Zukunft des Standorts Deutschland 
und des Sozialstaats bisher auch noch 
unter "blinden Flecken" in punkto 
Frauenorientierung und Gleichstel­
lungsperspektive. Im Papier .Sozialpo­
litik als Standortfaktor" z.B. finden 
Frauen nichts darüber, wie die Sozial­
politik, frauengerecht und g]eichstel­
lungsfördernd umgebaut, den Wirt­
schaftsstandort Deutschland zu einem 
Lebensstandort auch für Frauen ma­
chen will. Der Hinweis auf das Arbeits­
und Strukturförderungsgesetz reicht da 
nicht aus, auch wenn es eine Reihe für 
Frauen wichtige Fortentwicklungen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik bringen 
wird; auch die Forderung nach präven­
tiven Qualifizierungsstrategien für 
Frauen, Ältere und Ausländer ist zu 
wenig. Wo ist die Diskussion der 80er 
und frühen 90er Jahre über eine Politik 
zur Durchsetzung von Frauen_förderung 
in der Privatwirtschaft geblieben? Soll­
te Frauenförderung als eher negativer 
Standortfaktor verdächtigt werden und 
deshalb von den Genossen hier vor-

sichtshalber ausgeklammert bleiben? 
Denn daß betriebliche Frauenförderung 
nichts mit Standort und nichts mit Sozi­
alpolitik und der Verknüpfung zwi­
schen beidem zu tun habe, kann doch 
niemand glauben. 

Zorn kann hochkommen angesichts 
der Vorschläge zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie: .Alleinerziehende 
zumindest" sollen während der kindbe­
dingten Nichterwerbsphase einen An­
spruch auf Weiterbildung haben, "um 
die gewünschte spätere Wiederaufnah­
me der Erwerbstätigkeit zu er­
leichtern." Heißt das also auch bei 
Sozialdemokraten: Wenn der Sozial­
staat knapp an Mitteln ist, möge die 
Frau, die einen Mann hat, sich doch 
ohne Qualifizierungsbrücken zur Be­
rufsrückkehr bescheiden? 

Und die Aussage, daß "viele Frauen 
und Männer angesichts fehlender Kin­
derbetreuungsmöglichkeiten Familie 
und Beruf nur dann vereinbaren (kön­
nen), wenn flexiblere Arbeitszeiten und 
damit auch mehr sozialrechtlich abgesi­
cherte Teilzeitarbeitsplätze geschaffen 
werden" , unterscheidet sich in der 
Handlungsorientierung noch nicht von 
Rexrodt. Der Mangel wird festg~­
schrieben, der notwendige Aus~;i:~­
Kinderbetreuungsinfrastruktur ··bl!liil!t 
ein Nicht-Thema. 

Wohlgemerkt: "Sozialpolitik als 
Standortfaktor" ist ein Konzept von 
großer Bedeutung für die Moder­
nisierungsdebatte, weil es den Popanz 
der Standortbelastung durch zuviel So­
zialstaat angreift und aufzeigt, welche 
entscheidenden Rahmenbedingungen 
die Sozialpolitik für die Zukunftsper­
spektive des Wirtschafts- und Beschäf­
tigungssektors, für den "Standort 
Deutschland" leisten kann und muß. 
Um so störender fällt allerdings der 
.blinde Fleck" auf. 

Frauen politische 
Einmischung nötig 

Auch in früheren Zukunftsdebatten 
haben die Frauen erlebt, daß die Frau­
enspezifik der Problemlagen zunächst 
schlicht vergessen, die frauenpolitisch 
längst vorliegenden Forderungen als 
nicht zur Sache gehörig ausgeklammert 
wurden. Ich erinnere an die links-alter­
native Debatte der frühen 80er Jahre 
um die .Zukunft ·der Arbeit": Aus der 
Sicht der Männer hätte sie ohne weite­
res geführt werden können ohne Dis­
kussion der spezifischen Aspekte der 
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bezahlten und unbezahlten Frauenarbeit 
und der geschlecbtsspezischen Arbeits­
teilung in der Gesellschaft. Man wäre 
ohne größere Verlustempfindungen zu 
Schlußfolgerungen gekommen, die teils 
gesellschaftlich irrelevant, teils anti­
emanzipatorisch gewesen wären. 

Gegenwärtig scheint es ähnlich zu 
sein, und es wird höchste Zeit, die 
frauenpolitischen Implikationen der 
vorliegenden Zukunftsentwürfe kritisch 
zu betrachten. Es wird notwendig sein, 
sich einzumischen, damit die Entwürfe 
Grundlagen für einen auch gleichstel­
lungsorientierten Umbau des Sozial­
staates werden können. 

In welchen akruellen Feldern der 
Debatte ist Einmischung nötig? 

1. Für einen gesell­
schaftlich geförderten 

Arbeitsmarkt -
gleichstellungsorientiert 

Die Konzeption für einen gesell­
schaftlich geförderten Arbeitsmarkt ist 
ein Thema mit großer Bedeutung für 
Frauen. Klar ist, daß ein deklassierter 
Zweiter Arbeitsmarkt mit untertarifli­
cher Entlohnung und zwangsweiser 
,,Gemeinschaftsarbeit" Frauen beson­
ders betreffen würde. Sie wären die 
Arbeitslosen oder Sozialhilfeempfänge­
rinnen, die sich aus patriarchalischer 
Sicht hierfür besonders anbieten wür­
den - um so mehr, wenn auf dem Zwei­
ten Arbeitsmarkt mit diskriminierten 
Beschäftigungsangeboten der gesell­
schaftliche Bedarf an sozialen Dienst­
leistungen wie Pflege, Versorgung, 
Kinderbetreuung abgedeckt werden 
soll: unterwertig in der Entlohnung, 
aber auch ohne Qualitätskontrollen der 
Dienstleistungen. 

Bei einer frauenorientierten, eman­
zipatorischen Konzeption des gesell­
schaftlich geförderten Arbeitsmarktes 
muß wesentlich beachtet werden: 

Die geschlechtsspezifische Segrega' 
tion des Ersten Arbeitsmarktes darf hier 
nicht wieder abgebildet werden (Frauen 
nur in den hausarbeitsnahen, traditionell 
frauentypischen Berufsfeldern, Männer 
in den Bereichen Umwelt, Technik, 
Handwerk). Notwendig sind frauenför­
dernde Konzepte der Träger, mit Quo­
tierungen, frauengerechter Gestaltung 
aller Arbeitsplätze, besonderen Unter­
stützungsangeboten bei der Entwicklung 
des eigenen Berufsentwurfes gerade in 
männertypischen Arbeitsfeldern. 
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Der Aufbau sozialer und pflegeri­
scher Beschäftigungsfelder im gesell­
schaftlich geförderten Arbeitsmarkt 
darf nicht dazu führen, daß diese unter 
der Hand dauerhaft dem Zweiten statt 
dem Ersten Arbeitsmarkt zugeordnet 
werden. Vielmehr müssen sie von An­
fang an mit den entsprechenden Berei­
chen des öffentlichen Dienstes plane­
risch verknüpft werden: zur Innovation 
sozialer Infrastrukturen sowie zur zeit­
lichen Überbrückung bis zur Bereit­
stellung der entsprechenden Stellen im 
regulären öffentlichen Dienst, aber 
nicht als dauerhafte Lückenbüßer. Der 
Qualitätsanspruch an diese Dienst­
leistungen ist hoch, entsprechend ihrem 
Stellenwert im zukunftsorientierten So­
zialstaat; die deshalb erforderliche be­
rufliche Qualifizierung muß offensiv 
vertreten werden, sonst werden die seit 
langem erhobenen Forderungen nach 
Neubewertung der frauentypischen Ar­
beitsplätze und Berufe von dieser Seite 
zusätzlich in Frage gestellt. 

Natürlich besteht die umfassende 
Aufgabe darin, nicht nur die Konzepti­
on des gesellschaftlich geförderten Ar­
beitsmarktes frauenorientiert zu gestal­
ten, sondern die Arbeitsmarktpolitik 
insgesamt gleichstellungspolitisch zu 
entwerfen. Hierzu liegen Vorschläge in 
großer Zahl veröffentlicht vor, sie sol­
len hier nicht wiederholt, sondern nur 
endlich zur eingehenden Kenntnisnah­
me empfohlen werden (z.B. Däubler 
zur Novellierung des AFG; Weg, M. 
1993). 

2. Frauenförderung 
als Element 

der Industriepolitik 

In der Standortdebatte werden Stra­
tegien entwickelt, den Übergangspro­
zeß von den gegenwärtigen, zum Teil 
lange angelegten Strukturschwächen 
und -krisen vor allem des industriell­
gewerblichen Sektors hin zu neuen Ent­
wicklungsperspektiven zu fördern und 
zu gestalten. Umwelt- und Sozialver­
träglichkeit sind dabei erklärtermaßen 
wesentliche Kriterien sozialdemokra­
tischer Entwürfe. 

Frauenpolitische Einmischung in 
diese Debatte ist dringend notwendig, 
damit bei.der Modernisierung und beim 
strukturellen Umbau der gewerblich-in­
dustriellen Branchen Bedingungen ge­
setzt werden, die auch und gerade 
Frauen partizipieren lassen an der Ent-

stehung oder Sicherung qualifizierter 
Beschäftigungsperspektiven. Von selbst 
wird der Prozeß so nicht laufen, um so 
weniger, als es sich dabei um Bereiche 
handdt, in denen Männerbeschäftigung 
tradlllonell 1st. Deshalb muß sicherge­
stellt werden, daß die neuen Produkt­
ions- bzw. Unternehmensaufgaben, 
Technikentwicklungen und -umset­
zungsprozesse, Arbeitszeit- und Ar­
beitsorganisationsformen sowie Quali­
fizierungskonzepte auf ihre Frauenrele­
vanz hin befragt und frauengerecht ge­
staltet werden. Und all diese Mo­
dernisierungsaufgaben müssen mit ei­
ner frauenfördernden betrieblichen Ein­
stellungs- und Personalentwicklungs­
politik flankiert werden. 

Klar ist, daß ein deklas­
sierter Zweiter Arbeits­
markt mit untertarif­
licher Entlohnung und 
zwangsweiser„Gemein­
schaftsarbeit" Frauen 
besonders betreffen 
würde. 

Das bedeutet z.B. bei staatlichen 
Subventionsprogrammen zur Technik­
und Forschungsförderung, zur techno­
logischen und organisatorischen Mo­
dernisierung, zur Weiterbildungsförde­
rung, aber auch bei staatlicher Förde­
rung von Technologie- und Gewerbe­
parks oder Tele-Servicezentren im 
ländlichen Raum, daß Frauenförde­
rungsanreize oder -auflagen explizit 
formuliert werden müssen. Und ganz 
allgemein wäre ein wirkungsvolles Ge­
setz zur Frauenförderung in der Privat­
wirtschaft eine wesentliche Rahmenbe­
dingung, die der emanzipatorische 
Sozialstaat für die Standortpolitik set­
zen sollte. 

Die Schwächen traditioneller Indu­
striepolitik - Wirtschafts-, Struktur­
und Technologieförderung - liegen 
nicht zuletzt darin, daß der Moder­
nisierungsbedarf oder das Expansions­
interesse des einzelnen Unternehmens 
die alleinige oder jedenfalls primäre 
Förderprämisse ist. Die Standortent­
wicklungspolitik für die Zukunft muß 
dagegen auf regionalen Entwicklungs­
konzepten aufbauen, von denen aus die 
Projekte entworfen, abgestimmt und 
nach ihrer Priorität für die Beschäfti-

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 75, 1994 

. gungslage und Lebenschancen der 

. Menschen in der Region gewichtet wer­
den müssen. Dazu ist eine neue Organi­
sations- und Verfahrensweise in der 
Regional- und Strukturpolitik notwen­
dig: Die regionalen Akteure müssen in 
einen Verbund treten, in dem die Poli­
tikfelder, die für die Zukunftssicherung 
der Region bedeutsam sind - Arbeits­
markt-, Beschäftigungs- und Struktur­
politik, Industriepolitik - gemeinsam ge­
staltet und Interessenkonflikte gelöst 
werden. Dabei gehören die kommunalen 
und regionalen Frauenbüros ebenso als 
Akteure mit an den Tisch wie Frauen­
Beschäftigungs- und -Qualifizierungs­
projekte. 

3. Arbeitszeitpolitik zur 
Beschäftigungs­

sicherung: 
gleichstellungspolitisch 

gestalten und flankierend 
die Kinderbetreuung 

ausbauen. 

In der Arbeitszeitdiskussion des Jah­
res 1993 haben die dramatischen Be­
schäftigungsprobleme eine bemerkens­
werte Wende herbeigeführt: Forderten 
noch im Sommer die Arbeitgeberver-. 
bände und die Bundesregierung Arbeits­
zeitverlängerungen (mit der Absicht der 
Kostensenkung für die Betriebe), so 
steht inzwischen, ausgehend von dem 
Beispiel VW, Arbeitszeitverkürzung 
(mit Lohnverzicht) als Strategie zur 
Verteilung des betriebswirtschaftlich 
angebotenen Arbeitszeitvolumens auf 
mehr Beschäftigte zur Vermeidung von 
noch mehr Beschäftigungsabbau im 
Mittelpunkt der Diskussion. Das ist von 
unternehmerischer und konservativer 
Seite her ein neues Element in der 
Arbeitszeitdebatte, bisher wurde allein 
auf Arbeitszeitflexibilisierung und Teil­
zeitarbeit abgestellt. 

Das individualisierende 
Part n ersc h aftsm od e 11 
trägt deshalb nicht, weil 
es voraussetzt, was es 
erst mit erreichen hilft. 

Lange genug haben wir in der 
Frauenpolitik den 6-Stunden-Tag zur 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
gefordert - da ist wohl selbstverständ­
lich, daß wir uns in die aktuelle 
Arbeitszeitverkürzungsdiskussion un­
verzüglich einmischen müssen. Worum 
muß es unsgehen? 

Dreierlei ist wichtig: erstens das 
Verteilungsmuster der gekürzten Ar­
beitszeit (6-Stunden-Tag, 4-Tage-Wo­
che, Block-Freizeit, mehr Schichtar­
beit?), zweitens, wie für die untersten 
Lohngruppen (überproportional Frauen 
betroffen) ein Lohnverzicht vermieden 
werden kann, und drittens, wie wir die 
Männer bewegen, sich in dieser neuen 
freien Zeit an Hausarbeit und Kinderer­
ziehung zu beteiligen, statt sie für Frei­
zeitaktivitäten oder Schwarzarbeit zur 
Einkommensaufbesserung zu verwen­
den. So könnten wir einen Schritt hin 
zu einer "erziehungsfreundlichen Er-· 
werbsarbeit" (Ott/Radtke/Thiel/Wag­
ner 1990) tun, zu der neben dem 6-
Stunden-Tag natürlich noch weiterge­
hend flexibel wählbare, reversible Teil­
zeitarbeit gehört. Die Forderung nach 
einer umfassenden, bedarfsent­
sprechend verfügbaren Betreuungsin­
frastruktur - für Kinder von der Krippe 
bis zu Ganztags-Angeboten der Schule, 
für Alte, Kranke, Pflegebedürftige -
bleibt dabei das notwendige zweite 
Standbein der Politik zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Denn gesell­
schaftlich bereitgestellte Betreuungsan­
gebote sind die einzige tragfähige Lö­
sung. Das individualisierende Partner­
schaftsmodell trägt deshalb nicht, weil 
es voraussetzt, was es erst __ mit errei­
chen hilft: Gleichstellung der Frauen 
im Beruf, vor allem beim Einkommen, 
und eine entsprechende Bewußt­
seinslage des männlichen Geschlechts. 

4. Staatsreform, 
schlanker Staat und 

Fraueninteressen 

Die weitreichenden Ziele einer Stär­
kung und Zuktmftsentwicklung des Sozi­
alstaates sind nur erreichbar, wenn eine 
umfassende Staatsreform eingeleitet 
wird. Für neue sozialstaatliche Aufga­
ben, leistungsfähigere und bürgerinnen­
nähere öffentliche Infrastrukturen muß 
Raum geschaffen werden. Dazu ist es 
notwendig, die Aufgabenstruktur zu 
untersuchen und umzubauen sowie die 
Verwaltungsstrukturen grundlegend zu 
modernisieren. Dasheißtzwar auch: EDV 
in die Behörden, vor allem aber heißt es: 
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Abbau von Hierarchie, mehr Kooperati­
on und Beteiligung der Beschäftigten, 
Qualifizierung und vielseitigerer Aufga­
beneinsatz, ein einheitliches Dienstrecht 
und Leistungskriterien ·für Vergütung 
und Aufstieg bzw. Beförderung. 

Wer sich auskennt mit den Zugangs­
hemmnissen für Frauen mm Dienstlei­
stungsangebot der öffentlichen Infra­
struktur und außerdem mit den Schwie­
rigkeiten von Frauenförderung im öf­
fentlichen Dienst, kann sich vorstellen, 
daß Frauen von solchen Umbaukon­
zeptionen erheblich profitieren können 
- unter drei Bedingungen: Erstens muß 
ihre Partizipation an den Reformpro­
zessen - bei den Planungen, Entschei­
dungen und Umsetzungen · - sicherge­
stellt werden, und zwar sowohl für 
Frauen als Klientinnen der öffentlichen 
Angebote und Leistungen als auch für 
Frauen als Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes. zweitens muß es wirkungs­
volle Frauenförderungsgesetze für den 
öffentlichen Dienst und Frauenbe­
auftragte mit Kompetenzen geben. 
Drittens darf "schlanke Verwaltung" 
nicht das Versteckwort für massiven 
Personalabbau im öffentlichen Sektor 
sein - der würde mit Sicherheit zu l..a'c 
sten von Frauen gehen. ::·:,i',··· 

Fazit 
Die Beispiele der wichtigen .Felder 

von Zukunftsdebatten, die derzeit im 
Mittelpunkt stehen, haben gezeigt: es 
ist allerhöchste Zeit, sie auch 
frauenpolitisch zu besetzen. Mischen 
wir uns ein! 
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Die Arbeitslosigkeit 
zu halbieren versuchen 

Interview mit Rudolf Dreßler* 

spw: Der Parteitag in Wiesbaden 
hat die Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
msbesof!'1ere die Bekämpfung der Ar­
be1tslos1gkezt, ganz oben auf die Tages­
ordnung der SPD gesetzt. In der 70er 
Jahren halte es auch eine sozialdemo­
k~atisch geführte Bundesregierung 
mch~ geschafft, die Arbeitslosigkeit zu 
besemgen, sie hatte auch den weiteren 
Anstieg in .der Krise Anfang der 80er 
nicht verhindern können. Was kann 
heute realistischerweise von einer SPD­
geführten Bundesregierung erwartet 
werden? 

mach.t, dann könnte sie die registrierte 
Arbeitslosigkeit in einer Legislatur­
penode .zu halbieren versuchen. Jegli­
che Zusicherung darüber hinaus hielte 
ich für .unseriös, die Halbierung wäre 
schon em ehrgeiziges Ziel. Dazu müs-

chen ist, wobei eine zeitliche Staffelung 
der staatlichen Lohnkostenzuschüsse 
denkbar ist, weil im Laufe der Zeit der · 
produktive Beitrag wächst. Man muß 
w1~sen, daß die Unternehmen Ar­
beitsplätze 1111d Löhne nicht zur Verfü-

Dreßler: Wir haben in den 70er 
Jahren nac~weisb~ versucht gegenzu­
steuern. Em klassisches Beispiel, das 
heute noch Modellcharakter hat, war 
das Zukunftsinvestitionsprogramm 
ZIP genannt. Dadurch wurden damal~ 
in 3-4 Jahren ca. 1 Million neue auf 
Daue~ ~gelegte zunkunftsträchtige 
Arbeitsplatze geschaffen. Zu einer 
solchen Kraftanstrengung hatte die 
damalige Bundesregierung Anfang 
der 80er Jahre dann nicht noch einmal 
die Kraft. Daß der Parteitag in Wies­
baden endlich diese Thematik in den 
Vordergrund gestellt hat, haben wir 
lange gefordert. Dieses muß jetzt mit 
Leben gefüllt werden. Das geht nicht 
auf Knopfdruck, zumal die Problem­
lagen jetzt eminent größer als Mitte 
der 70er Jahre sind. Die durchschnitt­
liche Arbeitslosigkeit wird 1994 nach 
Ang~ben des Sachverständigenrates 4 
M1llu.'nen be~agen, also in der Spitze 
4,5 bis 4,8 Mllhonen. Das Arbeitsplät­
ze-Defizit liegt jetzt schon über 6 Mil­
lionen und wird, wenn nichts passiert 
auf 7 bis 8 Millionen anwachsen. ' 

spw:. Ist es. da schon ein Erfolg, 
wenn die Arbeztslosigkeit nicht weiter 
steigt, oder wie weit wird sie vielleicht 
tatsächlich gesenkt werden können und 
m welchen Zeiträumen? 

Dreßler: Wenn die SPD dies tat­
sächlich zum Schwerpunkt ihrer Politik 
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Rudolf Dreßler MdB, Wuppertal, stellver­
trete~der Vorsitz~~der d~r SPO-Bundestags­
frakt1~n und Präs1d1umsm1tglied der SPO. Für 
spw fuhrte Ralf Krämer das Interview. 

sen alle vorhandenen Instrumente, aber 
auch neue, möglicherweise sehr um­
strittene, praktiziert werden: Das erste 
und wohl unwiderlegbare Element ist 
die vorhandene Arbeit auf mehr Schul'. 
tern zu verteilen. Das bedeutet 
Arbeitszeitverkürzung, dazu gibt es 
nach memer Auffassung überhaupt kei­
ne Alternative. Das zweite ist den öf­
fenlich geförderten Arbeits~arkt zu 
pushen, Stichwörter sind berufliche 
Umschulun~ und Weiterbildung, 
ABM. Dafür werden übrigens keiner­
lei neue Tarifverträge benötigt. Das 
dritte ist, alle Instrumente des Ar­
beitsförderungsgesetzes zu nutzen er­
weitert um jene Vorschläge, di; die 
SPD in ihrem Entwurf für ein Arbeits­

_und Strukturförderungsgesetz integriert 
hat, also von der Teilrente bis zum 
Vorruhestand. Und das vierte Element 
wärndie wirkliche Schaffung eines ,2. 
Arbeitsmarktes", den es ja in Wahrheit 
heute noch gar nicht gibt. Und den sub­
sumiere ich ausschließlich unter dem 
Stkhwort Langzeitarbeitslosigkeit. 
Hier geht es nicht nur um die Älteren 
sondern insbesondere auch um die jün'. 
geren Langzeitarbeitslosen. Wenn eine 
Gesellschaft einem jungen Menschen 
der noch keine 25 Jahre alt ist über'. 
haupt keine Existenzperspektive' bietet 
muß sie sich fragen, inwieweit sie noch 
das Recht hat, diesen jungen Menschen 
zu fragen, ob er sich mit ,diesem sei­
nem Staat" identifiziert. 

Dazu sind auch sehr unkonventio­
nelle Wege zu gehen. Die Idee ist daß 
für einen Reintegrationsprozeß bisher 
Langzeitarbeitsloser, ihr Wiederfitma­
chen für den 1. Arbeitsmarkt, die Un­
ternehmen Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen und der Staat für diesen Zeit­
raum die Löhne zahlt. Alle Arbeits­
marktw(ssenschaftler bestätigen, daß so 
etwas rucht unter 12 Monaten zu ma-

gung stellen werden, weil es einfach zu 
teuer ist. Ein normaler Arbeitsplätze 
wird h~utzutag~ mit 100000 DM ange­
setzt, em Arbeitsplatz in der Hochtech­
nologie mit 1 Million DM, pro Jahr. 
Wenn also Unternehmen sich berei­
terklären würden, unter diesen Voraus­
setzungen die Arbeitsplätze zur Verfü­
gung zu stellen, dann wäre das ein Bei­
trag. Und nun kommen die 
Gewerkschaften ins Spiel, denn für die­
sen Fall benötigen wir neue Ta­
rifverträge. 

.. spw: Wie sollen denn diese Tarifver­
trage aussehen, sollen die Löhne dabei 
unter dem liegen, was bisher die Tarif­
verträge zulassen? 

Dreßler: Ja selbstverständlich. Es 
geht hier um einen neuen Bereich von 
Arbeit, den der Staat gemeinsam mit 
Unternehmen organisiert, für den es 
bisher keine Tarifverträge gibt. Das 
muß man ganz klar unterscheiden von 
bisherigen ABM oder der Diskussion 
über .2. Arbeitsmarkt" in dem Sinne 
daß bisherige Bezieher von Arbeitslo'. 
senhilfe oder Sozialhilfe in einer 
Tariflohnsituation unterhalb der Tarif­
lohnschwelle beschäftigt werden sollen. 
D~s lehnen wir ab. Aber Langzeitar­
beitslose werden in der Zukunft bei die­
ser Massenarbeitslosigkeit in Deutsch­
land solche Angebote nicht mehr 
bekommen, sind faktisch nicht vermit­
telbar, und mein Anliegen ist, dieses 
rucht so stehenzulassen, sondern dage­
gen etwas zu tun. Das darf aber nicht 
außerhalb der Tariffindung stattfmden, 
sondern muß gemeinsam mit den Tarif­
parteien geregelt werden. Das wird eine 
,lustige" Diskussion, darüber bin ich 
mir schon klar. Aber solange niemand 
emen besseren Lösungsvorschlag bietet 
sage ich, wir müssen das versuchen. ' 

spw: Noch mal zurück zur Arbeits­
zeitverkürzung. Es gibt ja in der Ar-
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itszeitpolitik sehr unterschiedliche 
orstel/ungen, auch in der SPD. St alt 

,,aber Verkürzung reden andere vor al­
. lem dauernd über die Notwendigkeit 
weiterer Flexibilisierung der Ar­
beitszeiten. 

Dreßler: Da gibt es zwei Gesichts­
punkte. Das eine ist ein Arbeitszeitge­
setz als Rahmen für die Tarif­
vertragsparteien. Wir machen nach 
wie vor in Deutschland über eine Mil­
liarde Überstunden pro Jahr. Und 
wenn ich mir überlege, was das an zu­
sätzlichen Arbeitsplätzen bedeuten 
könnte, wenn ich das auf ein vernünfti­
ges Maß reduziere, wird deutlich, wor­
um es dabei geht. Und der zweite Ge­
sichtspunkt ist dieses Gelabere auch 
von Sozialdemokraten über Flexibili­
sierung, ohne Kenntnis dessen, was ei­
gentlich in Deutschland schon an Fle­
xibilisierung praktiziert wird. Wir sind 
das Land, welches tarifvertraglich die 
höchsten Flexibilisierungsmöglich­
keiten in der Welt aufweist. Anstatt zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die bestehen­
den Möglichkeiten noch gar nicht ge­
nutzt werden, faseln sie da rum • Wir 
müssen Flexibilisierung einführen, wir 
müssen alles flexibler handhaben". Ich 
finde, das ist ein Trauerspiel. 

spw: Wobei ja vielen diese 
Flexibilisierungsmöglichkeiten noch 
nicht ausreichen. Z.B. haben die sozial­
demokratischen Wirtschaftsminister ge­
fordert, die Ausleichszeiträume, in de­
nen die vereinbarte Arbeitszeit e"eicht 
werden muß, auf ein Jahr her­
auftusetzen -dann braucht man eigent­
lich überhaupt keine Wochenarbeitszei­
ten mehr festzulegen-, sie wenden sich 
gegen die 5-Tage-Woche und aus­
drück/ich dagegen, Zeitzuschläge beim 
Freizeitausgleich von Überstunden zu 
gewähren usw.; alles unter dem Ge­
sichtspunkt, daß das angeblich Stand­
ortnachteile verstärkt und die Konkur­
ren:fdhigkeit der deutschen Wirtschaft 
beeinträchtigt. Das ist ja praktisch das 
Gegenteil von dem, was die Bundes­
tagsfraktion fordert und überholt sogar 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
noch rechts. 

Dreßler: Man will wohl nicht zur 
Kenntnis nehmen, daß ein Hochlohn, 
land eine Hochtechnologie benötigt, 
aber nicht versuchen kann, auf dem Ge­
biet der Arbeitskosten oder -bedingun­
gen mit der Slowakei oder mit Ungarn 
oder mit Malaysia in Konkurrenz 
einzutreten. Und deshalb halte ich die­
ses Ganze für -na wie soll ich es sagen-

das ist Nachplappern irgendeiner vor­
geblichen Modernität, die in Wahrheit 
nichts anderes ist als stockkonservative 
Position. 

spw: Was ist denn über Arbeitszeit­
verkürzung und arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen hinaus zu tun, um auch auf 
dem • ] .Arbeitsmarkt" zusätzliche wett­
bewerbsfähige Arbeitsplätze. zu schaf­
fen? 

Dreßler: Natürlich muß auch in der 
Wirtschaftspolitik der Staat seiner be­
schäftigungspolitischen Verantwortung 
gerecht werden und eine aktive Politik 
betreiben. Wenn die Wirtschaftspolitik 
sich so weit zurückhält wie das jetzt der 
Fall ist, also faktisch keine Moderato­
renfunktion übernommen hat, was den 
Osten Deutschlands betrifft, sind die 
Ergebnisse natürlich klar. Da hat nur 
eine Philosophie geherrscht, und die 
hieß ,der Markt regelt alles", und Fel­
der wie aktive Infrastrukturpolitik, re­
gionale Strukturpolitik usw., die im 
Westen erfolgreich waren, wurden be­
handelt, als ob es sich um Nachfolge­
programmatik von SED-Politik gehan­
delt hätte. Man muß ja nur da hinfahren 
und sehen, was alles plattgemacht wor­
den ist. Wenn man sich dagegen bei­
spielsweise in Japan anguckt, was das 
dortige Wirtschaftsministerium an 
Moderatorenfunktion, auch im Sinne 
des Antreibens, bewerkstelligt hat, 
dann wird klar, was gemeint ist. 

spw: Lafontaine hat vor kurzem im 
Bundestag Äußerungen gemacht, die 
sich so verstehen lassen, daß er ·der 
Meinung ist, die Löhne seien in den 
letzten Jahren zu stark gestiegen und für 
mehr Arbeitsplätze seien geringere Löh­
ne wünschenswert, faktisch hieße das ja 
verstärkter Reallohnabbau. 

Dreßler: Ich habe ilm nicht so ver­
standen. Ich hielte es auch nicht für 
ganz logisch. Wenn ich Löhne senke, 
in der Hoffnung, damit neue Ar­
beitsplätze zu schaffen, habe ich die 
Frage, woher die kaufkräftige Nachfra­
ge kommen soll, ja nicht beantwortet. 
Wenn ich jemandem, der sein Ein­
kommen benötigt, um leben zu können, 
also das Geld nicht anspart, Lohn ab­
ziehe oder einen dynamischen Zuwachs 
nicht zugestehe, dann kann der nur we­
niger ausgeben. Wenn ich auf diese 
Weise geringere Nachfrage produziere, 
werden die Produkte, die produziert 
worden sind, weniger verkauft. Dann 
beißt sich die Katze in den Schwanz. 
Also so hab ich Lafontaine nicht ver­
standen. 
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Wenn wir diskutiert haben, daß die 
Arbeit in Deutschland zu teuer gemacht 
worden ist, haben wir nicht die Löhne 
gemeint, sondern die vom ·Gesetzgeber 
zu verantwortende Steigerung der 
Lohnnebenkosten. Zum Beispiel hat 
es die Bundesregierung 1991 für richtig 
gehalten, einen großen Anteil des Auf­
baus Ost über eine Erhöhung der Bei­
träge zur Arbeitslosenversicherung zu 
finanzieren. Sie hat im April 91 auf ei­
nen Schlag die Beiträge um 2,5%­
Punkte erhöht, von4,3% auf 6,8%, das 
hat es noch nie gegeben. Damit wurden 
bis Dezember 91 ungefähr 21 Mrd. 
DM abgeschöpft zu Zwecken, für die 
die Arbeitslosenversicherung nicht zu­
ständig war. Mittlerweile macht diese 
Finanzierung des Aufbaus Ost über 
alle Sozialversicherungssysteme zu­
sammen zwischen 40 und 50 Mrd. DM 
jährlich aus. Dies wurde zur Hälfte 
durch höhere Beiträge der Arbeiter 
und Angestellen, zur anderen Hälfte 
durch den entsprechend gestiegenen 
Arbeitgeberanteil aufgebracht. Da­
durch wurde die Arbeit der beitrags­
pflichtigen Arbeitnehmer verteuert. 
Wenn ich das per Steuern auf alle 
übertragen würde, könnte ich · die 
Arbeitslosenversicherungs~iträge je:~~ 
3 %-Punkte senken. Damit hätte:i'idl 
die Arbeit verbilligt, ohne daß "ich 
Löhne deshalb kürze, und alle Deut­
schen wären an einer gerechteren Fi­
nanzierung dieser Aufgabe beteiligt, 
also auch Abgeordnete, Minister,· 
Staatssekretäre, Freiberufler, Beamte. 
Und die Unternehmen könnten um 
den Betrag, den sie weniger zu zahlen 
hätten, ihre Produkte billiger ver­
kaufen. Wir sind ein sehr exportorien­
tiertes Land, ca. 9 Millionen Men­
schen arbeiten für den Export. Nur 
darum geht es, wenn wir fordern, Ar­
beit billiger machen. 

spw: Das Problem ist aber, daß 
beim Steueraufkommen, aus dem das 
dann ja kommen müßte, in den letzten 
Jahren eine enorme Belastungsverschie­
bung zugunsten der Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen 
und der höheren Einkommen stattge­
funden hat. Die Bezieher von Lohn­
und Gehaltseinkommen mußten einen 
immer größeren Anteil des Gesamtsteu­
eraufkommens aufbringen und würden 
wohl auch den Hauptteil der steuerli­
chen Finanzierung dieser Zusatz/asten 
zu tragen haben, so daß das auf eine 
weitere einseitige Entlastung der Unter­
nehmen hinauslaufen könnte. 
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Dreßler: Das sind jetzt aber 3 ver­
schiedene Elemente: 1. Sozialversiche­
rungsbeiträge, 2. Besteuerung der Un­
ternehmen, nicht der einzelnen Unter­
nehmer, 3. die gerechte Besteuerung 
der Privaten. Durch Senkung der Un­
ternehmenssteuern wird ja zunächst 
mal niemandes privates Vermögen 
bereichert. Vielmehr entlaste ich das 
Unternehmen in der Erwartung, daß 
das einen höheren Investitionsspiel­
raum bietet. Wenn dieser nicht genützt 
würde, wäre diese Maßnahme verfehlt. 
Wenn sie aber helfen würde, Arbeits­
plätze zu schaffen oder zu erhalten, 
dann hätte sie etwas gebracht. Die Be­
steuerung der Unternehmer als Privat­
personen ist eine andere Frage, dar­
über muß gesondert geredet werden, 
Stichwort Erbschaftssteuer z.B. und 
vieles andere mehr. Was hier abzu­
schöpfen wäre, das ist ja traumhaft. 
Stichwort: 120 Mrd. DM hier erwirt­
schaftete Einkommen im Jahr gehen 
unversteuert nach Luxemburg, wobei 
ich hier von den ganz legalen Formen 
der Kapital- und Steuerflucht spreche, 
von den illegalen rede ich noch nicht 
mal. Wenn ich darüber mit Fachleuten 
rede, z.B. mit Bankern, und frage, ob 
man diesem Treiben nicht ein Ende 
setzen kann, dann sagen die: .Selbst­
verständlich kann man das, das ist eine 
Frage des politischen Wollens". Ich 
bin sehr dafür, daß man diese Maß­
naltmen endlich ergreift, weil natür­
lich die hier entstehenden Steuer­
ausfälle bisher von anderen aufge­
bracht werden müssen, und da sind 
wir wieder bei den abhängig Be­
schäftigten. 

regelt sind - ich sage Gott sei Dank. Ich 
glaube, daß vieles von dem, was hier in 
Beschlüssen formuliert worden ist, an 
den Ergebnissen der Kohl-Regierung 
zerplatzen wird. Wenn die Formel 
insoweit lautet, man bemüht sich, die 
Staatsquote nicht weiter steigen zu las­
sen, dann wäre das schon ein ehrgeizi­
ges Ziel. 

jährlich, das werden wir in ganz er 
Iic~em Umfang reduzieren können. 
Wieso muß es für eine Luxuskarosse 
den vollen Vorsteuerabzug gebent: 
Wieso muß die Anschaffung von PKW' 
für Ehefrauen und für Kinder - das wis­
sen wir doch alles, daß das zum erheb- . 
l(chen Teil in Wirklichkeit Privatwagen · 
smd - zu Lasten der Allgemeinheit über 
den Vorsteuerabzug gefördert werden? 
Und· dann gibt es noch den Punkt 
Mehreinnahmen. Scharping hat das in 
einer Rede vor dem Bundestag vor kur­
zem so formuliert: Wenn einer 2000 

spw: Ein m.E. zentraler Wider­
spruch, der sich in den Wiesbadener 
Paneitagsbeschlüssenfindet, ist, daß ei­
nerseits eine ganze Reihe sinnvoller und 
notwendiger beschäftigungs- und sozial­
politischer Forderungen beschlossen 
worden sind, daß aber andererseits die 
Staatsquote gesenkt werden soll. Wie 
soll das gehen? 

Dreßler: Das wird so einfach nicht 
zu lösen sein; eine Senkung der Staats­
quote würde in der Praxis auf erhebli­
che Probleme stoßen. Wir haben ja 
auch einen Schuldenstand, der exorbi­
tante Höhen erreicht hat und wo des­
halb Zinszahlungen notwendig sind, die 
sich auch in der Staatsquote nieder­
schlagen. Außerdem gibt es ganz be­
stimmte Mechanismen, z.B. in der Ren­
tenversicherung, die können wir gar 
nicht verändern, weil sie gesetzlich ge-
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spw: Es gäbe ja auch, gerade wenn 
man es ernst meint mit sozialer Gerech­
tigkeit, einen anderen Weg, die Staats­
verschuldung abzubauen, nämlich 
durch eine überproponionale Steige­
rung der Einnahmen. DM Steuern im Monat bezahlt, dann 

wird es ilun überhaupt nichts ausma- · 
eben, 2200 DM zu bezahlen, aber wenn 
einer 2000 DM im Monat für seine Exi­
stenz hat, dann ist es ein gewaltiger 
Untersc1J_ied, wenn man ilun dann mir 
1900 kommt und sagt, damit kannst Du 
auskommen. Genau da liegt der Schlüs­
sel. 

Dreßler: Das ist genau meine Posi­
tion, die habe ich schon während der 
Beratungen iu den Solidarpaktver­
handlungen im März vertreten, und die 
hat der Parteivorstand ja auch beschlos­
sen in Gestalt dieses 20-Punkte-Pro­
granuns, mit dem wir ins Kanzleramt 
gegangen sind. Da gibt es eine ganze 
Menge von Dingen, die wir anpacken 
müssen. Das beginnt nicht erst bei Erb­
schaftssteuer oder Ergänzungsabgabe 
für Besserverdienende, sondern das 
geht tief bis in die Gesellschaftspolitik 
hinein, wenn ich etwa an das Ehegat­
tensplitting denke. Die Institution Ehe 
ist uns im Jahr 30 Mrd. an Steuerer­
leichterungen wen, Subventionen sind 
das ja wohl, und die Förderung . der 
Kinder ist uns ungefähr 17 Mrd. DM 
wert. Wenn wir das umdrehen wollen, 
Kinder 30 Mrd., Ehe 17 Mrd., um nur 
ein Beispiel zu nennen, dann weiß ich 
jetzt schon, was hier im Staate los sein 
wird. Aber daß das gemacht werden 
muß, ist doch wohl unstrittig. 

spw: Nach meinem Eindruck 
scheint sich aber auch in der SPD eine 
Haltung durchzusetzen, bei der nur 
noch über Einsparungen geredet wird, 
aber nicht über Mehreinnahmen - na­
türlich teilweise auch aus der Zwangs­
lage heraus, daß Kommunen und Län­
der das weitgehend nicht selber gestal­
ten können. Aber mir scheint sich als 
sozialdemokratische Orientierung far 
die 90er Jahre und darüber hinaus zu 
verfestigen, es ginge nur noch darum, 
faktisch den Abbau des Sozialstaats 
möglichst gerecht zu gestalten. Kann 
das die Perspektive sein? 

Dreßler: Wenn nur das unter Spa­
ren verstanden wird, dann wäre es eine 
armselige Veranstaltung. Sparen heißt 
doch auch zunächst mal Streichung von 
Steuersubventionen. Nehmen wir z.B. 
den Vorsteuerabzug für PKW, Minder­
einnnahme des Staates 5 Mrd. DM 

spw:'Es ginge Dir also schon darum, 
eine sozialdemokratische Vorstellung 
von Sozialstaat weiterzuentwickeln, die 
auf Gesellschaftsgestaltung und soziale 
Gerechtigkeit gerichtet ist, die darauf ge­
richtet ist, • Umbau" nicht als Abbau 
zu begreifen, sondern neue Prioritäten 
zu setzen, auch ZJ1Siitzliche Prioritäten. 
z.B. frauenorieniener Umbau des 
Sozialstaats, Ausweitung sozialer 
Dienstleistungen oder bedarfsorientiene 
soziale Grundsicherung, die der Panei­
tag ja erneut beschlossen hat. Auf der 
anderen Seite vermitteln auch in der 
SPD zunehmend Leute die Botschaft, 
das meiste an sozialdemokratischer 
Zielsetzung im Bereich Sozialstaat sei 
eigentlich erledigt, die meisten Leute 
könnten das mittlerweile auch privat re­
geln und wir mi#]ten uns nur noch dar­
um kümmern, eine Minimalabsiche­
rung far die zu organisieren, die sonst 
ganz rausfallen würden. Ansonsten 
könne man möglichst viel .entbüro­
kratisieren• und der .Eigenverant­
wonung" der Einzelnen überlassen. 
Z.B. Fanhmann, immerhin NRW­
Fraktionsvorsitzender, in seinem Bei­
trag in spw 74 argumentien in diese 
Richtung. 

Dreßler: Das ist aber eine Einzel­
meinung, das ist kein Chor in der SPD. 
Gleichwohl glaube ich, daß diejenigen, 
die einen Umbau für richtig halten, von 
denjenigen, denen sie etwas wegneh­
men, um es anderen zu geben, den 
Vorwurf .Abbau" um die Ohren ge­
hauen bekommen werden. Das liegt in 
der Natur der Sache. Nehmen wir mal 
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· klassisches Beispiel den ~anken­
. icherung.sbeitrag der RentneL Im 

, ·· ·· eitsstrukturgesetz, das wir Ja 
'" '' geblich mitgestaltet ha~~- habe~ 
,. •· · beschlossen, daß fre1wilhg Vem­

"cberte in der gesetzlichen ~an­
i::. kenversicherung künftig nicht nur ihre 

§',. Rente, sondern auch andere Einkorn­
/ men bis zur Beitragsbemessungsgrenze 

angerechnet bekommen: Es gab z.B. 
Leute, die bezogen eme Sozialver­
sicherungsrente von ein paar Hundert 
DM, hatten daneben aber noch er­
hebliche andere Einkommen z.B. aus 
Pensionen oder Mieteinnahmen, die 
überhaupt nicht berücksichtigt wurden. 
Die haben dann ein paar Mark-fünfzig 
Krankenversicherungsbeitrag bezahlt, 
die ganze Familie war teilweise über 
diesen Minimalbeitrag beitragsfrei mit­
versichert. Nun haben wir das geändert 
und diese anderen Einkünfte einbezo­
gen. Plötzlich erhöhte sich bei einigen 
der Krankenversicherungsbeitrag um 
das zwei- oder dreifache. Da war was 

· los, die sind fast verrückt geworden 
und haben das als Abbau definiert. Für 
mich ist das ein Stück Umbau. Hätten 
wir das nicht gemacht, hätten die feh­
lenden Mittel stattdessen diejenigen, 
die ieringer verdienen, über Beitrags­
erhöhungen zusätzlich aufbringen müs­
sen. Wenn wir diesen Schritt irgend­
wann auch bei den Pflichtversicherten 
gehen, weil die ja auch teilweise er­
hebliche andere Einkünfte haben und 
man keine Unterschiede machen darf, 
wird das gleiche Theater noch mal los­
gehen. 

spw: Es scheint mir auch kein Z.Ufall 
zu sein, daß die Beitragsbemessungs­
grenzen, bis zu denen das Einkommen 
prozentual herangezogen wird, gerade in 
derifenigen Sozialversicherungsspanen 
besonders niedrig ist, wo wirklich ein 
gewisser Solidarausgleich stattfindet 
(also bei Kranken- und Pflege­
versicherung) und nicht iil]uivalent zu 
den Beiträgen auch entsprechende 
Geldleistungsansprüche far später er­
worben werden. 

Dreßler: Während der Gesundheits­
strukturverhandlungen mit der Koaliti­
on haben wir versucht, die Beitragsbe­
messungsgrenze in der Krankenver­
sicherung, die heute 75 % der Beitrags­
bemessungsgrenze in der Rentenversi­
cherung beträgt, auf 80% zu erhöhen, 
um 5 % . Dieses Stück größerer sozialer 
Gerechtigkeit war mit der CDU/CSU 
und der FDP schlichtweg nicht zu ma­
chen. Und da wir keine Mehrheit hat-

ten, konnten wir auch nicht mit dem 
Kopf durch die Wand. 

spw: Aber man kann davon ausge­
hen, daß die SPD das wieder auf die 
Tagesordnung bringen würde? 

Dreßler: Ja, weil es schlicht und er­
greifend gerechter ist. 

spw: Ein weiterer sinnvoller Vor­
schlag, von dem ich aber lange nichts 
mehr gehön habe, ist die Wen­
schöpfungsabgabe, also neben den 
Löhnen und Gehältern auch andere 
Wenschöpfungsbestandteile, insbeson­
dere Abschreibungen und Gewinne, far 
Sozialversicherungsbeiträge heranzuzie­
hen. 

Dreßler: 1989, in der Diskussion 
um die Rentenreform, hatten wir den 
Wertschöpfungsbeitrag als Forderung 
eingebracht. Die Einbringung dieses 
Punktes war für CDU, CSU und FDP 
so etwas wie das Kommunistische Ma­
nifest. Es war verblüffend: sie wußten 
wenig davon, hatten sich nie darum ge­
kümmert aber sie lehnten es prinzipiell 
ab. Ich bin der festen Überzeugung, 
wenn wir die nächste Rentenreform 
machen für die Zeit nach 2010/2015 -
bis dahin ist die Rente stabil-, werden 
wir dieses Instrument dringendst benö­
tigen. Einerseits um kapitalkosteninten­
sive Betriebe im Verhältnis zu den per­
sonalkosteniritensiven Betrieben stärker 
zu belasten, und zweitens als zusätzli­
che Finanzierungsquelle in Anbetracht 
·der demografischen Entwicklung. Man 
kann aber den Wertschöpfungsbeitrag 
nur einmal verbraten und ich habe im­
mer dazu geraten, ilm für den 3-Gene­
rationen-Vertrag zu reservieren. Das 
steht bei uns nach wie vor auf der Ta-
gesordnung. . 

spw: Können wir denn erwanen, 
falls die SPD im nächsten Bundestag 
die entsprechenden Mehrheiten dafar 
finden kann, daß alle möglichen 
Sozialkürzungen, die etwa in den letzten 
Monaten beschlossen worden sind, 
noch mal auf den Prüfstand kommen, 
oder wird es so sein, daß die SPD das 
erst mal alles so lassen wird, weil es zu 
teuer würde, das wieder zurückzuneh­
men? 

Dreßler: Wir kommen gar nicht 
darum herum, alles auf den Prüfstand 
zu stellen, weil es Kürzungs­
maßnahmen gibt, die sind schlicht ver­
rückt und kontraproduktiv. Wie schnell 
so etwas repariert werden kann, hängt 
natürlich von den allgemeinen Finanz­
situationen ab, denen eine Regierung 
ausgesetzt ist. Aber daß das auf den 
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Prüfstand muß, ist für mich völlig 
zweifelsfrei. Das letzte Beispiel war 
Schlechtwettergeld, dessen Streichung 
wir nicht verhindern konnten. Das ist 
auch aus fmanzpolitischen Erwägungen 
Unfug, weil ich nicht glaube, daß damit 
per Saldo gespart wird. Was an 
Schlechtwettergeld gespart wird, wird 
an Arbeitslosenunterstützung hinter­
her gezahlt werden müssen. 

spw·: Gälte das auch bei der Pflege, 
falls es da noch zu einer Einigung 
kommt, far die Punkte, wo die SPD 
jetzt auf die Koalition zugegangen ist, 
sei es der Leistungsumfang, die Frage 
der Kompensation durch Feiertage oder 
die Beitragsbemessungsgrenze? In der 
Logik eines Umbaus im positiven Sinne 
müßte man ja sagen, es kommt im Ge­
genteil darauf an, noch stärker als bis­
her wirklich alle Bevölkerungsgruppen 
und alle Einkommen in die sozialen 
Sicherungssysteme einzubeziehen u,µJ 
nicht irgendwo relativ niedrig gewgene 
Beitragsbemessungsgrenzen zu haben. 
Oder man könnte sogar zu progressiven 
Lösungen kommen, wo Leute entspre­
chend ihrer finanziellen Leistungsfähig­
keit auch überproportional im Verhält­
nis zu ihren Einkommen zu Beitr;;,'(!I_ 
herangezogen werden. Ich sehe _,~f 
auch in der eigenen Panei Kräfte, dü)l11.'' 
ganz anders herangehen und die viel­
leicht gar nicht so unglücklich· über be­
stimmte Kompromisse sind, die da jetzt 
laufen. 

Dreßler: Das ist zweifellos richtig. 
Trotzdem gehört sowas weiterhin auf 
die Tagesordnung, wenn der Anspruch, 
Gesellschaft durch Sozialpolitik ge­
rechter zu gestalten, nicht aufgegeben 
werden soll. Wenn wir zum Schluß die 
Beitragsbemessungsgrenze der Kran­
kenversicherung statt· die der Ren­
tenversicherung für die Pflege akzep­
tiert haben, weil die gerechtere Lösung 
für die andere Seite überhaupt nicht 
diskutabel war, dann heißt das nicht, 
daß dies das Ende der F almenstange ist. 
Natürlich kann und muß man das wie­
der ändern, wenn man die Mehrheiten 
dafür hat. Ich hab immer gesagt, wenn 
man aus der Opposition heraus erwas 
auf den Weg bringen kann, wobei die 
Richtung stimmt, aber es ist noch nicht 
ausreichend, dann kann man es, wenn 
man die Mehrheiten dazu bekommt, 
verbessern. Wenn es aber in die falsche 
Richtung geht und eine Umkehr ka~ 
mehr möglich ist, dann soll man die 
Finger davon lassen. 
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Mit den folgenden drei Aufsätzen setzt die spw die im vergangenen Jahr begonnene Diskussion über die Rolle der SPD Und der , 
SPD-Linken fort. Zentraler Bezugspunkt ist diesmal natürlich der zurückliegende Wiesbadener Parteitag. Die heutige SPD ' 
wird von den Autorinnen und Autoren • irgendwo• zwischen zwei Polen verortet: sozialer Klientelismus als sozialdemokran- : 
sehe Ergänzung einer weltmarktorientierten Modernisierung und Kapitalförderung auf der einen, die Umverteilung von Macht ' 
und Reichtum in einem Projekt drs ökologisch-sozialen Umbaus der Industriegesellschaft auf der anderen Seite. Anhand der 
wirtschafts- und sozialpolitischen Beschlußfassung und anhand der Rolle, die Rudolf Scharping auf diesem Gebiet spielt, wer­
den allerdings die Schwierigkeiten und die Differenzen deutlich, wenn es darum geht, dieses • irgendwo• - und damit die poli­
tische Substanz - hinter partei(tags)taktischen Manövern und Schlagabtauschen zu e,fassen. Weitere Beiträge werden folgen. 

Die spw-Redaktion 

Programmatische Bestandssicherung 
Eine Nachlese zum Wiesbadener SPD-Parteitag 

Das Drehbuch für den Parteitag 
der SPD in Wiesbaden war von 

den Medien vorgezeichnet: Ru' 
dolf Scharping werde die Partei mit den 
Themen der gesellschaftlichen Mitte 
wie innere Sicherheit und .angemesse­
ne" Außenpolitik sowie auf die traditio­
nelle Kernarbeiterschaft beschränkte 
Sozialpolitik aus den Gedankenspielen 
um rot-grüne Bündnisse herausführen. 
Oskar Lafontaine werde die Partei für 
die vom Kapital inszenierte Standortde­
batte mit der durch angeblich zu hohe 
Löhne zu hohe Steuern und Abgaben, 
staatli~he Überreguliernng und zu hohe 
Kosten des Sozialstaates verursachten 
Gefährdung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland öffnen und die Standortde­
batte sozialdemokratisch erzählen. Die 
publizistischen Flaggschiffe .Handels­
blatt" und • Wirtschaftswoche" feierten 
Oskar Lafontaines Forderungen, die 
Löhne zur Bekämpfung der Wirt­
schaftskrise langsamer ansteigen zu las­
sen, und gaben der SPD die Weihe der 
wirtschaftspolitischen Bündnisfähigkeit 
mit dem Kapital. Der Plot dieser Insze­
nierung: die Gewerkschaften in der 
Krise von der SPD zu isolieren und da­
mit die gesellschaftlichen Machtge­
wichte weiter nach rechts zu verschie­
ben. 

Das wichtigste Ergebnis des Partei­
tags war, daß die beabsichtigte Inter­
pretation, die SPD habe sich nach 
rechts bewegt, nur mit Mühe durchzu­
halten ist. Der Linken war es gelungen, 
in der Debatte um das wirtschaftspoliti­
sche Programm die Signale Oskar La­
fontaines, die Lohnhöhe und Steuer­
und Abgabenbelastung als Hauptursa-
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eben der Wirtschaftskrise und Massen­
arbeitslosigkeit benannten, zu strei­
chen, und damit eine Deutung des An­
trags, es sei Wirtschaftspolitik der 
SPD, den Wirtschaftsstandort Del\tsch­
land durch Niedriglohnkonzepte oder 
Steuerentlastungsmodelle attraktiv zu 
machen, auszuschließen. Im Gegenteil: 
der Antrag wurde - unbeschadet von 
Widersprüchlichkeiten - in Richtung 
auf Bekämpfung der Massenarbeitslo­
sigkeit durch staatliche lnftastrukturpo­
litik in den Regionen, durch ein ökolo­
gisch-soziales Aufbauprogramm Ost, 
durch ein Zukunftsinvestitionspro­
gramm, durch die Forderung nach ei­
nem sozialen Lastenausgleich zwischen 
oben und unten und nach einer Staatsre­
form als Alternative zu konservativen 
Deregulierungs- und Privatisierungs­
konzepten zugespitzt. Hiermit wurden 
zugleich zentrale Elemente eines ökol<r 
gisch-sozialen Zukunftsprojektes des 
Umbaus der Industriegesellschaft pro­
grammatisch gesichert. Eine rot-grüne 
Reformperspektive und die strategische 
Zielsetzung eines gesellschaftlichen 
Reformbündnisses mit alten und neuen 
sozialen Bewegungen als Träger eines 
derartigen Zukunftsprojektes bleiben 
damit gewahrt. 

Der Absicht, den Parteivorsitzenden 
dem rechten Flügel der Partei zuzuord­
nen, entzieht Rudolf Scharping seit 
dem Parteitag ·in Reden und Aussagen 
den Boden. Er zeigt sich als Garant da­
für, mit der gesamten Partei einen Re­
gierungswechsel .einzuleiten. Dabei 
verfügt er über das machtpolitische 
Sanktionspotential, kontraproduktive 
Störungen dieses Ziels durch Einzel­
personen über die Medien schon am 
Anfang einzudämmen, indem er den 
Anspruch deutlich macht, die legiti-

von Horst Peter* 

mierten Gremien wieder stärker in die 
Willensbildung einzubeziehen und die 
Parteitagsbeschlüsse auf die politische 
Praxis zu beziehen und nicht aus der öf­
fentlichen Wahrnehmung zu verdrän­
gen. Oskar Lafontaine mag darin das 
Marterwerkzeug sozialdemokratischer 
Sekundärtugenden erkennen, aber Er­
hard Eppler definiert die sozialdemo­
kratische Linke als diejenigen, die im 
Zweifel die Parteitagsbeschlüsse ein­
halten und umsetzen wollen. Die post­
moderne Beliebigkeit der Enkel und das 
damit verknüpfte Durchsetzungsmodell 
nicht legititnierter Inszenierungen über 
die Medien a la Petersberg werden zum 
Auslaufmodell sozialdemokratischer 
Willensbildung. Wenn es Rudolf Schar­
ping gelingt, die Ausfransung sozialde­
mokratischer Willensbildung an der 
Spitze der Partei in Zukunft zu verhin­
dern, so wird dies Initialzündung sein 
für die Rückführung der Willensbil­
dung in die Gremien auch in den un­
teren Gliederungen der Partei. Rudolf 
Scharpings These von der Notwendig­
keit eines zweiten, ökologischen Gene­
rationsvertrags neben dem ersten, so­
zialen Generationsvertrages zeigt zu­
dem, daß Scharping nicht gewillt ist, 
den vom Berliner Programm geebneten 
Entwicklungspfad der ökologisch-so­
zialen Erneuerung der Industriegesell­
schaft zu verlassen. Scharping kann 
deshalb nicht von denjenigen in An­
spruch genommen werden, die in der 
Krise Umweltpolitik als standortgefähr­
denden Kostennachteil definieren. 

Aus der Sicht der Linken ist der 
Wiesbadener Parteitag trotzdem auch 
Anlaß, den eigenen Standort zu über­
prüfen. Zwar ist es in der Gesamtwer­
tung des Parteitags gelungen, • Schlim­
meres zu verhindern", in der Entwick-
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]~ des ökologisch-sozi~en Um­
, , ·wwnzepts ein Stück wetterzukom­
·en die Versuche des Seeheimer Krei-

m ' · E" d B \ses zum erweiterten msatz_ er.. ~-
.: desWehr abzuwehren, und _die Tur für 

eine nicht-militärische Bes!immung der 
Rolle Deutschlands in der Welt aufzu­
stoßen, in der Frage der Parte1refo~ 
die richtigen Akzente der Offnung für 
Nichtmitglieder und der Basisdemokra-

. tisierung durch Mitgliederbegehren und 
Mitgliederentscheid zu setzen. Diese 
Erfolge dürfen nicht darüber hm­
wegtäuschen, daß die Linke struktu_rell 
in der Minderheit ist, wenn es um Rich­
tungsentscheidungen gegen den ma_in­
stream der öffentlichen Diskussion 
geht, wie die Niederlage in der bürger­
rechtlichen Debatte über den .großen 
Lauschangriff" deutlich zeigt. 

Das liegt zum einen darin, daß die 
personelle Entleerung der Volkspartei­
en besonders in der SPD die kr1lischen 
Positionen schwächt, da sich die Aktiv­
mitgliedschaft in den Ortsvereinen im­
mer stärker auf die Funktionsträger 
oder diejenigen, die es werden wollen, 
reduziert, und die allgemein politisch 
Interessierten ohne akute Karriereinter­
essen sich meist außerhalb der Parteien 
politisch engagieren. Das ~eduziert auf 
den Parteitagen das Potential der direkt 
von der Linken erreichbaren Delegier­
ten und gibt den Vorständen, wenn sie 
selbst geschlossen auftreten, strukturel­
le Mehrheiten. 

Gravierender als die Schwächung 
der organisatorischen Reichweite ist 
jedoch die Schwächung der theoreti­
schen Bindungskraft der Linken, der 
gegenwärtig die Fähigkeit fehlt, die im 
Berliner Programm gelungene Neuon­
entierung auf das tragfähige gesell­
schaftliche Zukunftsprojekt des ökolo­
gisch-sozialen Umbaus der Industriege­
sellschaft mit globaler Dimension ver­
bunden mit der Neubestimmung des 
Wertes der gesellschaftlichen Arbeit 
und der Aufhebung der geschlechtsspe­
zifischen Arbeitsteilung - ohne Zweifel 
ein Ergebnis intensiver linker Pro­
grammdiskussion - zu einer die 
Alltagspolitik durchbrechenden_ politi­
schen Alternative zu konkretmeren. 
Linke Ideen werden nicht von selbst zur 
materiellen Gewalt". Dazu muß die 

Entwicklung der ökologisch-sozialen 
Alternative bezogen werden auf die 
Funktionsmechanismen des kapitalisti­
schen Wachstums- und Ausbeutungs­
modells und die Garantie dieses Mo­
dells durch die G 7-Staaten, verbunden 

mit deren Bereitschaft, es weltweit 
militärisch zu sichern. Erst dann wird 
sichtbar, daß es mit dem ökologisch-so­
zialen Umbau der Industriegesellschaft 
um die Veränderung des Kerns der 
Wirtschaftsordnung geht. Das Kapital 
zerstört Mensch, Gesellschaft und Na­
tur. Deshalb zielt die Intervention der 
Linken auf den Wertschöpfungsprozeß, 
die Verteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums und die stoffliche Seite des 
Produktionsprozesses. 

Diese Alternative gilt es zu konkre­
tisieren. Um diese Alternative sind die 
linken Projekte zu bündeln. Es geht um 
die durchgängige Verankerung des öko­
logisch-sozialen Politikprinzips in allen 
Politikfeldern. Intensiver theoretischer 
Anstrengung bedarf die Integration der 
politischen Teilsysteme. Sonst werd_en 
die linken Themen in relativer Belie­
bigkeit ihr Eigenleben weiterfiibn:n. 
Das hilft zwar, linke Experten m Em­
zelfeldern anbieten zu können, das er­
möglicht auch politische Teilerfolg~ in 
der Alltagspraxis und auch auf Parteita­
gen, aber es führt selbst im Falle des 
Erfolges noch nicht zu einem gesell­
schaftlich mehrheitsfähigen linken 
Zukunftsprojekt. Insbesondere hat die­
se Orientierung auf die linken Einzel­
themen immer stärker dazu geführt, 
daß die Linke - nicht nur in der SPD -
immer stärker den strategischen Kern 
einer gesellschaftlichen Veränderung 
aus dem Blick verloren hat: die Art des 
Produzierens und der gerechten Vertei­
lung des Produktes. Verschärft wurde 
dieser Trend noch durch den Zusam­
menbruch der Staaten, die sich selbst 
realsozialistisch nannten und in Wirk­
lichkeit das industrialistische Entwick­
lungsmodell des Westens nachzuholen 
versuchten. Damit ging jedoch ein Ori­
entierungsverlust vieler Linker einher, 
die trotz vielfältiger prinzipieller und 
Detailkritik an diesem System darin 
den Nukleus, die prinzipielle Möglich­
keit eines anderen gesellschaftlichen 
Entwicklungsganges sehen wollten, und 
es bestärkte diejenigen, die sich durch 
die Negation dieses Systems defmi~r­
ten denn Kapital· und KonservatJve 
bra~hten auch die nichtkommunistische 
Linke in Erklärungszwang gegenüber 
dem Osten. 

Vor diesem Hintergrund darf es 
nicht verwundern, daß es nicht gelun­
gen ist, auf dem Wiesbadene~ Parteitag 
dem Initiativantrag des Parteivorstands 
zur Wirtschaftspolitik einen geschlosse­
nen Alternativantrag entgegenzustellen. 

SOZIALDEMOKRATIE 

Die Erarbeitung der Alternative erfor­
dert erst noch, die verschiedenen Trä­
gers des ökologisch-sozialen Verände­
rungsdiskurses zusammenzuführen zur 
Konkretisierung und Operationalisie­
rung eines neuen gesellschaftlichen Zu­
kunftsprojektes. 

• sozial-ökologische 
ISW Wirtschaftsforschung e.V 
Analysen Dolwmeontatlonen Fakten & Argumente 

Wirtschaltsrelorm iD DstelD'llpa 

iSW-----REPORUiR.U ---•w. 
Anatysen des isw - sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung e. V. (Auswahl): 

isw-reports 
(vierteljährlich mit isw-wirischaftsinfo). 
Preis: DM 5,- plus Pono (Jahresabo: 25,- DM) 
Der Gipfel, diese Weltwirtschaft? (März "92) 
Mtt Energie Ins Treibhaus (Juni 1992) 
EG - Vom Supermarkt zur Supennacht? 
(Oktober '92) 
Friedensdividende oder neue Rüstungs. 
renditen? (Januar 1993) . 
isw-forum: Wirtschafts.. und Mllltirmaeht EG 
(April 1993) 

isw-spezial 
Kapitalmacht in Deutschland 
(August 1991), DM 7,-+ Porto 
Billigstrom für die Großindustrie 
(Oktober 1992), DM 5,- + Porto 
Siemens Bilanz· und Konzernanalyse, 
2. Oberarb. Aufl. (Mai '93). DM 5,+ Pono 
Reiche Industriestaaten - Arme ·orttte 
Welt" (April 1993), DM 5,- + Pono 

isw-wirtschaftsinfo 
Gegen die kl:yllügen, DM 2,- + Porto 
Solidarpakt, Sozialabbau, standortdebatte 
DM 3,- + Porto 

isw e.V „ Georg-Wopfner-Straße 4', 
80939 München . Konto Sparda Bank 
München Nr. 98 34 20 (BLZ 700 905 00) 
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;'.:~i(;:~:(!itt::r:lij;~'jirnrneres verhindert, 
iWidersprüchliches beschlossen 

Wirtschaftspolitische Diskussionslinien in der SPD 

Wer den in Wiesbaden gefaßten 
umfangreichen Beschluß 
• Eine gesamtdeutsche Strate­

gie für Modernisierung, Beschäftigung 
und umweltverträgliches Wachstum" 
unvoreingenommen liest, wird darin 
wahrscheinlich wenig entdecken, was 
aus der Linie bisheriger sozialdemokra­
tischer Parteitagsbeschlüsse zu diesen 
Themen herausfiele. Im Mittelpunkt 
steht die Bekämpfung der Massenar­
beitslosigkeit, dazu wird ein ,nationa­
ler Beschäftigungspakt" gefordert. 
Durch eine ökologische und technologi­
sche Modernisierung der Wirtschaft 
sollen wettbewerbsfähige Arbeitsplätze 
geschaffen werden, dazu sollen private 
und öffentliche Investitionen gefördert 
und verstärkt werden. Hervorgehoben 
wird die Notwendigkeit eines · Auf­
bauprogramms für Ostdeutschland. 
Diese Politik soll international ab­
gestimmt, durch aktiv°e Arbeitsmarkt­
politik und eine • intelligentere und ge­
rechtere Verteilung der Arbeit" ergänzt 
und sozial gerecht finanziert werden. 
Zugleich werden die Sanierung der 
Staafsfinanzen und eine ökologische 
Steuerreform in Aussicht gestellt. 

Das ist allerdings bestenfalls die hal­
be Wahrheit. Tiefergehende Einblicke 
in die wirtschaftspolitische Debatte in 
der SPD und eine fundiertere Ein­
schätzung der dabei vertretenen Posi­
tionen und bevorstehenden Auseinan­
dersetzungen gewinnt, wer die Kontro­
versen im Vorfeld und auf dem Par­
teitag sowie die reale Politik insbeson­
dere der sozialdemokratisch regierten 
Länder einbezieht und den Beschluß 
daraufhin nochmals kritisch liest. Da­
bei lassen sich zwei sehr unterschiedli­
che Konzeptionen analysieren, die sich 
in einem in weiten Teilen schwammi­
gen, halbherzigen und in sich wider­
sprüchlichen Beschluß niedergeschla­
gen haben. 

Analysiert man die Antragsentwörfe 
der von Lafontaine geleiteten Kommis-
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sion des Parteivorstands, die in diesen 
Punkten symptomatisch für den sozial­
liberalen Mainstream der real existie­
renden Sozialdemokratie sind, stellt 
man fest, daß sie der Propaganda von 
der angeblichen Gefährdung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland durch 
zu hohe Lohnkosten und zuviel Staat 
weitgehend auf den Leim gehen. Die 
Forderungen zur Beschäftigungspolitik 
und zur Finanzierung sind unzurei­
chend und unkonkret. Faktisch avan­
ciert die • Förderung der Wettbewerbs­
fähigkeit der deutschen Wirtschaft" 
zum höchsten Ziel sozialdemokrati­
scher Wirtschaftspolitik, alle sozialen 
und ökologischen Forderungen werden 
diesem Primat untergeordnet. Diese 
Positionen finden sich auch in der 
beschlossenen Fassung noch an etlichen 
Stellen. Ökonomie in einem solchen 
Maße aus einer primär betriebswirt­
schaftlichen Perspektive zu betrachten, 
wie es sich im Antrag des Parteivor­

, stands niedergeschlagen hat und bei 
sozialdemokratischen Wirtschaftspoli­
tikern mittlerweile gang und gäbe ist, 
hat allerdings mit wirtschaftspolitischer 
Kompetenz nur dann etwas zu tun, 
wenn man diese definiert als die 
Auffassung der herrschenden Kreise 
,der Wirtschaft", bei wem ihre Interes­
sen am besten aufgehoben sind. 

Den Mängeln und Desorientierun­
gen dieser Positionen liegt zugrunde, 
daß eine adäquate Analyse der ge­
genwärtigen Krise und ihrer Ursachen 
fehlt. Eine solche Analyse würde zei­
gen, daß es sich im Kern um eine 
internationale und nationale kapita­
listische Überproduktionskrise handelt. 
Im Zuge der dadurch verschärften 
internationalen Verdrängungskonkur­
renz treten auch strukturelle Probleme 
und technologische und arbeitsorgani­
satorische Defizite bestimmter Bran­
chen stärker hervor. Ursache der Krise 
sind jedoch nicht gesunkene Gewinne 
aufgrund zu stark gestiegener Lohnko­
sten oder übermäßiger staatlicher Re­
gulierungen. Die Gewinne geraten viel­
mehr aktuell als Folge der Krise unter 

von Ralf Krämer• 

Druck, bedingt durch unzureichende 
Auslastung der Kapazitäten, die im 
vorangegangenen Aufschwung stärker 
ausgeweitet wurden als die Endnachfra­
ge wuchs, deren Dynamik national und 
weltweit gerade durch die Umvertei­
lungsprozesse zugunsten der Profite re­
lativ zurückblieb. 

Der seit Jahren laufende internatio­
nale Unternehmenssteuersenkungs-, 
Lohnbeschränkungs- und Sozialabbau­
wettlauf verstärkt und verlängert die 
ökonomische Krise, vergrößert die 

· Massenarbeitslosigkeit und die sozialen 
Spaltungen. Statt auf diese Weise zu 
versuchen, den eigenen Weltmarkt­
anteil zu Lasten der anderen, überwie­
gend ökonomisch schwächeren, Länder 
weiter zu vergrößern und diese damit 
unter verstärkten Druck zu setzen, 
müßte gerade von der europäischen 
Wirtschaftsvormacht Deutschland ein 
entschiedenes Signal für einen Kurs­
wechsel ausgehen, um in internationa­
ler Kooperation Beschäftigung und öko­
logisch verträgliche Wachstumspro­
zesse voranzubringen und soziale Pro­
bleme zu lösen. Dabei muß völlig klar 
sein, daß wie schon in den 80er und der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre keines­
falls erwartet werden darf, daß ein 
wirtschaftlicher Aufschwung im Selbst­
lauf zum Abbau der Massenarbeitslo­
sigkeit führen würde, Diese ist viel­
mehr ein strukturelles Problem der ent­
wickelten kapitalistischen Länder, das 
nicht durch Selbstheilungskräfte der 
Marktwirtschaft gelöst werden kann, 
sondern nur durch wirtschaftsdemo­
kratische Steuerung und Gestaltung, 
durch Beschäftigungspolitik und Ar­
beitzeitverkürzung. 

Elemente einer solchen am Berliner 
Grundsatzprogramm der SPD anknüp­
fenden linken Gegenposition fanden 
sich in unterschiedlichem Maße in An­
trägen verschiedener Gliederungen 
wieder. Den im Frankfurter Kreis ko­
ordinierten Parteilinken ist es gelungen, 
daraus umfangreiche Änderungen und 
Ergänzungen in der Neufassung des 
Leitantrags unterzubringen, die auf 
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· dem Parteitag in Form eines mehr als 
· 20-seitigen Initiativantrags der Antrags­
'kommission vorgelegt wurde(zumchao­

. tischen und undemokratischen Entsteh­

. ungsprozeß des .Leitantrags" siehe den 
Beitrag von Arenz in spw 7 4). Dabei 
wurden vor allem die Forderungen ei­
ner vollbeschäftigungsorientierten Poli­
tik wesentlich akzentuiert und um 
gleichstellungspolitische und Forde­
rungen zur Ausweitung von Bildung 
und Weiterbildung ergänzt. Die Dar­
stellung der Krisenursachen wurde weit­
gehend überarbeitet, die For~erung 
nach einem .Lastenausgleich zu Lasten 
großer Vermögen" wurde unterge­
bracht. Von großer Bedeutung ist auch, 
daß die Lafontaine-Position, den Lohn­
anstieg im Osten auf die Steigerung der 
Produktivität zu beschränken und damit 
den Gewerkschaften in ihrem Kampf 
um die Einhaltung der in Ostdeutsch­
land geschlossenen Tarifverträge in den 
Rücken zu fallen, aus dem Antrags­
entwurf gestrichen wurde. 

Der konservative Unfug 
von der Senkung 
der Staatsquote 

Dennoch: Es sind hauptsächlich 
zwei Grundentscheidungen, die itn Leit­
antrag und weitgehend auch noch im 
beschlossenen Text die Spielräume 
sozialdemokratischer Politik in unak­
zeptabler Weise verengen und die For­
mulierung einer konsequenten Alter­
nativposition zur konservativ-liberalen 
Politik verhindern: 

1. Die Entscheidung, die Konsoli­
dierung der Staatsfmanzen pritnär 
durch Einschränkung der Ausgaben 
statt durch Einnalunesteigerungen zu 
betreiben. Explizit wird die Senkung 
der Staatsquote gefordert: .In Abhän­
gigkeit von der konjunkl\lrellen Lage 
Begrenzung des Ausgabenanstiegs auf 
eine Zuwachsrate, die spürbar unter 
dem Nominalzuwachs des Brutto­
sozialprodukts liegt." Damit wird die 
an die Wand gemalte Handlungs­
unfähigkeit des Staates gerade nicht 
vermieden, sondern im Gegenteil exe­
kutiert. Faktisch wird damit der von 
der SPD dereinst bekämpfte Sozialab­
bau von 1982 bis heute nachträglich 
gutgeheißen, denn ohne ihn läge die 
Staatsquote noch mehrere Prozentpunk­
te höher. 

Wie unter dieser Voraussetzung die 
beschlossenen und mehr als notwendi-

gen Forderungen nach aktiver Voll­
beschäftigungs- und Arbeitsmarkt­
politik, einem Aufbauprogramm Ost, 
Förderung ökologischer Zukunftsin­
vestitionen und des Wohnungsbaus, 
Verstärktmg von Forschung und Wis­
senschaft, Bildung und Weiterbildung, 
verbesserter Familienlastenausgleich 
und das ,angestrebte" .flächendecken-· 
de Angebot ganztägiger Betreuungs­
einrichtungen und Ganztagsschulen" 
sowie die Einführung einer bedarfsori­
entierten sozialen Grundsicherung rea­
lisiert werden sollen, bleibt das Ge­
heimnis der Parteiführung. Diese und 
etwa die aufgrund linker Anträge er­
gänzte Forderung nach einem ,länger­
fristig angelegten Zukunftsinvestitions-
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baue zurecht darauf hin, daß die Unter­
scheidung zwischen investiven und 
konsumtiven Ausgaben der öffentlichen 
Hände fragwürdig und kein geeignetes 
Kriterium ist. .Investiv" sind überwie­
gend Baumaßnahmen, ,konsumtiv" ins­
besondere alle Sozialleistungen und alle 
Personalausgaben, die zum überwie­
genden Teil bei Schulen, Hochschulen, 
Kindergärten, Sozialeinrichtungen etc. 
anfallen. Statt hier Einschnitten das 
Wort. zu reden, müßte es sozialdemo­
kratische Politik sein, insbesondere 
Kommunen und Länder finanziell so 
auszustatten, daß die hier ablaufenden 
Kürzungsorgien beendet und endlich 
ein bedarfsgerechter Ausbau vollzogen 
werden kann. 

In der Debatte um 
Staatsquote und Sozialbudget in % des BSP die Staatsquote ver­

breiteten Lafontaine 
und andere immer 60 IAb 1991 Deutsch-

land einschl. Ost 
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wieder Desinforma­
tion, indem sie die 
Senkung der Staats­
ausgaben als einzigen 
Weg zur Konsolidie­
rung der Staatsfman­
zen hinstellten und 
verschleierten, .. ,4;!.6 
es auch die r.'11:e~ 
Möglichkeit de(""!l­
solidierung dim:h 
Einnahmesteigerung 

10 
Krämer 12/93, Quelen: VOR, Stat. Taschenbuch 1993, Hl!fbstgut. 1993 der Wirtschaftsf.-lnst. 

programm" drohen zu Lippenbekennt­
nissen bzW. zu Programmen im 
Sehrumpfformat zu werden, die den 
Problemen nicht ansatzweise gerecht 
werden können. Es wundert vor diesem 
Hintergrund nicht, daß von der Partei­
führung jeder Versuch einer Quantifi­
zierung abgewehrt wurde. 

Die auf Druck der Parteilinken auf­
genommene Forderung nach anti­
zyklischer Konjunkturpolitik, die dürch 
die obengenannte Formulierung zur 
Staatsquote nicht ausgeschlossen wird, 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Aufgaben einer vollbeschäftigungs­
orientierten, sozialen und ökologischen 
Reformpolitik allesamt nicht kurzfristig 
lösbar und in absehbarer Frist bei. 
sinkender Staatsquote schlichtweg nicht 
machbar sind. Fortgesetzter Abbau von 
Sozial- und Bildungsausgaben auch 
unter einer sozialdemokratischen 
Bundesregierung wäre damit vorpro­
gramntiert. Dies wurde faktisch von 
Lafontaine auch angekündigt, als er 
forderte, nach der Krise in konsum­
tiven Bereichen einzuschneiden. Kurt 
Neumann aus Berlin wies in der De-

gibt. Dabei ist die Höhe der Staatsquote 
natürlich kein Ziel an sich ( aber auch 
ihre Senkung darf keins sein), aber in­
folge der unabweisbaren Mehrauf­
wendungen durch die deutsche Einheit 
muß eine merklich erhöhte Staatsquote 
im Verlauf der 90er Jahre hingenom­
men werden. Die dagegen gerichtete 
Behauptung, eine anhaltend hohe oder 
sogar steigende Abgabenbelastung sei 
unzumutbar, . ist nur vordergründig 
plausibel. Sie setzt voraus, daß Mehr­
einnahmen wie in den vergangenen Jah­
ren zu Lasten der Masseneinkommen 
erhoben werden müßten und geht an 
der gravierende'\ Strukturveränderung 
der Abgabenbelastungen, die sich voll­
zogen hat, völlig vorbei. Diese hat die 
massive Umverteilung von oben nach 
unten noch wesentlich verschärft, 
indem (in den alten Bundesländern) bei 
steigender Abgabenbelastung der 
Arbeitnehmereinkommen ( die 1980 bis 
1992 pro beschäftigtem Arbeitnehmer 
brutto um 58% gestiegen sind, netto 
nur um 48 % , real um 8 % ) die effektive 
steuerliche Belastung der ohnehin 
wesentlich stärker gestiegenen privaten 
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Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen (1980 bis 1992 brutto 
+ 126 % , netto + 145 % ) deutlich gesenkt 
wurde (von 21,2% auf 14,5%)1>. Die 
gewachsene Verschuldung der öffentli­
chen Haushalte kann nahezu vollständig 
auf die gesunkene Besteuerung der U n­
ternehmens- und Vermögenseinkom­
men zurückgeführt werden. 

Die. sozialdemokratische Position 
müßte in dieser Lage sein, die gebotene 
Politik durch einen .neuen Lastenaus­
gleich" zu Lasten privaten Reichtums 
und nichtinvestierter Gewinne zu fi­
nanzieren, statt die öffentliche Armut 
noch zu vergrößern. D~ ist eine 
Lastenausgleichsabgabe auf Vermögen 
nötig, die Unternehmens- und Spitzen­
steuersätze müssen wieder erhöht, die 
Einheitswerte bei Grundeigentum und 
Immobilien an den Verkehrswerten 
orientiert, die Vermögenssteuer und die 
Erbschaftssteuer erhöht, die Beitrags­
bemessungsgrenzen in den Sozial­
versicherungen kräftig angehoben und 

Kreis rechnen, insbesondere aus NRW, 
stimmten gegen die linken Ände­
rungsanträge. 

Umverteilung 
zugunsten der Gewinne 

wird nicht angetastet 

2. Der Haltung der Parteiführung 
liegt eine zweite -weniger explizit als 
die erste formulierte- Grundent­
scheidung zugrunde: die Position, daß 
zusätzliche Belastungen der Unterneh­
men und der Gewinne ausgeschlossen 
werden müssen, daß im Gegenteil zur 
Förderung der internationalen Wett­
bewerbsfähigkeit weitere Entlastungen 
der Unternehmen notwendig seien, ins­
besondere bei den Lohnnebenkosten. 
Dies geht völlig an der realen Entwick­
lung vorbei, die davon geprägt ist, daß 
die Gewinne der Unternehmen mit ei­
gener Rechtspersönlichkeit in West­
deutschland nach Angaben der Volks-

wirtscha ftli­
c!Jen Gesamt­

Verteilung des Vennögens von 9,5 Billionen DM in Deutschland* - rechnung des 
Statistischen 
Bundesamtes 
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netto um 
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Steuerbela--
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stung sank 
von 33,6% 

die Steuerabzugsmöglichkeiten für 
Selbständige abgebaut werden. Aber 
die linken Änderungsanträge, den Fi­
nanzierungsteil und d.as Wort vom "so­
zialen Lastenausgleich" durch solche 
Forderungen zu konkretisieren, wurden 
in Kampfabstimmung abgelehnt. Auch 
der am meisten umkämpfte linke Ände­
rungsantrag, die Forderung nach Sen­
kung der Staatsquote zu streichen, wur­
de mit etwa 1/3 zu 2/3 der Stimmen 
abgelehnt. Die Debatten um diese Än­
derungsanträge wurden zwar völlig von 
linken Beiträgen dominiert, das reichte 
aber nicht aus, um die Gefolgschaftsbe­
reitschaft der Mehrheit der Delegierten 
gegenüber Lafontaine und der Antrags­
kommission zu überwinden. Auch etli­
che, die sich sonst zum Frankfurter 

auf 20,2%2>. 
Die reale 

Steuerbelastung der Unternehmen in 
Deutschland ist nicht zu hoch, auch 
nicht im internationalen Vergleich. Im 
Gegenteil: der Anteil der Unterneh­
menssteuern am gesamten Steu­
eraufkommen ist mittlerweile auf ei­
nem Tiefstand angekommen, der nicht 
zu rechtfertigen ist. 

Es müßte daher z.B. gefordert wer­
den (was im Beschluß nicht geschieht), 
daß die letzten -von der SPD ursprüng­
lich abgelehnten- Unternehmenssteuer­
senkungen wieder zurückgenommen 
werden sollen. Weiterhin müßte klarge­
stellt werden, daß die angestrebte Sen­
kung der Beiträge zur Arbeitslosen­
versicherung durch Übernahme der 
Finanzierung der aktiven Arbeitsmarkt­
politik durch den Bundeshaushalt nicht 

zu einer weiteren Umverteilung zu­
gunsten der Gewinne führen, sondern 
in vollem Umfang den abhängig Be~ 
schäftigten zugute kommen und durch 
entsprechend höhere Besteuerung der 
Unternehmen sowie hoher Einkommen 
und Vermögen refinanziert werden 
soll. Symptomatisch für die Haltung 
von Lafontaine und anderen ist der auf 
dem Parteitag glücklicherweise noch 
rechtzeitig aufgefallene und deshalb ge­
scheiterte Versuch, eine mißliebige 
Passage zur Verschärfung der Betriebs­
prüfungspraxis, die in der Antrags­
kommission eine Mehrheit gefunden 
hatte, auf kaltem Wege durch Manipu­
lation der verteilten Antragsunterlage 
wieder zu beseitigen. 

Damit in Zusammenltang steht eine 
im Beschluß immer wieder durchschei­
nende Herangehensweise, die die Ar­
beitskosten und die angeblich unzurei­
chende Flexibilität der Arbeitszeiten als 
zentralen Faktor der Beschäftigungs­
entwicklung behandelt. Mit der be­
schlossenen Formulierung von der .be­
schäftigungsorientierten Lohnpolitik" . 
stimmt die SPD in den Chor derer ein, 
die Druck in Richtung möglichst niedri­
ger Tarifabschlüsse machen und damit 
faktisch beschleunigten Reallohnabbau 
fordern .. Zurecht hat Lafontaine bei sei­
ner Rede im Bundestag am 3.12.93, in 
der er die Entwicklung der Lohnneben­
kosten als massive Gefährdung der Ar­
beitsplätze darstellte und eine .pro­
duktivitätsorientierte Lohnpolitik" (bei 
der von Inflationsausgleich keine Rede 
mehr ist) forderte, für diese Forderung 
ein .sehr gut" als Zuruf des ehemali­
gen Wirtschaftsministers Haussmann 
geerntet. Damit wird eine Position auf­
gegriffen, die von Kapitalvertretern 
und neoklassischen Ökonomen immer 
wieder vorgetragen wird, aber trotz­
dem empirisch unhaltbar und theore­
tisch primitiv ist. In Wirklichkeit sind 
die Lohnstückkosten (in denen übri­
gens, ebenso wie in der von 1980 bis 
1991 von 75, 8 % auf 70, 8 % gesunkenen 
Lohnquote, die Lohnnebenkosten ent­
halten sind) in Deutschland in den 80er 
Jahren relativ zu denen der meisten 
wichtigen Konkurrenzländer gesunken. 
Der Anstieg der letzten Zeit ist auf den 
gestiegenen DM-Kurs und damit we­
sentlich auf die Zinspolitik der Bundes­
bank und dann auf die krisenbedingt 
sinkende Kapazitätsauslastung, aber 
nicht auf übermäßige Lohnsteigerun­
gen, zurückzuführen. 

Die Beschäftigung kann zumindest 
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unter sozial akzeptablen Bedingungen 
nicht dadurch gesteigert werden, daß 
die relativen Kosten des .Faktors Ar­
beit" reduziert werden, sondern nur 
durch steigende Nachfrage nach 
Arbeitskräften infolge steigender Nach­
frage nach Gütern und Diensten einer­
seits und durch 
Verkürzung der 
Arbeitszeit ande­
rerseits. .Flexibi­
lisierung" ist dabei 
nur insoweit hilf­
reich, als sie Ar­
beitszeit ver k ür -
zung und nicht 
etwa flexibel ver­
längerte Arbeits­
zeiten ermöglicht 
(wie es die Arbeit­
geber wollen), und 
die notwendigen 
großen Effekte 
sind nur zu erzie-
len durch allgemeine, nicht nur in­
dividuelle, Arbeitszeitverkürzung. 

Statt dauernd nur über den notwen­
digen Abbau staatlicher Verkrustungen 
zu reden, müßte zugleich klargemacht 
werden, daß sozialer und ökologischer 
Umbau sich niemals in markt­
wirtschaftlichem Selbstlauf vollziehen 
wird, sondern durch erweiterte, aber 
zugleich effektivierte und umgebaute 
öffentliche Regulierung und durch eine 
Demokratisierung wirtschaftlicher Ent­
scheidungen umgesetzt werden muß. 
Statt der Privatisierung öffentlicher 
Aufgaben und Personalabbau im öffent­
lichen Dienst, wie sie im Beschluß ge­
fordert werden, müßte eine Reform des 
Staates und des öffentlichen Dienst­
rechts. im Mittelpunkt stehen. 

Verstärktes Eingreifen 
der Linken erforderlich 
Im Ergebnis kann festgehalten wer-

den, daß der Beschluß durch Interven­
tionen von Parteilinken wesentlich 
verbessert und etliche besonders pro­
blematische Formulierungen entfernt 
werden konnten. Ein wirtschaftspoliti­
sches .Petersberg" hat auf dem Wies­
badener Parteitag nicht stattgefunden, 
weshalb auch die meisten Linken dem 
Antrag letztlich zugestimmt haben. Ein 
besonderer Grund zum Feiern ist das 
nicht. Perspektiven für ernsthaften so­
zialen und ökologischen Umbau und für 
eine Neugestaltung der weltwirtschaft­
lichen Beziehungen sind nicht aufge-

zeigt worden. Vor allem aber besteht 
das Problem, daß erfahrungsgemäß die­
jenigen, die an den entsprechenden 
Stellen SPD-Regierungspolitik be­
stimmen, sich nur auf die Positionen 
beziehen, die ihnen genehm sind -
abgesehen davon, daß sie Parteitagsbe-

schlösse sowieso vor allem als lästige 
Einschränkung ihres Handlungs­
spielraums betrachten. Über das, was 
bestimmte Protagonistlnnen wirklich 
wollen, sagen jedenfalls ihre ur­
sprünglichen Antragsentwürfe, ihre 
Diskussionsbeiträge (insbesondere die 
vor anderem Publikum als gerade vor 
Parteitagen) und insbesondere ihre. rea­
le politische Praxis mehr aus als die ih­
nen in färteitagskompromissen auf­
gedrückten Beschlußformulierungen. 
Auf der anderen Seite ist es aber auch 
so, daß in Erklärungen z.B. Scharpings 
nach dem Parteitag positive neue Ele­
mente auftauchen, etwa der Hinweis 
auf die notwendige stärkere Belastung 
großer Vermögen. Die positiven Ele­
mente der Wiesbadener Beschlüsse 
müssen von den Linken immer wieder 
eingefordert werden, um solche Pro­
zesse voranzutreiben und entgegenste­
hende Positionen anzugreifen. 

Denn die reale Politik insbesondere 
der sozialdemokratisch regierten Bun­
desländer ist auf einem zunehmend ka­
pitalorientierten Kurs bereits we­
sentlich weiter vorangeschritten als es 
in sozialdemokratischen Beschlüssen 
und Erklärungen formuliert wird; man 
denke nur an ihr Verhalten im Bundes­
rat zur Frage der Unternehmens­
steuersenkung, des Wohnbauland- und 
Investitionserleichterungsgesetzes (vgl. 
Arnold in spw 74) und der Gentechnik­
Novelle (gegen die erneute ausdrückli­
che Beschlußfassung des Bundes­
parteitags, vgl. den Artikel von Caten-
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husen in diesem Heft) oder die Position 
der Länderwirtschaftsminister zur Ar­
beitszeitpolitik, die den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung noch rechts über­
holt und sozialdemokratischen Be­
schlüssen diametral entgegengesetzt ist. 
Um so dringlicher ist die offene in­
nerparteiliche Auseinandersetzung um 
diese Fragen. In erfreulicher Deutlich­
keit zeigt auch der Beitrag des nord­
rhein-westfä.lischen SPD-Fraktionsvor­
sitzenden Farthmann in spw 74, wie 
weit neokonservative Positionen in der 
Sozialdemokratie schon vorgedrungen 
sind (z.B. Beschränkung von Soziallei­
stungen wegen .Lohnabstandsprinzip" , 
.Maßnahmen staatlicher Beschäfti­
gungspolitik nur die Ausnahme", Um­
bau des Sozialsystems in Richtung der 
Gewährleistung nur noch einer Grund­
absicherung, für mehr .Eigenverant­
wortung und Selbstgestaltung der Bür­
ger" statt .staatlicher und bürokrati­
scher Reglementierung"). 

Mit dem Wiesbadener Parteitag sind 
zwar Grenzen dessen deutlich gewor­
den, was die Partei sich da bisher zu­
muten läßt. Schritte in diese Richtung 
sind aber doch durchgesetzt w()l'llen 
und auch öffentlich rübergekmipijefü 

• • .. :•,,!i.,!•,, .. ' 
Dies zu verhindern hätte erlorde~,P 
Änderungen an der Parteivorstiiils­
vorlage einen neuen Antrag auf alter­
nativer Grundlage durchzusetzen ·und 
Lafontaine in den genannten Kampf­
abstimmungen eine Niederlage beizu­
bringen. Das ist der Linken nicht gelun­
gen. Die Wirtschafts-, Sozial- und Fi­
nanzpolitik wird in den kommenden 
Jahren ein zentrales Feld der gesell­
schaftlichen und auch der innerparteili­
chen Auseinandersetzung bleiben. Da­
bei geht es letztlich um nicht weniger 
als die Frage, ob die Sozialdemokratie 
überhaupt noch einen eigenständigen 
gesellschaftlichen Gestaltungsan­
spruch, etwa im Sinne ernstgemeinten 
sozialen und ökologischen Umbaus, er­
hebt oder ob sie sich völlig der Logik 
der dominierenden Kapitalinteressen 
unterwirft. Die Linke (und das heißt 
gerade in dieser Frage vor allem die 
sozialistische Linke, wer sonst?) muß 
ihre Anstrengungen erheblich steigern, 
ihre Positionen und Argumente dazu in­
nerparteilich und öffentlich zur Geltung 
zu bringen. 

11 v,J. WSI-Mitteilungen 10/1993, S. 618 und 
S.623 

21 vgl. WSI-Mitteilungen 1_0/1993, S. 619, und 
10/1992, s. 63) 

33 



SOZIALDEMOKRATIE 

Thesen zur Lage der SPD und zur 
Strategie sozialistischer Parteilinker 

f ihrem Wiesba~ener Parteitag 
hat die SPD gezeigt, zu was sie 

den 90er Jabren fähig ist: 
Nach der sozialdemokratischen Blüte­
zeit" und deren Niedergang in d;n 70er 
Jabren, de_r programmatischen Erneue­
rung und Offnung für globale Mensch­
?eitsprobleme in den 80er Jabren, folgt 
Jetzt der Aufbruch zu einer traditionslo­
sen Verteilungs-SPD ohne zukunftswei-
sende Entwürfe. · 

Im Mittelpunkt der politischen Stra­
tegie der SPD für die 90er Jabre steht 
die Bekämpfung der Massenarbeits­
losigkeit. Diese Botschaft des Wiesba­
den~r Parteitags war richtig und über­
fällig. Daß damit aber die Bereitschaft, 
alle anderen programmatischen Felder 
zugunsten dieser Zentralbotschaft auf­
zugeben, gestiegen ist, macht das sozial­
demokratische Dilemma deutlich: Statt· 
~ampf_ gegen Massenarbeitslosigkeit, 
okolog1schen Umbau, europäische Inte­
gration ~d Wirtschaftsdemokratie pro­
grammallsch und populär zu verbinden 
setzt ~ie S~D auf klassische KlienteJpo'. 
htik für die Industriearbeiterschaft der 
strukturbestimmenden Sektoren. 

Schon vor dem Parteitag gefiel sich 
G. erhard Schröder in der Rolle Rü . ' -
stungsprodukt10n und -export zur Si-
cherung von Arbeitsplätzen neu zu be­
w~rten und den Ausstieg aus dem Aus­
slleg_sbeschluß zur Kernenergie vorzu­
bereiten. Der Parteitag selbst beschloß 
abhörtechnische Überwachung von Pri­
vatwohnungen mit knapper und die 

· Möglichkeit des Einsatzes deutscher 
Soldaten für militärische Blauheim­
einsätze mit großer Mehrheit. Von 

. Frauenpolitik war auf diesem Parteitag 
n.ur noch m Nebensätzen die Rede · 
Okologischer Umbau ist längst ~ 
rhetonschen . Pflichtbestandteil ohne 
Konseque_nzen geworden. Die perma­
nente PreISgabe von Positionen auf die­
sen Feldern ist kein Zufall, sondern die 
Logik dieser neuen politischen Strate-
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gie. Ebenso leichtherzig ~erden die 
Brücken zu den sozialen Bewegungen, 
zu radikal-demokratischen Jugendli­
eben und lmken Intellektuellen eingezo­
gen. Der noch das Berliner Grundsatz­
P:ogramm bestimmende Anspruch, 
eme Klammer zwischen potentiellen 
Modernisierungsgewinnern und -verlie­
reru, zwischen Kampf um materielle 
Sicherheit und qualitativen Zuktmfts­
a~fg~ben he~teHen, wird gegen­
wart1g emse111g m Richtung traditionel­
ler Klientelpolitik entschieden. 

. Die projekt- und perspektivlose Ein-. 
ghederung der Parteistrategie in die ge­
sellschaftlichen Alltagszwänge wird 
komplettiert durch jene hannlose öko­
nomische Strategie, wie sie auf dem 
Wiesbadener Parteitag formuliert wur­
de. Daß die tatsächlichen Verteilungs­
und Machtverhältnisse von der SPD 
nicht angetastet werden, ist keine Neu­
igkeit. Dies ändert sich auch mit der 
beschlossenen .Strategie für Moderni­
Sierung, Beschäftigung und umweltver­
trägliches Wachstum• nicht. Ohne die 

-~itens der Parteilinken durchgesetzten 
Ande~n~en wäre der Leitantrag frei­
lich volhg zur ,Light-Version" weit­
marktorientierter Angebotspolitik ver­
kommen. Doch die Erfabrung der Ver­
gangenheit zeigt, daß Siege im An­
tragskampf noch lange · keine gesell­
schafthchen Siege sind. Die politische 
Strategie der Parteiführung läuft im Er­
gebnis auf eine perspektivlose Inte­
gration in die weltmarktorientierte Mo­
dernisierungsstrategie des großen Kapi­
tals mit verbaler Interessenvertretung 
der Industriearbeiterschaft hinaus. 
Auch nach dem Parteitag von Wies­
baden steht die SPD deshalb ohne eine 
eigene politische Refonnkonzeption da. 

1 . Das sozial­
demokratische Zeitalter 

Spätestens seit dem Godesberger 
Programm hat sich die SPD für eine re­
formistische Strategie der politischen 
Arbeit innerhalb des Kapitalismus 
entschi_eden. In den bestehenden gesell­
schaftlichen Grenzen sollten die ele-

mentaren Interessen der abhängig Be­
schäftigten vertreten werden. Mit die­
ser Strategie hat sich die SPD unbe­
streitbar historisch, politisch und sozial 
tief eingeschrieben in die Klassenver­
hältnisse in der Bundesrepublik. Diese 
Verwurzelung ist Hauptbegründung für 
viele Jungsozialistinnen und Linksso­
zialistinnen gewesen, sich auf die Ver­
hält~sse in der SPD einzulassen. Die 
Sozialdemokratische Partei als Sam­
melbewegung der abhängig Beschäftig­
ten schien der historisch entscheidende 
Schlüssel zu.sein für eine Verschiebung 
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse 
und damit für weiterreichende Umwäl­
zungen, auch über die Grenzen der be­
stehenden kapitalistischen Gesellschaft 
hinaus. 

Die Nachkriegszeit führte in ganz 
Europa zum Aufstieg der reformisti­
schen Sozialdemokratie. In den 70er 
Jabren stand die Sozialdemokratie auf 
dem Höhepunkt ihrer Macht und war in 
fast allen europäischen Ländern an der 
Regierung. Die wohlfahrtsstaatliche 
Politik war die notwendige gesell­
schafthche Ergänzung zur fordistischen 
Massenproduktion. Dieses spezifische 
Arrangement von Produktionsform 
Lohnpolitik, Konsumverhalten, ge'. 
samtstaatlicher Nachfrage und staatJi, 
eher Stabilisierung der Einkommen 
durch soziale Transferzahlungen si­
cherte die lange Wachstumsphase nach 
de_m zweiten Weltkrieg. Trotz aller po­
hlischen Gefechte um die Rolle des 
St~tes und des . Marktes im Kapi­
talismus wurde die wohlfahrtsstaatliche 
P?litik als gesellschaftliches Zielsystem 
mcht w1rkl1ch in Frage gestellt und zum 
politischen Konsens der Nach­
kriegsjahre. 

2. Krise der wohlfahrts­
staatlichen Politik und 

SPD-Erneuerung 

Schon zu Regierungszeiten ist deut­
lich geworden, daß die wohlfahrts­
staatliche Politik der SPD als konkrete 
Umsetzung der reformistischen Strate-
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"'"e nicht mehr tragfähig war. Trotz 
politischen Konsenses über die 

ohlfahrtsstaatliche Politik, konnte ein 
,dauerhaftes Wachstum nicht mehr ga­

;irantiert werden, weil die Ausweitung 
der industriellen Massenproduktion, die 

, dazU immer wieder nötig gewesen 
wäre: an Grenzen stieß. Die Wachs­
tumsraten nahmen ab, die Kosten der 
wohlfahrtsstaatlichen Politik stiegen 
an, ohne Massenarbeitslosigkeit verhin­
dern zu können. Gleichzeitig war die 

· Ausweitung der Massenproduktion mit 
erheblichem ökologischem Raubbau 
und einer deutlichen Verschärftmg des 
Nord-Süd-Gegensatzes verbunden. 

Parallel dazu vollzog sich ein sozial­
struktureller und sozialkultureller Wan­
del mit weitreichenden Konsequenzen 
für .die Entwicklung gesellschaftlicher 
Zielvorstellungen, individueller Le­
bens- und Zukunftsansprüche und damit 
für die Entwicklung gesellschaftlichen 
Bewußtseins. Für die sozialen Ge­
winner der gesellschaftlichen Moderni­
sierung und des Wohlfahrtsstaates 
rückte die materielle Existenzsicherung 
in den Hintergrund, während quali­
tative Fragen der Lebens-, Arbeits- und 
Zukunftsgestaltung an Bedeutung ge­
wannen. Die individuelle Entfaltung 
wurde zunehmend ins Zentrum von Le­
benssinn und gesellschaftlichen Gestal­
tungsansprüchen gestellt. 

Die programmatische Erneuerung 
der SPD, die im Berliner Grundsatz­
programm gipfelte, war der genaue Re­
flex auf diese Entwicklung. Befreit von 
der Regierungsverantwortung unter­
nahm die SPD unter Willy Brandt den 
Versuch - ca. 10 Jabre zu spät - die po­
litische Strategie an die veränderten 
Bedingungen anzupassen. Programma­
tische Veränderungen auf den Gebieten 
der Friedens-, Frauen-, Ökologie-, En­
ergie- und Rechtspolitik in den Jabren 
83 - 89 nährten die Hoffnungen auf eine 
SPD, die die Brücken zu den neuen so­
zialen Bewegungen, die maßgeblich für 
diese Programmverschiebung ver­
antwortlich waren, ausbauen würde. 
Der Ausstieg aus der Atomenergie 
wurde 1986 beschlossen. Die Debatte 
um die Naturzerstörung begann 1982 
mit der Formel der .ökologischen Mo­
dernisierung", und endete im Berliner 
Grundsatzprogramm mit dem Satz 
.ökologische ErneueTllllg ist eine Poli­
tik ausgewählter Wachstumsfelder". 
Die Friedens- und Nord-Süd-Politik 
wurde insbesondere von Willy Brandt 
immer wieder ins Bewußtsein der Par-

tei gerückt. Auch hier war der Höhe­
punkt mit dem Berliner Programm er­
reicht. Mit der Ausweitung der Gleich­
stellungspolitik begann die SPD auch, 
auf die bis dato völlig unterbelichteten 
geschlechtsspezifischen Benachteili­
gungen in der Gesellschaft zu reagie­
ren, was sich vor allem in dem 
innerparteilichen Quotenbeschluß von 
1988 niederschlug. 

Jedoch mußte der Versuch, den Re­
formismus der wohlfahrtsstaatlichen 
Politik auf einen präventiv regulieren­
den Reformismus des globalen Um­
baus umzuorientieren, scheitern, weil 
ein entsprechender Wechsel in der öko­
nomischen Strategie nicht stattfand. 
Zwar schien zunächst mit dem Nürn­
berger Aktionsprogramm von 1986 der 
Erneuerungsprozeß auch auf dem Ge­
biet der Okonomie voranzuschreiten, 
doch wurde schließlich der wohlfahrts­
staatliche Keynesianismus durch eine 
ökologisch aufgeladene neoliberale 
Wirtschaftspolitik abgelöst. Den Wen­
depunkt dafür markiert die "Lafontai­
ne-Debatte" um die Aufwertung der Ei­
genarbeit und um Arbeitszeitverkür­
zung ohne Lohnausgleich 1988. Die 
These von F.W. Scharpf, daß eine 
nationale regulierende Wirtschaftspoli­
tik aufgrund dominanter internationaler 
Finanzmärkte nicht mehr möglich sei, 
setzte sich in der Form um, daß das 
gewachsene gesellschaftliche Bewußt­
sein für einen globalen Umbau der In­
dustriegesellschaft durch die Über­
zeugung der Nichtsteuerbarkeit ökono­
mischer Prozesse im Kapitalismus be­
grenzt wird. Ein neues tragfähiges re­
formistisches Projekt konnte auf dieser 
Grundlage nicht entfaltet werden. 

Während der wohlfahrtsstaatliche 
Reformismus bereits an seine Grenzen 
stieß, verbreitete sich gleichzeitig in 
der Sozialdemokratie und · ihrer 
Anhängerschaft die Vorstellung, die 
"soziale Frage" sei im wesentlichen als 
erledigt zu betrachten. Damit wurde 
dem Projekt der Solidarität und 
Gemeinschaftlichkeit auch ideologisch 
die Grundlage entzogen. 

3. Entsolidarisierung, 
Fragmentierung 

und diffuse Kräfte­
verhältnisse 

Neuerdings sind die Verteilungsfra­
gen im Kontext der weltpolitischen 
Veränderungen, der deutschen Vereini-
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gung und insbesondere der weltweiten 
ökonomischen Krisenprozesse wieder 
zum Thema Nr. 1 geworden. Vor die­
sem Hintergrund kommen aktuell die 
,Schattenseiten" der Individualisierung 
voll zum Tragen: Entsolidarisierung, 
Polarisierung der sozialen Verhäältnis­
se, individueller Konkurrenzkampf und 
rassistische Abgrenzung sind Folgen 
der Spaltung der Gesellschaft und des 
Verlustes an kollektiver Identität, die 
der Wohlfahrtsstaat mit der Solidarität 
als Leitbild noch geboten hatte. Die in 
den 80er Jabren beschleunigte Auflok­
kerung sozialer Großmilieus und sozi­
alkultureller Bindungen führt heute -
unter den Bedingungen verstärkter so­
zialer Spaltungsprozesse ~ dazu, daß 
die Sozialdemokratie und zum Teil 
auch die Gewerkschaften ihre Zugänge 
zu sozial bedrohten gesellschaftlichen 
Gruppen und ihre Deutungsmacht für 
soziale Konflikte verlieren. Damit sind 
gerade diese Gruppen den herrschenden 
Mediendiskursen ausgesetzt, ohne Deu­
tungsmuster von links angeboten zu be­
kommen. 

Die aktuelle gesellschaftliche Situa­
tion ist dadurch gekennzeichnet, daß 
keine gesellschaftliche Kraft über ein 
tragfähiges Zukunftsprojekt v9; 
Die Konservativen und Wirtschat'liaiic" 
ralen, die sich noch bis vor kurzenii.üs 
historische Sieger im Aufwind sahen, 
verfügen über kein Konzept, mit dem 
einerseits die Standortkonkurrenz be­
standen werden kann und andererseits 
soziale Marginalisierung national und 
international eingedämmt werden kann. 
Die von ihnen favorisierten Konzepte 
einer ,Festung Europa" schließen so­
ziale Abschottung nach außen und so­
ziale Ausgrenzung großer Be­
völkerungsgruppen nach innen ein und 
riskieren damit Verwerftmgen der poli­
tischen Verhältnisse. 

Der Sozialdemokratie andererseits 
fehlt jegliche Bereitschaft, die objektiv 
erforderlichen Schritte zu einem prä­
ventiv regulierenden globalen 
Reformismus in Angriff zu nehmen, sie 
bleibt gefangen vom herrschenden 
marktwirtschaftlichen Diskurs. Auf der 
Seite der objektiven Erfordernisse war 
die Alternative zwischen globaler ge­
sellschaftlicher Regulierung und globa­
ler Weltmarktkonkurrenz mit ihren 
möglichen katastrophalen Konsequen­
zen noch nie so klar konturiert wie heu­
te. Auf der Seite der programmatischen 
Konzepte und sozialen Trägerschaften 
hingegen finden diese objektiven Erfor-
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dernisse keine Entsprechung. Statt 
Bündelung scheint die Divergenz so­
zialer Kräfte und Kämpfe rasant vor­
anzuschreiten. Die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse können daher nur 
beschrieben werden in der Gleichzeitig­
keit von Fragmentierung, Polarisierung 
und hegemonialer Diffusion. 

4. Die Enkel und die 
SPD-Erneuerung 

Die damaligen Jusos, die in den sieb­
ziger Jahren erklärten, sie seien die 
SPD der achtziger Jahre, erhielten nach 
dem Regierungsverlust tatsächlich weit­
gehende Verantwortung in der SPD. 
Als .Enkel von Willy Brandt" waren sie 
die tragenden Subjekte der Er­
neuerungsprozesse. Deshalb ist diese 
Enkelgeneration in Ministerpräsidenten­
ämtern und in der Programmdiskussion 
hauptverantwortlich dafür, daß der Ver­
such einer neuen reformistischen Strate­
gie verramscht wurde. Lafontaine, Roth 
und andere haben das Erneuerungsjahr­
zehnt ökonomisch entwurzelt. Björn 
Engholm schließlich hat es mit dem Pe­
tersberger Projekt beendet, indem vor 
allem auf den nicht-ökonomischen Fel­
dern das programmatische Rad zurück­
gedreht wurde. Asylrechtsänderung, 
Energiekonsens, Kampfeinsatzdiskussi­
on und Lauschangriffsdebatten sind 
Ausdruck dieses Vorhabens. 

Rudolf Scharping scheint nun das 
wirtschafts- und sozialpolitische Profil 
der SPD wieder stärker betonen und die 
bisherigen Streitfragen zurückdrängen 
zu wollen. Bei genauer Betrachtung der 
aktuellen Entwicklung wird aber deut­
lich, daß er die mit Petersberg angeleg­
ten Revisionen fortsetzt, allerdings nicht 
.putschistisch", sondern auf der Grund­
lage schrittweise veränderter Beschluß­
Iagen. Gleichzeitig konzentriert er sich 
darauf, die SPD - wie in den 60er Jahren 
- als die bessere Trägerin der kapitali­
stischen Modernisierung anzubieten. 

Im Unterschied zur Situation Ende 
der 60er Jahre wird gegenwärtig aber 
Anpassung an die wirtschaftsliberale 
Politik betrieben, anstatt eine eigene 
ökonomische Strategie zu entwickeln. 
Die Verengung der sozial-ökonomi­
schen Strategie auf die Lohnneben­
kosten, die endlose Debatte über Kom­
pensationsleistungen für die Pflegever­
sicherung, die Vor~töße in der Arbeits­
zeitfrage im öffentlichen Dienst und die 
neue Debatte über den untertariflich be­
zahlten abgekoppelten zweiten Arbeits-
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markt sind dafür die besten Beispiele. 
Im Kern setzt Scharping nicht mehr auf 
den Sozialstaat als integrierendes und 
zusammenfassendes Gesellschaftspro­
jekt, sondern auf die soziale Abfede­
rung der weltmarktorientierten Stand­
ortkonkurrenz durch Almosen für Mar­
ginalisierte, kombiniert mit Klientelpo­
litik für die im Erwerbsleben integrier­
ten Stammwähler bei gleichzeitiger 
Rückdrängung der qualitativen Felder 
und globalen Umbauerfordernisse. 

5. Krise der SPD und 
innere Spaltung 

Der merkwürdige Gleichschritt von 
Umbauprogrammatik und neoliberaler 
Wirtschaftspolitik hat nicht nur zum 
Verlust einer reformistischen Strategie 
geführt, sondern auch die klassischen 
Kräfteverhältnisse in der Partei durch­
einander gewirbelt. Im Er­
neuerungsjahrzehnt hat die Mitte die 
Linke erobert und so dem Frankfurter 
Kreis den Eindruck der Mehrheit in der 
Partei verschafft. Ehemalige Frank­
furter Kreis-Größen sind ins Zentrum 
der Partei gerückt und an der Rück­
drängung der Erneuerung wesentlich 
beteiligt. Die zwischenzeitlich völlig 
desolate Parteirechte hat sich längst 
zurückgemeldet und ist nun ihrerseits 
dabei, die Mitte zu erobern. 

Der Verlust einer hegemonialen re­
. formistischen Strategie hat nicht nur 
Legitimationsverlust nach außen zur 
Folge gehabt, sondern auch innerpartei­
lich zu einer Ausfächerung von Positio­
nen und Strategien geführt. Es ist nicht 
zu einer Sammlung der linken Kräfte 
um die reformistische Sozialdemokra­
tie, wie sie sich in den 80er Jahren 
anzudeuten schien, sondern zu einer 
Spaltung innerhalb der SPD und zu ei­
ner Abwendung vieler Linker von der 
SPD gekommen. Innerhalb der SPD 
existiert eine Spaltung zwischen denje­
nigen Kräften, die an einem neuen re­
formistischen Projekt interessiert sind, 
und jenen, die bereits die Phase der 
Trauerarbeit um das sozialdemokrati­
sche Zeitalter hinter sich haben und pro­
grammatisch und organisatorisch auf 
eine sozialdemokratische Partei nach 
dem Vorbild der amerikanischen Demo­
kraten zusteuern. Fraglich ist angesichts 
dieser widersprüchlichen Konstellation, 
ob es zu einer Fortsetzung der Diver­
genz und Fragmentierung sozialer und 
politischer Kräfte kommt, oder ob sich 
Chancen neuer Bündelung ergeben? 

6. Perspektiven der 
sozialdemokratischen 

Linken 

Voraussetzung dafür, daß soziale 
Kräfte auf Seiten der Linken neu gebün­
delt werden können, ist die konzeptio­
nelle Ausformulierung eines präventiv 
regulierenden globalen Umbau-Refor­
mismus und die Gewinnung von sozia­
len Träger Innen für ein solches Projekt. 

Es stellt sich die Frage, welche Rol­
le dabei die bundesdeutsche Sozialde­
mokratie spielen kann und wird. Zwar 
hat eingeleitet mit .Petersberg" eindeu­
tig eine Rechtswende stattgefunden, 
aber gleichzeitig ist auch eine innerpar­
teiliche Formierung von Gegenkräften 
zu erkennen. Klar ist, daß die SPD auf 
dem Weg der Amerikanisierung einen 
großen Schritt bereits gegangen ist, der 
wohl auch unumkehrbar ist. Allerdings 
muß dies noch nicht unbedingt bedeu­
ten, daß die Sozialdemokratie den An­
spruch, ein gesellschaftliches Reform­
projekt zu formulieren und für dieses 
zu mobilisieren, aufgibt. Auch die von 
uns angestrebte Umbau-SPD könnte 
nicht zurück zum herkömmlichen Mo­
dell von Parteitagsdemokratie und Do­
minanz der Innensicht, vielmehr müßte 
sie sich den veränderten Kommuni­
kationsstrukturen stellen und versu­
chen, neue Zugänge zu sozialer Mobili­
sierung und Popularisierung zu finden. 

Ob es gelingen kann, ernsthafte 
Schritte in Richtung einer Umbau-SPD, 
die sich als lebendige Programm- und 
Mitgliederpartei begreift und gleich­
zeitig eigene Bezüge zu sozialen Bewe­
gungen, Kämpfen und Massenmobili­
sierungen entwickelt, durchzusetzen, 
scheint uns noch nicht entschieden: Die 
gesellschaftlichen Probleme haben sich 
dramatisch zugespitzt und die zivilge­
sellschaftliche und sozialkulturelle Ver­
ankerung der Sozialdemokratie nimmt 
immer weiter ab. Erschwerend kommt 
die Auszehrung des ehrenamtlichen En­
gagements und der intellektuellen Ka­
pazitäten der Sozialdemokratie hinzu. 
Vor diesem Hintergrund ist davon 
auszugehen, daß sich die Zukunft der 
SPD in den nächsten Jahren entschei­
det. Sollte es nicht möglich sein, den 
genannten Ansprüchen in der SPD zum 
Durchbruch zu verhelfen, ergäbe sich 
immer noch' die Möglichkeit, daß die 
Parteilinke als .Umbau-Linke" eine 
wesentliche Rolle im Rahmen einer 
amerikanisierten SPD spielen könnte, 
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die dann insgesamt eher als lockeres 
Dach verschiedener politischer Kräfte 
begriffen werden müßte. 

Die Parteilinke muß in dieser Phase 
der Divergenz aus ihrer Defensive her­
auskommen. Die Frage ist nur, wie: Ist 
die Defensive nur zu überwinden, wenn 
wir die politische Polarisierung zuspit­
zen, damit die innere Spaltung sichtbar 
und manifest wird, oder gibt es andere 
Möglichkeiten? Eine Spaltungseskalati­
on erscheint uns gegenwärtig jedenfalls 
wenig erfolgversprechend. Zwei mög­
liche Formen dieser Strategie sollen 
hier diskutiert werden: 

1. Die Spaltung beinhaltet die Griin­
dung einer neuen radikaldemokrati­
schen, sozialistischen Partei, Gruppie­
rung oder Bewegung nach französischem 
Vorbild. Dies erscheint uns in der Bun­
desrepublik gegenwärtig wenig reali­
stisch zu sein, denn noch verfügt die So­
zialdemokratie insbesondere in den in­
dustriellen Zentren über eine erhebliche 
gesellschaftliche Verankerung, die sich 
aus der wohlfahrtsstaatlichen Politik ent­
wickelt hat und durch eine andere Poli­
tik der SPD auch zu erhalten und auszu­
bauen wäre. Auch die weitgehende 
Verankerung der SPD in den staatlichen 
und vielen mit der Sozialdemokratie ver­
flochtenen Institutionen und Verbänden 
und die damit verbundenen Gestaltungs­
und persönlichen Entwicklungsmöglich­
keiten im beruflichen und politischen 
Bereich binden viele Menschen an diese 
Partei. Demgegenüber sind radikalde­
mokratische, linkssozialistische Bezüge 
jenseits der SPD in Deutschland im Ver­
gleich z.B. zu Frankreichdeutlichschwä­
cher entwickelt. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt wäre ein solches Projekt da­
her wohl einem ähnlichen Schicksal ge­
weiht wie seine Vorgänger. Dies insbe­
sondere auch deswegen, weil die links­
sozialistischen Kräfte selber überhaupt 
nicht über tragfähige Zugänge zu sozia­
len Kämpfen und Massen verfügen(!). 

2. Die Eskalation wird im Rahmen 
der Mitgliedschaft in der SPD betrie­
ben; Diese Form leidet an einem massi­
ven Legitimationsproblem, wie es Teile 
der Jusos schon heute erfahren. Inner­
halb der SPD wird man als außerhalb 
stehend defmiert und mit Repressionen 
und Ignoranz gestraft. Außerhalb der 
SPD wird man als Alibiteil der rechts­
gewendeten SPD defmiert und mit 
Ignoranz und Diffamierung gestraft. 
Zusätzlich dürfte es schwierig sein, für 
diese Politik Bündnispartner in der ei­
genen Partei zu gewinnen. Es bestünde 

die permanente Gefahr, personell im­
mer weiter auszudünnen, weil viele in­
dividuelle Abspaltung betreiben und 
schlicht austreten und noch mehr Leute 
-wie bisher- den Weg der individuellen 
Anpassung und Abwendung von der 
Linken gehen würden. 

Realistischer und sinnvoller er­
scheint uns als Strategie für ein neues 
sozialdemokratisches Projekt zu sein, 
die Spaltung zur Kenntnis nehmen, alle 
Illusionen abwerfen und uns darauf zu 
konzentrieren, in Formen konstruktiver 
Mitarbeit in der Partei selber ein neues 
Projekt zu entwerfen, Personen mit die­
sem Projekt zu verbinden und somit ein 
eigenes Profil zu gewinnen, mit dem der 
Kampf um ein neues Gesamtkonzept der 
SPD aufgenommen werden kann. Kon­
kret geht es darum, daß die Linke in der 
SPD selber als aktive Plattform agiert, 
die programmatische, personelle und 
symbolische Bezugspunkte bietet. Von 
ihrem Profil und ihrer Inszenierung 
hängt ab, ob sich eine eigenständig agie­
rende Parteilinke im Medienzeitalter 
mit ihren Diskursen überhaupt Gehör 
und Interesse verschaffen kann. Die 
Parteilinke muß als Programmlinke 
auftreten, die das neue Umbauprojekt 
formulieren kann. Sie muß als Bewe:­
gungslinke agieren, die soziale und kul­
turelle Bündnisse schmiedet . und 
schließlich muß sie sich vor allem als 
populäre Kraß darstellen, die einen ei­
genständigen Zugang zu sozialen Mas­
sen entwickelt und damit selber für be­
stimmte soziale Klientel zum politischen 
Bezugspunkt wird und aktiv in die poli­
tischen und ideologischen Auseinander­
setzungen in der Gesellschaft eingreift. 
Dazu gehört auch das aktive Eingreifen 
in die Mediendiskurse. 

Wenn so die SPD-Linke zu einem 
eigenständigen Bezugspunkt der Identi­
tät für Verfechterinnen sozial-ökologi­
schen Umbaus innerhalb der Partei 
wird, kann damit auch die leidige „Or­
ganisationsfrage" entdramatisiert wer­
den: die Frage .drinnen" oder .drau­
ßen" ist dann nicht mehr so moralisch 
besetzt und in ihrer Bedeutsamkeit rela­
tiviert. Je stärker es gelingt, sich in die­
sem Sinne als autonome Kraft mit eige­
ner gesellschaftlicher Mobilisierungs­
fä.higkeit zu profilieren, desto mehr po­
litische Durchsetzungschancen ergeben 
sich und desto mehr Optionen eröffnen 
sich, sollte sich der Kampf für die 
Durchsetzung einer Umbau-Strategie in 
der SPD dauerhaft als erfolglos heraus­
stellen. Auf jeden Fall ist auch diese 
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Strategie nicht frei von Alltagskon­
flikten und Legitimationsproblemen. 
Aber mit dieser Strategie scheint uns 
am ehesten eine Verbindung von politi­
scher Handlungsfähigkeit in .den ge­
genwärtigen (Abwehr-)Kämpfen und 
der Entwicklung von Grundlagen für 
weitergehende Perspektiven gesell­
schaftlichen Umbaus möglich zu sein. 
Dies erleichtert die Schaffung von in­
nerparteilichen und außerparlamen­
tarischen Bündnissen um einiges. 

7. Was ist 1994 zu tun? 
Die Entwicklung eines neuen Re­

formprojektes, seine Konkretisierung 
für die zentralen Umbaufelder und sei­
ne Verankerung in Diskursen und Öf­
fentlichkeiten innerhalb und außerhalb 
der Sozialdemokratie ist vorrangige 
und erste Aufgabe der Parteilinken. Für 
das.Superwahljahr 1994 brauchen wir 
deshalb mittelfristige Reformvor­
schläge, die dieses Ziel öffnen, wir 
müssen den Diskurs um ein neues Re­
formprojekt innerhalb der Sozialde­
mokratie und vor allem mit anderen 
gesellschaftlichen Kräften anstoßen und 
popularisieren und wir müssen :~~ 
neo aufbauen (und bei den WalJJ!j:l,i~ 
terstützen), die innerparteilich ulif/öf­
fentlich mit diesem Ziel in Verbilicibng 
gebracht werden können. · 

Zweitens ist die Parteilinke gefor­
dert, eigenständige Initiativen für 
rot-grün zu entfalten, die jenseits der 
staatstragenden Yuppies in beiden Par­
teien angelegt sind. Rotgriin ist dabei in 
erster Linie als inhaltliches Projekt des 
ökosozialen Umbaus und als Fokus so­
zialer Mobilisierung zu begreifen, erst 
in zweiter Linie als Koalitionsbündnis. 
Eine .Initiative für eine andere Mehr­
heit und für den ökosozialen Umbau" , 
in der sich Sozialdemokratinnen, Grü­
ne, andere Linke und Repräsentantln­
nen verschiedener sozialer Bewegun­
gen, insbesondere der Gewerkschaften 
zusammenfinden, könnte ein wichtiger 
Ansatz zur Bündelung von Kräften 
sein, der auch über die Bundestagswahl 
hinaus Bestand hat. 

Und drittens werden wir bei unse­
rem Aufruf zur Wahl der SPD gleich­
zeitig deutlich machen, welche Illusio­
nen wir damit nicht verbinden, was wir 
weiter bekämpfen, auch wenn die Re­
gierungspartei SPD heißt, und welche 
Ansprüche im Sinne einer rot-grünen 
Umbau-Politik wir an die SPD in der 
Regierung haben. 
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ARBEITSZEITVERKÜRZUNG 

Mit der Vier-Tage-Woche 
in den 1 kollektiven Freizeitpark1 ! ? 

Unzweifelhaft: Die Diskussions­
. lage um die Arbeitszeitpolitik in 

der Republik hat sich mit der 
Tarifvereinbaruog zur Einführung der 
Vier-Tage-Woche bei VW und bei der 
Ruhrkohle AG verändert. Allerdings: 
Wieviel müssen die Beschäf(igten für 
diese befristeten Modelle der Arbeits­
zeitverkürzung mit Beschäftigungssi­
cheruog durch ihren Lohnverzicht zah­
len? Wie ist es um die gesamrwirt­
schaftlichen Effekte eines solchen Mo­
dells bestellt? Und: In welchem Ver­
hältnis steht dieser Abschluß eigentlich 
zu den gewerkschaftlichen Zielen der 
Arbeitszeitverkürzung? 

Das VW-Modell und 
seine Auswirkungen 

Im Zentrum der auf zwei Jahre be­
fristeten Tarifvereinbaruog steht die 
Reduzierung der wöchentlichen Ar­
beitszeit um 20 Prozent von 36 auf 28,8 
Stunden für alle Beschäftigten bei VW. 
Gesichert wurde hierbei durch eine 
Umiage von Jahreseinkommensbe­
standteilen das monatliche Bruttoein­
kommen (Stand: Oktober 1993), wobei 
es nach IG-Metall-Angaben beim Jah­
resbruttoeinkommen zu einer jährlichen 
Einkommenseinbuße von rund 10 Pro­
zent kommt. 

Um den monatlichen Lohnausgleich 
zu erreichen, bringt das Unternehmen 
einen Zuschuß sowie die Vorziehung 
der 35-Stunden-W oche ein und die Be­
schäftigten verzichten auf Tariferhö­
hungen, das 14. Jahresentgelt sowie auf 
75 Prozent ihres Urlaubsgeldes. Die 
restlichen Jahreszahlungen, beispiels­
weise das Weihnachtsgeld, bleiben er­
halten. Legt man die Finanzierung des 
monatlichen Lohnausgleichs auf die 
Tarifparteien um, wird deutlich, daß 
das Unternehmen nur knapp 25 Prozent 
der Kosten trägt und die Beschäftigten 
durch die dargestellten Umlagen 75 
Prozent bezahlen. Dafür verzichtet das 
Unternehmen für zwei Jahre auf die be-
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absichtigten betriebsbedingten Kündi­
gungen für 30.000 der 100.000 VW­
Beschäftigten., 

Für VW besteht der Clou des Ab­
schlusses in der Einsparuog von 20 Pro­
zent seiner Personalkosten - und dies ist 
etwas anderes als das Bruttoeinkom­
men, das die Beschäftigten auf ihrer 
Gehaltsabrechnung finden. Mit der Re­
duzierung des Jahresbruttoeinkommens 
sinken die Arbeitgeberbeiträge zur Sozi­
alversicherung, durch vermiedene Ent­
lassungen entfallen Kosten für Abfin­
dungen, Sozialpläoe usw. Hierdurch 
sollen allein 750 Mill. DM des sich auf 
insgesamt 1,8 Mrd. DM belaufenden 
Einsparvolumens bei VW erbracht wer­
den. Unternehmensbezogene Folgeko­
sten eines Beschäftigungsabbaus werden 
damit vermieden. 

Zu einer vollständigen Bewertung 
dieses Abschlusses aber gehört auch die 
Abschätzung der gesamrwirtschaftlichen 
Konsequenzen. In einer Modellrech­
nung haben DIW-Wissenschaftler die 
Auswirkungen der Entlassung von 20 
Prozent der VW-Belegschaft mit denen 
des jetzigen Abschlusses verglichen und 
sind im Kern zu drei Ergebnissen gelangt: 
• Bei der Vier-Tage-Woche liegt das 
für die Haushalte insgesamt verfügbare 
Einkommen um 367 Mill. DM niedri­
ger als im Fall von Entlassungen - trotz 
einer höheren Nettolohn- und Gehalts­
summe. Der Grund hierfür: Durch die 
W ochenarbeitszeitverkürzung entfällt 
die Zahlung von Arbeitslosengeld. Bei 
einer Ausweitung des VW-Modells sind 
deshalb negative Rückwirkungen auf 
die Konjunktur nicht auszuschließen. 
• Infolge der vermiedenen Inan­
spruchnahme von Leistungen aus der 
Arbeitslosenunterstützung führt das 
Vier-Tage-Wochen-Modell bei der 
Bundesanstalt für Arbeit zu einer Ver­
meidung von Ausgaben in Höhe von 
erwa 740 Mill. DM. Hierdurch ent­
stehen Ressourcen für eine Ausweitung 
aktiver Arbeitsmarktpolitik. 
• Zu den 'Zahlern' des VW-Modells 
gehören nach dieser Berechnung der 
Fiskus, die Rentenversicheruogsträger 
und die Krankenversicherungsträger. 
Insgesamt aber wird wegen der Min-

derausgabe von Arbeitslosengeld die 
Belastung der öffentlichen Haushalte 
reduziert. 

In die Tarifruode 93/94 gehen die 
Gewerkschaften mitten in der Rezessi­
on aus einer Situation der Def~nsive. 
Vor diesem Hintergrund hat die IG Me­
tall Beschäftigungsmoratorien bei ent­
sprechender 'Verrechnung' mit Tarif­
erhöhungen vorgeschlagen. Bei den 
vorliegenden Abschlüssen ist es aber 
nur zu einer Teilverrechnung gekom­
men: 
• Unterm Strich sind Einkommensein­
bußen, die in dieser Höhe nur in weni­
gen Branchen mit hinreichend hohen 
Gruodlohnsätzen vertretbar sind, ent­
standen. Die Finanzierung des monatli­
chen Lohnausgleichs ist bei VW nur zu 
einem Viertel durch das Unternehmen 
erfolgt. 
• VW kann auch noch die für Sozial­
pläoe, Abfindungen und ähnliches ein­
geplanten Mittel in vollem Umfang ein­
streichen und damit letztendlich das 
Ziel der zwanzigprozentigen Kosten­
einsparuog hundertprozentig erreichen. 
• Mit der Einbeziehung des Urlaubs­
geldes und des 14. Monatsgehalts in das 
Modell mußte dem Angriffssturm von 
Gesamtmetall an einem politisch be­
deutsamen Punkt Rechnung getragen 
werden., 

Trotz aller Probleme: Arbeitszeit­
verkürzungen sind als beschäftigungs­
politisches Instrument durch ge­
werkschaftliches Handeln wieder in 
den Vordergrund gerückt worden. 
Auch wenn es sich hierbei um die be­
rüchtigte "Solidarität in einer Klasse" 
handelt, ist damit ein Schritt in Rich­
tung Neuverteilung · der Arbeit getan . 
worden. Dabei ist nicht nur die allge­
meinpolitische Demonstration des 
beschäftigungspolitischen Veranrwor­
tungsbewußtseins der Gewerkschaften 
von Bedeutung, sondern auch machtpo­
litisch ist zu vermerken, daß die 
Kampfkraft der Gewerkschaften durch 
den Fortbestand der Belegschaft für 
nachfolgende Auseinandersetzung er­
halten wird. • Angesichts der tiefen 
Strukturkrise im Automobilbau, die die 
Arbeitsplätze bei VW nach Ablauf der 
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jetzigen Vereinbaruog ab 1996 erneut 
bedrohen wird, ist diese Kampfkraft 
auch wieder gefordert. · 

Das VW-Modell -
das ersehnte Ziel 

gewerkschaftlicher 
Arbeitszeitkampagnen? 

Im Mittelpunkt der bisherigen tarif­
lichen Arbeitszeitpolitik der Gewerk­
schaften stand eine Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit, mit der vor allem 
drei Ziele verfolgt wurden: 
• Arbeitsplätze neu schaffen bzw. si­

chern; 
• Arbeitsbedingungen verbessern; 
• mehr Zeitwohlstand für die Beschäf­

tigten erreichen. 
Das beschäftigungspolitische Ziel 

konnte in der Vergangenheit erreicht 
werden, ansonsten waren jedoch nur 
Teilerfolge zu verbuchen. Werden die 
jetzt durch den VW-Abschluß neu er­
öffneten Chancen für eine erfolgreiche­
re Durchsetzung aller drei Ziele der ge­
werkschaftlichen Arbeitszeitverkür­
zungspolitik genutzt? 

Beschäftigungspolitisch sind wieder­
um die positiven Auswirkungen der 
VW-Arbeitszeitverkürzung durch die 
zumindest befristete Sicherung der Ar­
beitsplätze unbestreitbar. Ungünstiger 
sieht die Bilanz bei den beiden anderen 
Zielen aus: So ist keineswegs aus­
gemacht, inwieweit sich die Arbeitsbe­
dingungen der Beschäftigten verän­
dern. Die Erfahrung in der Ver­
gangenheit lehrt, daß von betrieblicher 
Seite häufig parallel zur Verringerung 
der Dauer der Arbeitszeit weitere Ar­
beitsintensivierungen durchgesetzt wur­
den mit dem Ergebnis einer zunehmen­
den Arbeitsbelastung pro Zeiteinheit. 
Es besteht die Gefahr, daß der Gewinn 
an zusätzlicher, individuell verfügbarer 
Zeit teilweise wieder für verlängerte 
Erholzeiten aufgesogen wird. 

Die gewerkschaftliche Politik der 
Arbeitszeitverkürzung ist schließlich 
auch mit dem Ziel angetreten, Voraus­
setzungen zu schaffen, um verkrustete 
Strukturen gesellschaftlicher Arbeits­
teilung aufzubrechen. In diesem Zu­
sammenhang wurde z.B. von Ingrid 
Kurz-Scherf Ende der 80er Jahre die 
"Skizze eines phantastischen Tarifver­
tragsentwurfes" vorgelegt, der auf der 
Basis einer drastisch verringerten tägli­
chen Arbeitszeit die Option auf eine 
wirkliche Umgestaltung der Lebensver-

hältnisse eröffnete (vgl. WSI-Mitteilun­
gen 8/87). 

Übrigens wurde mit Hinweis auf das 
gewerkschaftliche Ziel einer allgemei­
nen Verkürzung der täglichen Arbeits­
zeit für alle von den Gewerkschaften 
lange Zeit die sozial- und arbeitsrechtli­
che Absicherung der Teilzeitarbeit als 
zweitrangig behandelt. Denn, so wurde 
argumentiert, mitdergenerellenArbeits­
zeitverkürzung werde sich auch die ge­
schlechtsspezifische Benachteiligung 
der Frauen im Erwerbsleben auflösen 
und die Voraussetzung für eine Neuver­
teilung von Erwerbs- und Familienar­
beit für Männer und Frauen geschaffen. 

Eine Arbeitszeitverkürzung wie sie 
im VW-Modell vorgesehen ist, stabili­
siert jedoch bestehende Strukturen. Die 
Chancen, die sich aufgrund der gravie­
renden Verringerung der Arbeitszeit in 
bisher nicht gekanntem Ausmaß eröff­
nen, wurden (wieder) "nur" in Hinsicht 
auf ileschäftigungssicherung genutzt. 
Damit wurden Gestaltungsspielräume 
wie der Abbau patriarchalischer Ar­
beitsteilung, der ganz wesentlich an 
eine weitere Verkürzung der täglichen 
Arbeitszeit gebunden ist, vertan. 

4-Tage-Woche - Modell 
für einen nationalen 
Beschäftigungspakt? 

Zu Beginn des Jahre 1994 stellt sich 
die Lage auf dem bundesdeutschen Ar­
beitsmarkt düsterer dar denn je: Daß 
Beschäftigungssicherung nicht allein 
über eine schlicht wachstumsorientierte 
Wirtschaftspolitik realisiert werden 
kano; hat die Enrwicklung der vergan­
genen Dekade nachhaltig dokumentiert. 
Zur Bewältigung der Probleme führt 
kein Weg an kräftig dosierten Arbeits­
zeitverkürzungen vorbei. Dabei besteht 
die industriepolitische Dimension sol­
cher Abschlüsse wie bei VW darin, daß 
hierdurch sowohl in regionaler als auch 
in sektoraler Hinsicht Kapazitäten und 
Beschäftigte nicht schlicht durch 
Schrumpfung 'freigesetzt', sondern der 
industrielle Bestand und vor allem die 
Belegschaften und ihre Qualifikations­
potentiale erhalten bleiben. 

Die Diskussion um das VW-Modell 
zeigt, daß Blockaden auf Unternehmer­
seite aufgebrochen wurden: Zumindest 
bei Vorreitern wie VW leugnet die Fir­
menspitze nicht mehr, daß kürzere Ar­
beitszeiten ein Mittel gegen Massenar­
beitslosigkeit sein können. Die Vier-
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Tage-Wochen-Abschlüsse können als 
neue Variante des "deutschen Wegs" 
sozialverträglicher Krisenabfederung 
betrachtet werden im Unterschied zu 
Kahlschlagmethoden wie der brutalen 
Schließung des Bergbaus in Britannien 
oder auch des Automobilbaustandorts 
Detroit in den USA. Aber auch im 
deutschen Kontext sind diese Modelle 
mittlerweile nur noch einer bestimmten 
unternehmerischen Strategie zuzuord­
nen, während die andere Option unab­
lässig von Gesamtmetall vorgetragen 
wird: die Auflösung des sozialpartner­
schaftlichen Konsenses, die dann in Er­
pressungsmodellen a Ja Daimler Benz 
mündet, wo betriebliche . Sonderzah­
lungen einseitig gekündigt und am ge­
planten Arbeitsplatzabbau trotzdem 
festgehalten wird. 

Die vorliegenden Abschlüsse sind 
betriebliche Pilotvereinbarungen, de­
ren Übertragbarkeit auf andere Bran­
chen an eine ganze Reihe von Bedin­
gungen geknüpft ist. Das zentrale Pro­
blem dürfte vor allem bei der Reallohn­
sicherung liegen, die angesichts des 
Einkommensniveaus der meisten Bran­
chen von erheblich größerer Bedeutung 
als in den vorliegenden Fällen ist, I!!!!, 
besondere in typischen Fr"1f,,!!l!~f 
schäftigungsbereichen, wie der T•" 
industrie und ähnlich dem Einzelliaailel 
wäre zwar die Arbeitszeit teilbar, nicht 
jedoch das Einkommen. Eine Vierta­
gewoche mit Lohnverzicht entspre­
chend dem VW-Modell bei Netto-Ein­
kommen von 1500 - 1600 DM (Textil) 
ist unrealistisch. 

Zur Reallohnsicherung ist es not­
wendig, daß die ersparten Lohnneben­
kosten und die üblicherweise an­
fallenden 'Entlassungskosten' nicht al­
lein den Unternehmen zugute kommen. 
Hier muß zukünftig sichergestellt wer­
den, daß es zu einer gerechten La­
stenverteilung kommt. In diesem Zu­
sammenhang ist auch zu diskutieren, 
inwieweit über befristet und degressiv 
gestaltete steuerliche Instrumente und/ 
oder eine Beteiligung der Bundesanstalt 
für Arbeit der Einstieg in derartige 
Verkürzungsmodelle erleichtert werden 
kano. Um die Akzeptanz für deutliche 
Arbeitszeitverkürzungen in den Beleg­
schaften zu erhöhen, ist neben der 
Einkommensabsicherung eine Tarifpo­
litik notwendig, die sich nicht nur auf 
die Verringerung der Dauer der Ar­
beitszeit konzentriert sondern dabei die 
Lage und Verteilung sowie Arbeitsver­
dichtung berücksichtigt. 
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Vollbeschäftigung und Arbeitszeit 
Anmerkungen zur Arbeitszeitdebatte -

1 . Einführung 

Bis in den Herbst 1993 fiel ange­
sichts zunehmender Massenar­
beitslosigkeit in Ost und West 

auf, daß - nach den intensiven 
Auseinandersetzungen um die Länge 
und Lage der Arbeitszeit in' den 80er 
Jahren - die Frage nach der Zukunft 
von Arbeitszeitverkürzung nach Er­
reichen der 35-Stunden-Woche bis En­
de dieses Jahrzehnts kaum diskutiert 
wurde. Im Gegenteil wurden, nimmt 
man die Vielzahl der öffentlich 
bekundeten Aussagen von Regierungs­
politikern in Bund und Ländern und von 
Unternehmensvertretern als Anzeichen, 
eher gegenläufige Tendenzen, so 
Arbeitszeitverlängerung inklusive 
Lohnverzicht, gesellschaftsfähig. In 
breiteren, in diesem Zusammenhang 
wohl wenig aufgeklärten, Bevöl­
kerungskreisen wird inzwischen (wenn 
man entsprechenden Umfra­
geergebnisse trauen kann) mehrheitlich 
die Meinung vertreten, daß zur Lösung 
der Wirtschaftskrise eine Strategie 
einzuschlagen ist, in der .mehr arbei­
ten" und .auf Urlaub verzichten" zen­
ttale Elemente sind. 

. Die im Oktober 1993, vor allem bei 
VW, aber interessanterweise ähnlich 
auch in Frankreich, begonnene Debatte 
um die Einführung einer Vier-Tage­
Woche (ohne Lohnausgleich) hat nun 
wieder Bewegung in die Arbeitszeit­
diskussion gebracht. 

Hier soll vor diesem Hintergrund 
nochmals grundsätzlich gezeigt wer­
den, daß der historische Trend zur Ver­
kürzung der Arbeitszeit (verstärkt) 
fortgesetzt werden muß. Bei den Ge­
werkschaften, ntit Ausnahme der IG 
Medien und kleinen Teilen der IG Me­
tall, stand bis zur Diskussion um die 
Vier-Tage-W-0ehe beim Thema .Ar­
beitszeit der Zukunft" offensichtlich 
Abwarten auf dem Programm. Arbeits­
zeitverkürzung sei derzeit weder durch­
setzbar, noch würde dies den Interessen 
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der Arbeitnehmer entsprechen. Zudem 
erschwere die sozialpolitiscli gespaltene 
Lage im vereinten Deutschland eine 
einheitliche und offensive Forderung 
nach einer künftigen Verkürzung der 
Arbeitszeit. Ein Aufarbeiten der Ar­
beitszeitgeschichte verdeutlicht jedoch 
die dringende Notwendigkeit weiterer, 
künftiger Verkürzungsschritte. Es wird 
belegt, daß nur durch ein entschiedenes 
Vorgehen auf verschiedenen . Ebenen 
die Verminderung oder Beseitigung des 
Defizits von derzeit ca. 7 Millionen 
fehlenden Arbeitsplätzen denkbar ist. 
Hierbei nimmt - was akruell trotz einer 
offensichtlich großen Öffentlichkeit be­
züglich der Vier-Tage-Woche viel zu 
wenig gesehen wird - die Arbeitszeit­
komponente mittel- und langfristig ei­
nen zentralen Stellenwert ein. 

Die Arbeitszeitgeschichte und die 
Determinaten der wechselhaften Ge­
schichte der Arbeitszeit können durch 
eine Vielzahl von Veröffentlichungen 
insbesondere aus den 80er Jahren recht 
gut nachvollzogen werden1, die Frage 
nach der Dimension künftiger Arbeits­
zeiten stellt sich demgegenüber nur 
sehr selten.' Daß Arbeitszeitverkürzung 
zusätzliche Beschäftigungsmöglich­
keiten schafft (und sichert) ist eigent­
lich unstrittig. Gestritten wird über die 
jeweiligen Größenordnungen. Diese 
sind aber je nach Situation und Branche 
sowie je nach Größenordnung der Ar­
beitszeitverkürzungsschritte recht 
unterschiedlich, wenn auch im allge­
meinen von einer Wirksamkeit zwi­
schen 50 und 70 % auszugehen sein 
wird.3 

2. Die Wirtschafts­
dynamik in den beiden 
letzten Jahrhunderten 

Das Wirtschaftswachstum bat, nach-
dem in Deutschland in der Zeit zwi­
schen 1850 und 1950 (bei starken 
Schwankungen) ein durchschnittliches 
Wachstum von 1 % im Jahr erreicht 
wurde, besonders seit dem Ende des 2. 
Weltkrieges stark zugenommen, und 
betrug 'in den Dekaden zwischen 1950 

von Herben Schaa.ff* 

und 1990 durchschnittlich 8, 5, 3 und 
1,8 % pro Jahr. Die 50er und 60er Jah­
re werden deshalb im allgemeinen 
Sprachgebrauch nicht umsonst als 

. "Wirtschaftswunderjahre" bezeichnet 
(wenn auch die Ursachen der unge­
wöhnlichen hohen Wachstumsraten 
nicht so verwunderlich sind).' Dieses 
enorme Wachstum des Sozialproduktes 
ist aber nicht unbedingt zwangsläufig 
mit einem entsprechend vermehrten 
Wohlstand (oder gar Wohlbefinden) der 
Menschen einhergegangen. Um dies zu 
beurteilen, müßten die Vertei­
lungsunterschiede und„ die negativen 
Auswirkungen der Okonontisierung 
von Gesellschaft und Natur mit in die 
.Berechnung" einbezogen werden.' 
Vielmehr ist mit dem wirtschaftlichen 
Wachstum zu einem beachtlichen Teil 
weniger eine substantielle Erhöhung 
des Lebensstandards verknüpft als eine 
Kommerzialisierung von Leistungen, 
die früher subsistenzwirtschaftlich im 
sogenannten "ganzen Haus" erbracht 
wurden. Das Sozialprodukt mißt zu 
eben diesem Teil nur die Verlagerung 
ökonomischer und sozialer Funktionen 
von der ehemals engen Lebenswelt der 
Menschen·in ein zunehmend Gestalt an­
nehmendes, mehr und mehr autonomes 
Wirtschaftssystem und damit die Schaf­
fung und die Verlängerung von Pro­
duktions- und Konsumtionsumwegen 
über den Markt. 

Die spannende Frage ist nun, ob 
sich in den nächsten Jahren und Jahr­
zehnten wieder eine derart dynamische 
wirtschaftliche Entwicklung einstellen 
wird. Die simple Betrachtung der 
Konjunkturzyklen der Vergangenheit 
deutet darauf hin, daß einem Ab­
schwung stets ein Aufschwung gefolgt 
ist. Dies wird wohl auch in den näch­
sten Jahren wiederum der Fall sein. 
Nimmt man die letzte· Auf­
schwungsphase in den 80er Jahren als 
Maßstab, in der trotz passabler Wachs­
tumsraten (und der Schaffung zusätzli­
cher 2,5 Millionen Arbeitsplätze) die 
Arbeitslosigkeit kaum vermindert wer­
den kol)Ilte (wegen der gleichzeitigen 
Produktivitätseffekte blieb das Ar­
beitsvolumen nahezu konstant, wäh-
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rend das Erwerbspersonenpotential zu­
nahm und die Arbeitszeitverkürzung zu 
gering ausfiel (!)), so stellt sich selbst 
bei einem neuen Wachstumsschub die 
Frage, wie für alle .arbeitswilligen" 
Menschen Berufsarbeitsplätze zu 
schaffen sind. 6 

3. Die. Entwicklung 
der Arbeitszeit -

Beschreibung 
und Deutung 

Die Entwicklung der Arbeitszeit ist 
zwar inzwischen recht gut erforscht, 
trotzdem besteht gerade bezüglich der 
Vergangenheit und hier insbesondere 
hinsichtlich vorindustrieller Arbeitszei­
ten verbreitete Unkenntnis. Übersehen 
wird nämlich zumeist, daß dem nun 
schon seit Mitte bis Ende des 19. 
Jahrhunderts andauernden mehr 
oder weniger stetig verlaufenden 
Trend der Verkürzung der Arbeitszei­
ten - zunächst der Tages- und Wo­
chen- und dann der Jahres- und 
Lebensarbeitszeit - eine Phase steigen­
der Arbeitszeiten vorherging. In vorin­
dustriellen Gesellschaften - sowohl in 
Jäger- und Sammlergesellschaften wie 
im Mittelalter - waren wohl, bei aller 
zwangsläufigen Ungenauigkeit der 
Forschungsergebnisse, durchaus mit 
heute vergleichbare Jahresarbeitszei­
ten anzutreffen, während in antiken 
und modernen Sklavenwirtschaften 
mehr oder weniger systentimmanent 
ausgedehntere Arbeitszeiten gegolten 
haben. 

Interessant ist, daß bei 
der täglichen Arbeits­
zeit seit 1 91 9 so gut 
wie keine Veränderun­
gen eingetreten sind. 

Im Ganzen läßt also die Mensch­
heitsgeschichte keineswegs - wie zu­
nächst zu vermuten wäre - einen linea­
ren Trend zur Verkürzung der Arbeits­
zeit erkennen. Interessant ist, daß bei 
der täglichen Arbeitszeit seit 1919 so 
gut wie keine Veränderungen eingetre­
ten sind. Darüber hinaus ist fest­
zustellen, daß die Jahresarbeitszeit 
1990 nur noch 38 % der von 1840 aus­
macht, während die Werte für die 
Wochenarbeitszeit bei 4 7 % und für die 
Tagesarbeitszeit bei 53 % liegen. Dies 

deutet darauf hin, daß künftig vornehm­
lich auf die beiden zuletzt genannten 
Ebenen zu achten wäre, denn hier ist 
erfahrungsgemäß nicht nur der Be­
schäftigungseffekt am größten, sondern 
auch die von einer Arbeitszeitverkür­
zung zu erwartende Verbesserung der 
allgemeinen Wohlstandssituation und 
speziell die des Zeitwohlstandes würde 
sontit optimiert.' 

Festzuhalten ist, daß für die Bestim­
mung der konkreten Entwicklung der 
Arbeitszeit nicht eine Ursache, sondern 
ein eng verwobenes und in seiner je­
weiligen Bedeutsamkeit historisch vari­
ierendes U rsachenbündel verantwort­
lich ist. Neben bedeutsamen techni­
schen Neuerungen (Produktivitätsan­
stieg durch vermehrten und ver­
besserten Technikeinsatz) sind es be­
sonders soziale, ökonomische, politi­
sche und ideologische Faktoren, die für 
die jeweilige Länge der Arbeitszeit ntit­
bestimmend waren und sind.' Häufig 
wird dabei verkannt, daß dieser Ent­
wicklung keineswegs eine überhistori­
sche Gesetzmäßigkeit zugrundeliegt, 
sondern vielmehr eine wechselnd in­
tensive Auseinandersetzung zwischen 
den gegensätzlichen Interessen von Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern. 

In diesen mehr oder weniger regel­
mäßigen .Kämpfen um die Zeit" wur­
den (und werden). interessanterweise 
von beiden. Seiten immer wieder die 
gleichen Argumentationsmuster ver­
wendet. 9 Dabei zeigt sich, daß die Be­
fürworter kürzerer Arbeitszeiten zu­
meist aus gesamtwirtschaftlich-sozialer 
Sicht, die Gegner eher aus einzelwirt­
schaftlich-gewinnorientierter Perspekti­
ve argumentieren. Es ist offensichtlich 
so, daß angesichts der Vielzahl unsiche­
rer Präntissen und normativer Gesichts­
punkte keine streng wissenschaftlich 
richtige Antwort auf die Frage nach der 
.richtigen Länge und Lage" der Ar­
beitszeit möglich ist. Entscheidend sind 
deshalb die jeweiligen Interessen, die 
wirtschafts- und sozialpolitische Priori­
tätensetzung der Handlungsträger sowie 
die historisch wechselnden konkreten 
Machtverhältnisse und die sich daraus 
ableitenden Handlungs- und Durch­
setzungsmöglichkeiten. 

Vielfach entsteht in der diffus infor­
ntierten Öffentlichkeit, aber auch teil­
weise in der gewerkschaftlichen Dis­
kussion der Eindruck, daß ntit dem 
absehbaren Erreichen der 35-Stunden­
W oche bis zum Ende des Jahrzehnts ein 
nicht mehr zu unterschreitendes Mini-
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mum der Arbeitszeit erreicht worden 
sei. Weitere Schritte seien ökonomisch 
nicht mehr vertretbar (Wettbewerbs­
fähigkeit)10 und von den betroffenen 
Arbeitnehmern auch nicht mehr ge­
wollt. Allenfalls sei über eine aufgrund 
der sich verstärkenden Entkopplung 
von Arbeitszeit und Betriebszeit sich 
ergebende zunehmende Flexibiliserung 
nachzudenken, ein Ansatz, der zwar 
aus Unternehmersicht sinnvoll, gesamt­
wirtschaftlich unter dem Aspekt der 
Steigerung der Beschäftigung aber 
kaum wegweisend sein dürfte. 

Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
sind mit der deutschen Einheit zweifel­
los größer geworden. Zu. bisherigen 
konjunkturellen, demografischen und 
wachstumsdefizitären kommen nun um­
fassende strukturelle Ursachen für ein 
dauerhaft mangelndes Arbeitsplatz­
angebot hinzu. Zur auch nur annähern­
den Lösung dieses komplexen Problem­
feldes (Potentialdruck auf der Ange­
botsseite, regionale und strukturelle 
Wettbewerbsschwäche vor allem in 
Ostdeutschland, ungewisse gesamtwirt­
schaftliche Nachfrageentwicklung, 
offensichtliche Fehler in der Wirt­
schaftspolitik) wird nur eine inte~; 
Lösung erfolgreich sein· können, ·~:Mr 
aber zwingend ein weiterer ~t 
Schub in der allgemeinen Arbi:itsc 
zeitverkürzung in Kombination mit 
neueren Arbeitszeitmodellen gehören 
mußte. 

4. Zusammenhang· 
zwischen 

Wirtschaftsdynamik 
und Arbeitszeit 

Bei der Betrachtung der historischen 
Entwicklung fällt ins Auge, daß in Pha­
sen stärkeren (schwächeren) wirt­
schaftlichen Wachstums und damit zu­
meist auch höherer (niedrigerer,) Zu­
wachsraten der Produktivität auch die 
Arbeitszeiten stärker (weniger stark) 
gesunken sind (bzw. stagnierten oder 
gar anstiegen). Das liegt an der mit der 
jeweiligen Wirtschaftslage korrespon­
dierenden Größe des vorhandenen 
Verteilungsspielraums und der ent­
sprechend wechselnd starken Durchset­
zungskraft der Gewerkschaften. Abge­
sehen von der Möglichkeit von 
Umverteilungsprozessen steht dieser 
Verteilungsspielraum - üblicherweise, 
definiert als die Zuwachsrate der Pro­
duktivität plus der Inflationsrate - · zur 
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Erhöhung der Einkommen und/oder zur 
Verkürzung der Arbeitszeit zur Verfü­
gung. 11 Die Relation der Verteilung auf 
Steigerung der Pro-Kopf-Einkommen 
oder Arbeitszeitverkürzung hat sich 
von 4:1 im Zeitraum 1871 / 1913 auf 
6: 1 im Zeitraum 1950 / 1990 verändert. 
Dies wird sich in der Zukunft zweifel­
los ändern müssen, will man über die 

· Arbeitszeitkomponente verstärkt neue 
Beschäftigungsverhältnisse schaffen. 
Die Priorität in der gewerkschaftlichen 
Verteilungspolitik muß deshalb künftig 
- auch wenn dies zunächst den derzeiti­
gen Interessen der Mitgliedschaft zuwi­
derläuft - auf dem Faktor .Zeit" und 
weniger auf dem Faktor .Geld" liegen. 

Die Priorität in der ge­
werkschaftlichen Ver­
teilungspolitik muß 
künftig auf dem Faktor 
„Zeit" und weniger auf 
dem Faktor „Geld" 
liegen. 

Ob es allerdings möglich ist, alleine 
aus diesem jährlich .erwirtschafteten" 
Verteilungsspielraum die notwendige 
Verkürzung der Arbeitszeit (und zu­
sätzliche Einkommenszuwächse) zu 
gewährleisten, erscheint mehr als 
zweifelhaft. Für die neuartige Situation 
einer reifen Industrie- und Dienstlei­
stungsgesellschaft mit einer allgemein 
hohen Erwerbsneigung müssen also 
innovative Lösungen erdacht und um­
gesetzt werden. Die ökonomischen 
Rahmendaten - wie die Entwicklung 
der Kaufkraft der Konsumenten auf der 
einen sowie die Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie auf der anderen Seite -
und die neuen ökologischen Anfor­
derungen an das Wirtschaften sind da­
bei zu berücksichtigen. Eventuell zeigt 
sich dabei eine nicht uninteressante 
Zielkomplementarität zwischen dem 
Erfordernis, über Arbeitszeitverkür­
zung die weniger werdende Arbeit auf 
mehr Menschen aufzuteilen, den ökolo­
gisch bedingten Zwängen zur Re­
duktion von Produktion, Ressourcen­
verbrauch, Abfallproduktion und Kon­
sum in den Industrieländern und einer 
Verbesserung der Wohlstandssituation 
der Menschen bei gleichzeitig erhöhter 
Überlebensfähigkeit des Systems. 
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5. Zur aktuellen 
Bedeutung der 

Arbeitszeitverkürzung 

Betrachtet man die aktuelle 
Arbeitsmarktsituation und die Progno­
sen für die kommenden Jahre, so zeigt 
sich ein erschreckendes Bild. Die Zahl 
der Menschen, die erfolglos nach Ar­
beit sucht, hat sich in den vergangenen 
Jahren enorm vermehrt. Inzwischen ge­
hen selbst konservative Schätzungen 
von mehr als 5, andere von gar 7 Mil­
lionen fehlenden Arbeitsplätzen im 
vereinten Deutschland aus. Die Zah­
len für die europäische Gemeinschaft 
(17 Millionen), die OECD-Staaten 
(35 Millionen) oder die zweifellos 
unvollständigen der IAO für die gan­
ze Welt (117 Millionen) zeigen ähn­
lich katastrophale Ergebnisse. In die­
ser Situation alleine den Marktkräften 
oder der durch diese hervorgerufenen 
Wachstumsdynamik zu vertrauen, 
deutet auf eine nur geringe Kenntnis 
wirtschaftsgeschichtlicher Tatbestän­
de oder darauf hin, daß es mit dem 
wirklichen Interesse an einer Minde­
rung oder Beseitigung von Arbeitslosig­
keit nicht sehr weit her ist. Ein gewis­
ses Maß an Arbeitslosigkeit - welches 
es in der Geschichte der .Marktwirt­
schaft" auch immer gegeben hat - ist 
zur Disziplinierung der Arbeitnehmer 
'(geringerer Krankenstand, geringere 
Lohnforderungen, geringere Streik­
bereitschaft etc.) systemfunktional, 
Unternehmen haben daher nur ein be­
grenztes Interesse an der vollständigen 
Beseitigung von Arbeitslosigkeit.1' Zur 
.Lösung" des Problems Massenarbeits­
losigkeit muß das System der .sozialen 
Marktwirtschaft" durch Interventionen, 
d.h. staatliche Regulierungen, modifi­
ziert werden. Die kapitalistische 
Marktwirtschaft ist .... ein sehr effi­
zientes System zur Güterversorgung. 
Vollbeschäftigung ist nichts als eine 
politische Norm, die dem Funk­
tionsmechanismus der Märkte für sich 
genommen fremd ist. " 13 

Die Rahmendaten für die folgende 
Analyse gehen aus der Tabelle hervor. 
Ohne Berücksichtigung von Be­
schäftigten in ABM, Umschulung etc., 
sowie Vorruheständlern errechnet sich 
ein gesamtdeutsches Arbeitsplatzdefizit 
von ca. 7 Millionen Arbeitsplätzen. Be­
trachtet man nun die zu erwartende Ar­
beitsmarktentwicklung in den nächsten 
Jahren, so zeigt sich, daß das Erwerbs-

personenpotential (Summe aller 
Beschäftigten und Arbeitssuchenden) in 
den nächsten Jahren weiter ansteigt ( de­
mografische Ursachen und Zu­
wanderung). Das Arbeitsvolumen 
(Summe aller in einem Jahr in der 
Volkswirtschaft geleisteten Arbeits­
stunden) wird bei unveränderter Wirt­
schaftspolitik stagnieren bzw. sogar ab­
nehmen, da die Zuwachsraten der 
Produktivität wahrscheinlich über den 
Wachstumsraten des Sozialproduktes 
liegen werden. Ohne entsprechende 
Maßnahmen wird sich die katastrophale 
Lage auf dem Arbeitsmarkt nicht 
entschärfen, sondern weiter zuspit­
zen.14 

Arbeitsmarktsituation in der Bundes­
republik (neue und alte Länder) 1993 

West· 
Arbeitsvolumen 47626 
(in Mio. Std. 1992)* 

Beschäftigte 26.399 
(in 1000 1992)• 

Arbeitslose 2,2 
(in Mio Stand 4/1993)• 

Stille Reserve l,2 
(in Mio. Stand 4/1993) .. 

fehlende 
Arbeitsplätze•• 3,4 

Ost Summe 
!0469 58.095 

5.777 32.176 

1,2 3,4 

2,4 3,6 

3,6 7,0 

• Quelle: Deutsches Institut für Wirtschafts­
forschung, Berlin 

•• Quelle: Schätzung auf der Basis von Zah­
len des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (Nürnberg), MittAB 2/1993 

Die durchschnittliche Arbeitszeit ei­
nes Beschäftigten in Deutschland be­
trug 1992 1805 Std./Jahr bzw. 40,1 
Std./Woche. Unterstellt man für eine 
zweifellos nur näherungsweise theoreti­
sche Rechnung einmal optimistisch ein 
mittelfristig konstantes Arbeitsvolumen 
- in der Vergangenheit ist es stets ge­
sunken -, weil die Entwicklung der 
Wachstumsraten des Sozialproduktes in 
etwa mit der Entwicklung der Produk­
tivität parallel verlaufen wird, so ergibt 
sich folgende Rechnung: Bei einem 
derzeitigen Arbeitsvolumen von ca. 
58.000 Mio. Std., einer Gesamtbe­
schäftigenzahl von ca. 32 Mio. und ei­
ner Zahl von ca: 7 Mio. fehlenden 
Arbeitsplätzen, müßten zur Ge­
währleistung von Vollbeschäftigung ca. 
39 Mio. Berufsarbeitsplätze zur Verfü­
gung stehen. Die entsprechende theore­
tische • Vollbeschäftigungsarbeitszeit" 
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..... 

ergibt sich aus: 58.000 Mio. Std./Jahr 
dividiert durch 39 Mio. = 1487 Std./ 
Jahr bzw. 33,0 Std./Woche. Da der Be­
schäftigungseffekt der Arbeitszeitver­
kürzung mit 50 bis 70 % erfah­
rungsgemäß deutlich unter 100 % liegt, 
muß die Arbeitszeit bedeutend stärker, 
z.B. auf 30 Stunden/Woche verkürzt 
werden! 

Arbeitszeitpolitik 
Als rechtliche Grundlage für eine 

erfolgreiche Arbeitszeitpolitik müßte 
ein - vor allem im Verhältnis zu den 
derzeit vorgelegten Gesetzesentwürfen 
- reformiertes und den konkreten Pro­
blemen gemäßes Arbeitszeitgesetz 
(möglichst auf europäischer Ebene) 
dienen, in dem rigidere Vorschriften 
über die Maximalarbeitszeit und eine 
stufenförmige Verkürzung der maximal 
möglichen wöchentlichen Arbeitszeit 
vorzusehen wären; nach einem Vor­
schlag von Gorz" beispielsweise UHl 

vier Stunden alle vier Jahre (z.B. 1994: 
38 Stunden; 1998: 34 Stunden; 2002: 
30 Stunden). Mit dieser .stetigeren", 
d.h. regelmäßigeren, Form der Ar­
beitszeitverkürzung mit dem mittelfri­
stigen Ziel der 30-Stunden-W oche (und 
e_iner maßgeblichen Einschränkung von 
Uberstunden und einer Abgeltung die­

. ser nur durch Freizeitausgleich) in den 
nächsten 10 Jahren ließe sich ein für 
alle Beteiligten, d.h. vor allem die Ta­
rifparteien sinnvoller Rahmen setzen, 
an den sich in entsprechenden Schritten 
mittelfristig anzupassen wäre. Ebenso 
sind größere Beschäftigungseffekte zu 
erwarten, die durch andere Ansätze 
beschäftigungswirksamer Arbeitszeit­
reduzierung (Ausweitung von Teil­
zeitarbeit, Job-Sharing, Erziehungs­
und Bildungsurlauben, Teilrente etc.) 
zu ergänzen wären. 16 Die· in der Ver­
gangenheit häufig mehr oder weniger 
produktivitätsorientierten Schritte in 
der Arbeitszeitverkürzung sind also in 
keinster Weise hinreichend. Zu vermei­
den bliebe darüber hinaus eine (in die­
sem Zusammenhang gesehen zweifel­
los kontraproduktive) Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit. 

Eine vernünftige, mittelfristig kon­
zipierte rasche Arbeitszeitverkürzung 
niüßte durch eine vorausschauende 
Ausbildungs- und Erziehungspolitik be­
gleitet werden, um einerseits den durch 
die verkürzten Arbeitszeiten entstehen­
den Bedarf an qualifizierten Fachkräf­
ten decken zu lcönnen und andererseits 

die Menschen auf die Gestaltungsmög­
lichkeiten und -notwendigkeiten ihrer 
neu hinzugewonnenen freien Zeit vor­
zubereiten. Die Frage nach dem 
Lohnausgleich, d.h. ob trotz Arbeits­
zeitverkürzung die Realeinkommen ge­
sichert oder gar noch gesteigert werden 
können, ist schließlich primär einkom­
mensabhängig zu beurteilen. Bei hohen 
und höchsten Einkommen sind hier 
sicherlich zukünftig Zugeständnisse zu 
machen, d.h. hier wäre auf den 
Lohnausgleich zugunsten der unteren 
Einkommensgruppen zu verzichten. 
Ansonsten hängt die grundsätzliche 
Möglichkeit des Lohnausgleichs von 
der Entwicklung der Produktivität, des 
Sozialproduktes und von der Verteilung 
des Sozialproduktes ab. 

Ökonomisch ist letztlich entschei­
dend, daß die Nachfragekomponente 
privater Verbrauch von der Entwick­
lung der verfügbaren Einkommen her 
gesichert wird, was, wenn man sich die 
Entwicklung der Verteilungsstruktur in 
den letzten 15 Jahren ansieht, nicht 
selbstverständlich ist. Unterstellt, eine 
rapide Verkürzung der Arbeitszeit 
würde zu einer entsprechenden Zu­
nahme der Beschäftigungsverhältnisse 
führen (und damit auch wieder vielen 
Frauen den Weg in die Berufsarbeit 
öffnen), so könnten auch .beim 
Lohnausgleich neue Wege gegangen 
werden. Mit zwei Beschäftigungsver­
hältnissen ntit beispielsweise jeweils 25 
Wochenstunden könnte für einen Haus­
halt -. selbst ohne Lohnausgleich - ein 
höheres Einkommen erzielt werden als 
zuvor durch einen Alleinverdiener ntit 
einer 40-Stunde-Woche. 

Beschäftigungspolitik 
durch „richtige" 

Wirtschaftspolitik 

Neben die Arbeitszeitpolitik müssen 
selbstverständlich weitere ergänzende 
wirtschaftspolitische Maßnahmen tre­
ten. Eine in diesem Sinne .richtige" 
Wirtschaftspolitik hätte das Ziel 
.Schaffung neuer Beschäftigungsver­
hältnisse" zur Gewährleistung von 
wirklicher Vollbeschäftigung in den 
Mittelpunkt zu stellen. Nicht mehr das 
ohnehin nur bedingt zielführende globa­
le Wirtschaftswachstum wäre zu for­
dern, sondern vielmehr eine neue Stra­
tegie des .selektiven" Wachsens und 
Schrumpfens, die dazu dienen müßte, 
die vorhandende Arbeit vernünftig zu 
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verteilen und gleichzeitig einen grund­
legenden Beitrag zur Lösung der Um­
weltproblematik zu leisten. Besondere 
Bedeutung kommt hier sogenannten öf­
fentlichen Bedarfsfeldern zu (z.B. Um­
welt, Altlasten, Bildung, Kultur, Ver­
kehr, Forschung), d.h. daß es durchaus 
gesellschaftsrelevante, bis heute 
unerledigte Aufgaben gibt, die, durch 
staatliche Initiativen eingeleitet und 
abgestimmt, zu einer großen Zahl neu­
er Arbeitsplätze führen könnten. 17 

Der Gesellschaft geht also so 
schnell, wie von manchen intel­
lektuellen Vordenkern prophezeit, die 
Arbeit nicht aus. Es gilt sie nur zu 
organisieren. Ergänzend müßte eine 
problemadäquate Verteilungs- und 
Sozialpolitik ein menschengemäßes 
Mindestniveau der Einkommen für 
heute sozial schwache Schichten ge­
währleisten und durch eine entspre­
chende Umverteilung zur Sicherung 
von Kaufkraft dazu beitragen, die -
gesamtwirtschaftlich betrachtet immer 
noch größte - Nachfragekategorie des 
privaten Verbrauchs zu stabilisieren." 
Ein solches Maßnahmenpaket der 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
muß heute allerdings außenwirt­
schaftlich abgesichert und europäisch 
abgestimmt vollzogen werden, dabei 
kommt wiederum Deutschland eine 
zentrale Bedeutung zu. 

Sollte Vollbeschäfti-
gung zur wirklichen 
Maxime werden, so 
wird auch die ange­
peilte 30-Stunden-Wo­
che nur ein mittelfristi­
ges Nahziel sein kön­
nen. 

Weiterhin zu erhalten und in seiner 
Effektivität auszubauen ist das Instru­
mentarium der staatlichen "aktiven" 
Beschäftigungspolitik; hier geht es um 
die Schaffung zusätzlicher Arbeit über 
ABM, um Qualifizierung, Fortbildung, 
Umschulung, Lohnkostenzuschüsse 
etc„ Auch Maßnahmen zur Schaffung 
eines "zweiten Aibeitsmarktes", die 
durchaus auch auf "private" Initiativen 
autbauen können, sind für besonders 
schwer zu integrierende Problemgrup­
pen zu fördern, wenn auch davon keine 
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Wunderwirkungen ausgehen werden. 
Die bis heute vor allem in den Krisen­
branchen Eisen und Stahl anzutreffen­
den Beihilfen zur sozialverträglichen 
Gestaltung des notwendigen Arbeits­
platzabbaus im Rahmen des wirtschaft­
lichen Strukturwandels (so zur früh­
zeitigen Zurruhesetzung, Umschulung, 
etc.) sind möglichst auf andere Bran­
chen auszuweiten. 

6. Schlußfolgerungen 
und Blick in die Zukunft 

der Arbeitszeit 

Soll die manifeste Massenarbeitslo­
sigkeit bekämpft, die Umweltzerstö­
rung verringert und das Wohlbefinden 
der Menschen gesteigert werden, so 
müssen (zweifellos unter Beachtung 
real-ökonomischer Restriktionen) auch 
künftig die Arbeitszeiten weiter - und 
stärker als in den letzten Dekaden - ver­
kürzt werden. In der aktuellen, eher 
aufgeregten Auseinandersetzung um 
die Vier-Tage-Woche geht dabei oft­
mals der Blick für das mittel- und 
langfristig Notwendige und Mögliche 
verloren. In der Ideengeschichte und in 
der sozio-ökonomischen Debatte un­
seres Jahrhunderts wurden sehr weitge­
hende Dimensionen zukünftiger Ar­
beitszeiten angedacht (so z.B. die 15-
Stunde-W oche bei Keynes). Arbeits­

·zeitverkürzung bringt - kurz gefaßt -
wohlstandsökonomische, ökologische, 
kulturelle und ethische Vorteile mit 
sich. Die Notwendigkeit der sozialen 
und kulturellen Einflußnahme auf die 
Gestaltung der neu gewonnenen freien 
Zeit muß allerdings in Zukunft ver­
mehrt beachtet werden. Neue intelli­
gente Formen von Arbeitszeitverkür­
zung sind zu entwickeln. Hier sind im­
mer die Kriterien einer sozialverträgli­
chen Gestaltung - Beschäftigungssi­
cherheit und -wirksamkeit, Einkom­
men, gesundheitliche Aspekte, Zeit­
wohlstand, lebensgemeinschaftliche 
Beziehungen, soziale Teilhabe, Auto­
nomiegrad - zu beachten. Die zweifel­
los vorhandenen unternehmerischen 
Restriktion sind zu berücksichtigeq. 19 

"Die Arbeit entwickelt sich - histo­
risch gesehen - wieder zu dem, was sie 
vor über vierhundert Jahren schon ein­
mal war: eine notwendige Bedingung 
menschlichen Lebens - und nicht un­
bedingt das ganze Leben selbst. "20 Die 
insofern nicht mehr ganz so aktuelle 
Arbeitsorientierung des Lebens wird 

zunehmend durch andere Le­
benskonzepte abgelöst, so familienori­
entierte, freizeitorientierte oder zwi­
schen Arbeit und Freizeit ausbalancier­
te Lebenskonzepte. Entscheidend ist 
nun aber, daß eine in Millionen zu mes­
sende Zahl von Menschen an diesen 
Entwicklungen nicht partiz1p1eren 
kann, weil sie in der - immer noch die 
Mehrheit bildenden - "Gesellschaft der 
Satten und Zufriedenen"21 zu den 
ausgegrenzten Nicht-Teilhabern gehö­
ren. 

Der verlangsamte Wachstums-
verlauf in den hochentwickelten In­
dustrieländernn und die zunehmend er­
kennbar werdenden Negativtendenzen 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt 
machen eine ökonomische und kulturel­
le Neuorientierung notwendig. Aus 
heutiger Sicht mag es exotisch erschei­
nen, aber " ... Selbstbescheidenheit und 
Genügsamkeit in quantitativ-materieller 
Hinsicht anstelle des 'immer mehr Ha­
ben-Wollens' müssen zum Thema ge­
sellschaftlich-politischer Diskussionen 
und zum Leitbild des gesellschaftlichen 
Wohlstandsmodells werden und damit 
entscheidenden Einfluß auf die Wirt­
schaftsweise haben. "23 Produktion und 
Konsumtion müssen also angesichts der 
fundamental neuen Gegebenheiten ver­
ändert werden, gerechtes Teilen der 
Lasten und des Wohlstands muß wieder 
gelernt werden. 

l,ine Gesellschaft gerät damit ins 
Blickfeld, die der Ökonomie wieder ei­
nen Platz in der Gesellschaft und in der 
Natur zuweist, in der auf hohem, 
ökologisch angepaßtem Wohlstandsni­
veau Arbeitszeiten gelten, die es zu­
lassen, allen "arbeitswilligen" Men­
schen Berufsarbeitsplätze zu geben, 
und die gleichzeitig jedem Einzelnen 
genügend freie Zeit außerhalb der 
Berufsarbeit beläßt. Unvorstellbar er­
scheint für viele ein solches Szenario 
mit einer 30 oder 25-Stunden-Woche 
trotz der zurückgehenden Arbeitsorien­
tierung vor allem deshalb, weil die Ge­
sellschaft im Laufe der historischen 
Entwicklung zu einer Erwerbs-Arbeits­
gesellschaft geworden ist. Arbeit und 
das damit verdiente Einkommen bilden 
eben nicht nur die individuelle öko­
nomische Überlebensgrundlage, son­
dern weit darüber hinaus übernimmt 
(Erwerbs-)Arbeit zusätzliche soziale 
Funktionen. 

Die aktuelle Diskussion um die 
Vier-Tage-Woche hat derzeit einen 
eher defensiven Charakter (Abwehr 
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von Massenentlassungen). Die Bereit­
shhaft der Arbeitgeber, das Thema 
,.Arbeitszeit" innovativ zu diskutieren, 
und die der Gewerkschaften, beim 
Lohnausgleich Zugeständnisse zu ma­
chen, muß - soll die Debatte auch mit­
telfristig fruchtbar werden - positiv und 
offensiv gewendet werden, um der wei­
teren allgemeinen Verkürzung der Ar­
beitszeit zum Durchbruch zu verhelfen. 
Nur dann wird der Weg zu einer huma­
nen, vollbeschäftigten und ökologieo­
rientierten Gesellschaft beschritten 
werden können, in der Lebensqualität 
und Umweltqualität miteinander ver­
bunden sind. Die Möglichkeit weniger 
zu arbeiten, bietet die Chance für posi­
tive Reformen, anstatt immer mehr 
Menschen von Arbeit und Wohlstand 
auszugrenzen. Sollte ein gesell­
schaftlicher Konsens entstehen, der -
aus den hier angedeuteten verschie­
densten Gründen - Vollbeschäftigung 
zur wirklichen Maxime macht, so wird 
auch die angepeilte 30-Stunden-Woche 
nur ein mittelfristiges Nal!Ziel sein kön­
nen. Ist dieses Ziel erreicht, wird über 
weitere Schritte nachzudenken sein. 
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INTERNATIONALISIERUNG 

Perspektiven einer sozial-ökologischen 
Regulierung des Weltmarkts 

a e neue Weltordnungsdiskussion 
roht in eine bedenkliche 

Schieflage zu geraten. Alte, aus 
dem Zeitalter des politischen Imperia­
lismus bekannte Lösungsvorschläge 
werden wieder lebendig (vgl., Menzel 
1992 u. 1993). Linke und kritische 
Kräfte reagieren häufig hilflos. Sie 
schwanken zwischen Kritik aus Prinzip 
und resignativem Einfügen ins Fakti­
sche. Das gilt insbesondere dann, wenn 
es um die .harten Fakten", d.h. um den 
kapitalistischen Weltmarkt geht (vgl. 
Altvater 1991 u. 1992, Goldberg 
1992). Diese Hilflosigkeit hat viel da­
mit zu tun, daß es seit dem Scheitern 
des UNCTAD-Prozesses der siebziger 
Jahre kein weltmarktbezogenes .refor­
mistisches Projekt" mehr gibt (vgl. 
Falk 1993). Im folgenden sollen einige 
neue Entwicklungen benannt werden, 
an denen ein neues weltwirtschaftliches 
Reformprojekt ansetzen könnte. 

Inzwischen beginnen sich die Kontu­
ren eines neuen .postfordistischen Ak­
kmulationsregiµ,es" abzuzeichnen. In 
Bezug auf die weltwirtschaftliche Kon­
stellation sind vor allem zwei gegenläu­
fige Tendenzen wichtig. Die wachsen­
de Bedeutung der transnationalen Kapi­
talmärkte und Kapitalverflechtungen 
sowie die Triadisierung der Weltord­
nung (vgl. Röttger 1993). Trotz der zu­
nehmenden Ungleichgewichte und Ge­
gensätze (vgl. Herr/Voy 1989, S. 
IOOf.) zwischen den drei Zentren der 
Triade (EU, USA bzw. NAFTA, Ja­
pari) wächst die Kapitalverflechtung in 
atemberaubendem Tempo. 

Auf ihre wachsenden Handelsun­
gleichgewichte reagierten die Triaden­
mächte seit Ende der siebziger Jahre 
mit einem ganzen System sog. 
Selbstbeschränkungsabkommen (vgl. 
Koch 1992, S. 142). Das führte dazu, 
daß die transnationalen Konzerne ihre 
Märkte durch Investitionen in den 
Abnehmerregionen zu sichern suchten. 
Durch den Aufbau neuer Produktions­
stätten in den Abnehmerländern mach-
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ten sie sich von den vereinbarten 
Importkontingenten unabhängig. Der 
Kapitalstock ausländischer Direktinve­
stitionen in den Ländern der Triade 
verdreifachte sich in den achziger Jah­
ren, während sich der relative Anteil 
der Entwicklungsländer fast halbierte 
(vgl. Röttger 1993). In den neunziger 
Jahren kam es zu einer Umkehr dieses 
Trends. Mit der Rezession trat die Ko­
stenersparnis als Investitionsmotiv in 
den Vordergrund. Beflügelt durch die 
weitere Liberalisierung des Weltkapi­
talmarktes wuchsen die Direktinvesti­
tionen in Schwellenländer mit niedrigen 
Produktionskosten, während sich die 
Investitionen zwischen den Triade­
mächten fast halbierten (vgl. ebenda u. 
Weltbank 1993, Tab. 23). 

Es entstand eine ,,Inter­
nationale des Kapitals", 
die die Selbstbestim­
mungsrechte der Staa­
ten und Völker immer 
weiter aushöhlt und die 
Regionen dieser Erde 
gegeneinander aus­
spielt. 

Diese Tendenz wurde dadurch un-
. terstützt, daß viele Entwicklungs- und 

Schwellenländer ihre Bestimmungen 
über Auslandsinvestitionen unter dem 
Druck der Schuldenkrise und des IWF 
.liberalisierten" (vgl. Pentzlin 1993) 
und zu einer radikalen Senkung der so­
zialökologischen Standortkosten ge­
zwungen wurden (vgl. Altvater 1992, 
S. 165ff.). Es kam zu einer selektiven 
Integration bestimmter Regionen und 
Sektoren der ehemaligen dritten Welt in 
den Weltmarkt, während. gleichzeitig 
die sozialen und regionalen Ungleich­
gewichte sowohl in den Entwicklungs­
regionen wie auch in den entwickelten 
Staaten ein bisher nicht gekanntes Aus­
maß annahmen. Das führt zu einem 
wachsenden Beschäftigungsdruck in 

von Willi Brüggen• 

den alten Industriezentren und zu einer 
immer ruinöser werdenden Standort­
konkurrenz (Bondert/Röttger 1993). 
Dadurch wuchs der protektionistische 
Druck innerhalb der Zentren, der sich 
jetzt vor allem gegen die Schwelien­
und Billiglohnländer richtete. 

Beide Tendenzen, die der achziger 
und die der neunziger Jahre, wurden 
durch tiefgreifende Veränderungen der 
Produktionstechnik und Betriebsor­
ganisation unterstützt und verstärkt. An 
die Stelle der riesigen Fließbandfabri­
ken traten flexible Unternehmens­
netzwerke, die entweder unter dem 
Dach eines weltumspannenden Kon­
zerns oder durch tradierte Beziehungs­
geflechte selbständiger Unternehmen 
integriert werden. Es enstand eine neue 
Mischung aus "flexibler Spezialisie­
rung" (Piore/Sabel 1985) und .flexi­
bler Massenproduktion differenzierter 
Qualitätsgüter" (Boyer 1992) .. Während 
sich Kapital, Forschung und Produkt­
management weiter internationalisier­
ten, kam es gleichzeitig zu einer markt­
und kostengeleiteten Regionalisierung 
der Produktion. Von 1983 bis 1988 
wuchsen die Auslandsinvestitionen des­
halb viefI!llll schneller als der Welthan­
del (vgl. Zürn 1992b). 

So entstand eine • Internationale des 
Kapitals", die die Selbstbestimmungs­
rechte der Staaten und Völker immer 
weiter aushöhlt und die Regionen dieser 
Erde gegeneinander ausspielt. Ideolo­
gisch kann sie sich auf eine schmale 
Oberschicht der .neuen Heimatlosen" 
stützen (vgl. Willke 1992, S. 365f.), 
die in unmittelbarem Dienst der Irans­
nationalen Konzerne stehen oder im 
Kontext korrespondierender Insti­
tutionen und Dienstleistungen tätig 
sind. Bei der Suche nach einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung g1cht es nicht 
mehr nur um entwicklungspolitische 
Gerechtigkeit. Auch das soziale und 
politische Gefüge der entwickelten 
Länder droht unter dem Druck des 
Weltmarktes zerrissen zu werden. 

So sehr diese Entwicklung die politi­
schen Handlungsspielräume sowohl in 
den Zentren wie in den Entwicklungs-
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regionen bis zur Unerträglichkeit ein­
schränkt: sie enthält zugleich wichtige 
Ansatzpunkte für die Erneuerung welt­
wirtschaftlicher Reforrnprojekte. Das 
gilt vor allem für das neu geschaffene 
System bilateraler Handelsverträge 
oder Selbstbeschränkungsabkommen. 

Das System bilateraler 
,.Selbstbeschränkungs­

abkommen" 

Ende der siebziger Jahre reagierte 
die japanische Regierung auf zuneh­
mende Kritik an den wachsenden Han­
delsüberschüssen mit einem neuen 
Konzept für eine .geordnete Weltwirt­
schaft" (Orderly-Market-Konzept). 
Den anderen großen Handelsnationen 
wurde eine einvernehmliche politische 
Regulierung der Handelsströme vorge­
schlagen. Ein bilaterales Netzwerk von 
Ex- oder Importquoten sollte vor plötz­
lichen Exportoffensiven und protek­
tionistischen Restriktionen schützen 
(vgl. Bellers/Demuth 1993, S. 193f.). 
Seine Umsetzung scheiterte u.a. am 
Einspruch der USA und der BRD. Was 
blieb war ein System von sag. Selbst­
beschränkungsabkommen, die die USA 
und die westeuropäischen Länder mit 
Japan abschlossen. Das bekannteste 
Beispiel bilden die Selbstbeschrän­
kungsabkommen für den Export japani­
scher Pkw. Bald begannen die USA, 
vergleichbare Verträge auch mit den 
südostasiatischen Schwellenländern, 
mit lateinamerikanischen· und . karibi­
schen Staaten sowie mit der EG abzu­
schließen (vgl. ebenda, 137ff.). Häufig 
wurde mit der Anwendung des sog. 
Reziprozitätsgrundsatzes oder mit Anti­
dumpingverfahren gedroht, um die 
Handelspartner zu .Selbstbeschrän­
kungsabkommen" zu zwingen. Dabei 
brauchten die Regeln des GATT nicht 
verletzt zu werden. Auch die EG ging 
diesen Weg. Die Lome-Abkommen se­
hen vor, daß für die meisten Handels­
güter ursprungslandbezogene Men­
gerikontingente vereinbart werden (vgl. 
Koch 1992, S. 289). In Vorbereitung 
auf den EG-Binnenmarkt wurden die 
meisten noch bestehenden Einfuhrkon­
tingente der einzelnen Mitgliedsländer 
in Selbstbeschränkungsabkommen um­
gewandelt (vgl. ebenda, S. 281). 

Mit dem Welttextilabkommen 
(MFA) wurde die Möglichkeit der frei­
willigen bilateralen Mengenabsprachen 
zum erstenmal auch in ein weltweites 

multilaterales Vertragssystem aufge­
nommen. 1984 waren ca. 10% des 
Welthandels und 38% der japanischen 
Exporte in die EG sowie 32 % der 
japanischen Exporte in die USA durch 
Selbstbeschränkungsabkommen betrof­
fen. 1986 hatten die USA 32 und die 
EG-Staaten 55 (ohne MFA) Selbstbe­
schränkungsabkommen vereinbart (vgl. 
Boonekamp 1987, S. 4). Inzwischen 
dürfte ihre weltweite Bedeutung weiter 
gestiegen sein. So lange die Beschäf­
tigungsprobleme und Handelsungleich­
gewichte zunehmen, ist eine Trend­
umkehr nicht zu erwarten. So hat Clin­
ton Japan jetzt angedroht, den gesamten 
Güterverkehr vertraglich zu kontingen­
tieren. Eine vergleichbare Entwicklung 
zeichnet sich im Verhältnis der EU zu 
ihren östlichen Nachbarn ab. 

Selbstbeschränkungsab­
kommen zielen auf 
einen politischen Inter­
essenausgleich. Sie er­
öffnen neue zukunfts­
weisende Regulie­
rungsmöglichkeiten. 

Obwohl diese bilateralen Vertrags­
systeme allzu häufig zur handelspoliti­
schen Disziplinierung der Schwellen­
und Entwicklungsländer benutzt wur­
den, bilden sie doch einen interessanten 
Anknüpfungspunkt für weitergehende 
ökosoziale Regulierungsprojekte. Sie 
eröffnen neue zukunftsweisende Regu­
lierungsmöglichkeiten, die weit über 
das traditionelle System der Zoll­
schranken hinausgehen. Die Selbstbe­
schränkungsabkommen zielen auf einen 
politischen Interessenausgleich, d.h. 
sie sind unabhängig vom Preissystem 
und beruhen nicht auf einem einseitigen 
Hoheitsakt eines einzelnen Staates. In 
ihnen geht es weniger darum, bestehen­
de Warenströme zu unterbrechen. Viel­
mehr soll eine langfristig berechenbare 
Stetigkeit der Handelsbeziehungen er­
reicht werden, die dem Exporteur die 
Marktsicherheit bietet, die er für die 
Kalkulation seiner Investitionen benö­
tigt und die die importierende Ökono­
mie vor allzu plötzlichen Marktverän­
derungen schützt. Häufig werden im 
Zusammenhang mit diesen Verträgen 
zusätzliche Konditionen verabredet, die 
sich z.B. auf Mindestpreise, Quali­
tätsstandards oder auf die Öffnung und 

Ausweitung der Märkte des Exeortlan­
des beziehen. Die monetären Aquiva­
lenzprinzipien des Warentausches wer­
den durch ein politisches .Gleichge­
wicht" von Geben und Nehmen überla­
gert, das den individuellen Nutzen­
aspekt des Marktes durch kollektive 
Nutzengesichtspunkte ergänzt. Für die­
se Ziele ist das alte Zollinstrumentari­
um viel zu grobschlächtig. Es ist einsei­
tig auf Behinderung der Warenströme 
ausgerichte.t. Mit seiner Hilfe lassen 
sich keine genau defmierten und einem 
Ursprungsland zugeschriebenen Men­
gerikontingente durchsetzen. Darüber­
hinaus besteht die Möglichkeit, den Ex­
porteur im Rahmen der bilateralen 
Handelsverträge auf bestimmte soziale 
und ökologische Standards zu ver­
pflichten. " 

Bei der Aushandlung derartiger 
Verträge sind natürlich die Staaten im 
Vorteil, die über einen relativ großen 
Binnenmarkt verfügen, ohne selbst von 
einzelnen Exportmärkten abhängig zu 
sein. Deshalb waren es zunächst die 
USA, die ihren • Partnern" derartige 
.freiwillige Selbstbeschränkungen" 
aufnötigten. Gleichzeitig haben sie mit 

dieser Politik die Entstehung ~·.i.· .. ·.·.s.• . .. ·'. potenter Wirt1\chaftsblöcke in .. ~:.' ;: ,w~; 
Regionen befördert. Das gilt ins .. ,. '. ' 
dere für die Beschleunigung der EG~hi< 
tegration. 

Auch beim gegenwärtigen Endspurt 
der GA TI -Verhandlungen spielen die 
Selbstbeschränkungsabkommen indi­
.rekt eine wichtige Rolle. Die sog. Anti­
Dumpingverfahren bilden das wichtig­
ste Druckmittel, um die Handelspartner 
zu Selbstbeschränkungsabkommen zu 
zwingen. Der jetzt in den GATT-Ver­
handlungen ausgefochtene Streit über 
die Bedingungen, unter denen einzelne 
Länder diese Verfahren durchführen 
dürfen, ist also zugleich eine Auseinan­
dersetzung über die zukünftige Bedeu­
tung der bilateralen Mengenabspra­
chen. Während die USA ihr bisheriges 
Recht auf die selbständige Durchfüh­
rung derartiger Verfahren erfolgreich 
verteidigen, fordern die meisten EU­
Staaten unter Führung Frankreichs eine 
entsprechende Nachbesserung der han­
delspolitischen Instrumente der EU­
Kommission. Dadurch verlieren die 
bisher im GATT verabredeten Zollsen' 
kungen an Bedeutung. Schon jetzt ist 
absehbar: Bilaterale Mengenabspra­
chen werden viele dieser „neuen pro­
tektionistischen Lücken" wieder schlie­
ßen. Was am Ende von der Uruguay-
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Runde bleibt, ist die Liberalisierung 
des Dienstleistungsverkehrs sowie ein 
verbesserter Patent- und Urheber­
schutz. Beides entspricht vor allem den 
Interessen der transnationalen Konzer­
ne, die ihre regionalen Produktions­
und Verkaufszentren dadurch problem­
loser in ihren weltweiten Forschungs, 
Marketing und Managementverbund 
einbinden können (vgl. Pentzlin 1993). 

Internationale Finanz­
märkte und nationale 
Standortkonkurr,enz 

Die Internationalisierung der Kapi­
talmärkte sowie die Schaffung immer 
neuer Formen rein spekulativer Kapi­
talbewegungen (Termin- und Swapge­
schäfte) haben die "vaterlandslos" um 
die Welt vagabundierenden Kapital­
summen enorm vergrößert. Auch die 
Strategie, die Weltschuldenkrise nicht 
durch Schuldenstreichung, sondern 
durch Umschuldungen und Schuldner­
tausch zu entschärfen, hat zur. Autblä­
hung der internationalen Finanzmärkte 
beigetragen (vgl. Altvater 1993). Diese 
Milliarden führen jetzt dazu, daß das 
nationale Zinsniveau zu einem immer 
wichtigeren Bewertungskriterium der 
Währungen wird (vgl. Herr 1989). Da­
durch wird eine ruinöse Standortkon­
kurrenz losgetreten. 

Die nationalen Volkswirtschaften 
konkurrieren auf den internationalen 
Kapitalmärkten darum, einen möglichst 
großen Teil des Finanzkapitals in ihre 
Währung und ihre nationale Ökonomie 
zu lenken (vgl. Holloway 1993). Dabei 
haben sie im wesentlichen zwei Instru­
mente zur Verfügung: möglichst hohe 
Handels-· und Dienstleistungsüber­
schüsse oder relativ hohe Zinssätze. 
Die einzelnen Staaten stehen damit, vor 
der fatalen Alternative: Entweder sie 
erzielen einen hohen Leistungsbilanz­
überschuß oder sie müssen die Zinsen 
erhöhen, um die nationale Währung ei­
nigerntaßen stabil zu halten. Da relativ 
hohe Zinsen die einheimische Produkti­
on verteuern, kommt es für die außen­
wirtschaftlich Schwächeren zu einer 
weiteren Verschlechterung ihrer 
Außenwirtschaftsposition, während 
umgekehrt die außenwirtschaftlich star­
ken Länder Konkurrenzvorteile gewin­
nen. 

Die enge Koppelung von Geld­
marktzins und Bewertung der Währung 
leitet also einen Teufelskreis ein, bei 
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dem den einzelnen Nationen nichts an­
deres übrig bleibt, als alle Anstrengun­
gen auf eine exportorientierte Austeri­
tätspolitik zu konzentrieren (vgl. eben'. 
da). Da das ganze bekanntlich ein 
Nullsummenspiel ist und nicht jedes 
Land zugleich Exportüberschüsse er­
zielen kann, führt diese einseitige Ori­
entierung an der Leistungsbilanz für 
alle zu einer sich selbst verstärkenden 
Einengung der Märkte. Jeder möchte in 
die Gewinnergruppe aufsteigen. Alle 
unterbieten sich wechselseitig. Deshalb 
werden am Ende alle die Verlierer 
sein. Dieser Effekt wird durch die hohe 
Auslandsverschuldung vieler Ent­
wicklungsländer und der ehemaligen 
RGW-Staaten verstärkt. Die .Struktur­
anpassungsprogramme" des IWF trei­
ben diese Länder in eine bedingungslo­
se Exportoffensive bei gleichzeitig 
schrumpfenden Binnenmärkten (vgl. 
Altvater 1993). Die zirkulär selbstver­
stärkende Wirkung dieses Prozesses 
erinnert fatal an den internationalen 
Abwertungswettlauf während der Welt­
wirtschaftskrise am Ende der zwanzi­
ger Jahre. 

Weltmarktintegration 
oder regionalistische 

Abkopplung -
eine falsche Alternative! 

Linke und kapitalismuskritische 
Kräfte reagieren auf diese neuen Ten­
denzen häufig hilflos. Das hat viel mit 
einem eigenen inneren Dualismus zu 
tun. Zwei widersprüchliche Einstellun­
gen stehen unverbunden nebeneinan­
der: Einerseits eine prinzipielle Kritik 
am kapitalistischen Weltmarkt und 
andererseits eine tiefe Skepsis gegen­
über allen Tendenzen, nationale Han­
delsschranken aufzubauen und Kapi­
talverkehrskontrollen einzuführen; ins­
besondere dann, wenn sie von den ent­
wickelten Ländern ausgehen (Senghaas 
1992). Im Hintergrund steht noch im­
mer die inzwischen veraltete Alternati­
ve zwischen rückhaltloser Weltmarkt­
integration und regionalistischer Ab­
kopplung. Hier soll statt dessen eine 
politisch regulierte Integration vorge­
schlagen werden, die neue Spielräume 
für demokratische Selbstbestimmung 
der Nationen und Regionen schafft, 
ohne auf die ökonomischen und 
soziokulturellen Vorteile weltweiter 
Arbeitsteilung zu verzichten. 

Dazu müssen die Länder der zwei-

ten und dritten Welt entschuldet wer­
den. Die verschiedenen Formen des 
.Metakapitals", das erst durch die 
Deregulierung der Kapitalmärkte ge­
schaffen wurde, wie z.B. die zahllosen 
Termingeschäfte, könnten ohne großen 
Schaden für die Weltwirtschaft wieder 
abgeschafft werden. Darüberhinaus 
wäre es durchaus vorstellbar, daß be­
stimmte Kapitalbewegungen mit 
Gebühren oder Steuren belegt würden, 
die die zu erwartenden Spekulationsge­
winne überschreiten und die Operatio­
nen des Finanzkapitals wieder auf ein 
Niveau reduzieren, das den realen 
Güterströmen enstpricht. Reformtech­
nisch ist das problemlos möglich (vgl. 
Nölling 1993). Gleichzeitig müssen 
Kapitalverkehrskontrollen wieder ein­
geführt werden, sodaß jedes Land oder 
jeder Handelsblock die Möglichkeit 
hat, bestimmte Kapitalströme, wenn er­
forderlich, zu unterbinden. 2> 

Hier soll eine politisch 
regulierte Integration 
vorgeschlagen werden, 
die neue Spielräume für 
demokratische Selbst­
bestimmung der Natio­
nen und Regionen 
schafft. 

Wären diese Bedingungen erfüllt, 
bestünde für jedes Land oder für jeden 
Handelsblock die theoretische Chance, 
mit jedem anderen Staat in relativ 
gleichberechtigte Verhandlungen dar­
über einzutreten, welche Güter expor­
tiert oder importiert werden sollen und 
unter welchen Bedingungen Kapital und 
Know-how transferiert werden dürfen. 
Die für alle ökologischen und emanzi­
patorischen Bewegungen der kapitali­
stischen Zentren so fatale Standort­
konkurrenz verlöre den Charakter eines 
anonymen Sachzwangs. Sie würde zum 
Gegenstand politischer Entscheidungs­
und Verhandlungsprozesse. Die politi­
sche Öffentlichkeit könnte selbst dar­
über entscheiden, ob sie für PKWs et­
was mehr bezahlen will, dafür aber die 
Arbeitsplätze in den Autofabriken er­
hält, oder ob sie auf tropische Edelhö­
zer verzichtet, damit die Klimaerwär­
mung verlangsamt werden kann. Jeder 
und jede müßte Farbe bekennen. Die 
zivilgesellschaftlichen Meinungsbil-
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dungsprozesse könnten nicht länger in 
die Bereiche bloß symbolischer Politik 
abgedrängt werden. 

Die Position der ehemaligen RGW­
Staaten und der Entwicklungsländer 
würde vor allem dadurch gestärkt, daß 
sie nicht mehr auf Gedeih und Verderb 
gezwungen sind, sich gegenüber dem 
Weltmarkt vollständig zu öffnen. Sie 
bekämen die Chance, bei für sie allzu 
ungünstigen Konditionen mit einer par­
tiellen Schließung der eigenen Märkte 
zu drohen. Wer auf diesem Weltmarkt 
bedingungslos mittun will oder muß, ist 
auf ständigen Technologie-, Dienstlei­
stungs- und Kapitaltransfer aus den ka­
pitalistischen Zentren angewiesen und 
muß im Inneren Bedingungen schaffen, 
unter denen es für die internationalen 
Großkonzerne lohnend erscheint, die 
notwendigen Transfers bereitzustellen. 
Käme es dagegen in der Tat zu dem 
oben beschriebenen System bilateraler 
Handelsvereinbarungen, enstünde für 
jedes Land die theoretische Chance, 
eine Strategie der selektiven Teilnaltme 
am Binnenmarkt der anderen Regionen 
oder Staaten zu entwickeln, die den je­
weiligen regionalen Bedürfnissen und 
Stärken entspricht und von den Han­
delspartnern äquivalente Gegenleistun­
gen für die partielle Öffnung eigener 
Märkte verlangen kann. Dabei könnten 
sich die Entwicklungsländer die Tatsa­
che zunutze machen, daß ihnen die ent­
wickelten Länder inzwischen als drei 
konkurrierende Handelsblöcke gegen­
über stehen. 

Unter den gegenwärtigen Bedingun­
gen wird diese Strategie jedoch für die 
meisten Länder der sog. dritten Welt 
zunächst nur graue Theorie bleiben. 
Viele Entwicklungsländer sind wegen 
der einseitig monokulturellen Ausrich­
tung ihrer nationalen Ökonomien auf 
die Märkte der entwickelten Länder an­
gewiesen. Ohne Öl, Kaffee oder Baum­
wollexport könnten sie nicht einmal die 
benötigten Grundnahrungsmittel kau­
fen. Diese Abhängigkeit hat fatale Fol­
gen. Die Entwicklungsländer müssen 
exportieren - egal was sie für ihre Pro­
dukte bekommen. Weil ihr Angebot 
nicht preiselastisch genug ist, sinken 
die Preise (vgl. Massarat 1993). In die­
sem Fall bietet das oben skizzierte 
Netzwerk bilateraler Handelsverein­
barungen lediglich einen starken An­
reiz, sich schrittweise aus der eigenen 
Abhängigkeit zu lösen - eine Perspekti­
ve, die nicht nur unter außenwirt­
schaftlichen Gesichtspunkten wichtig 

ist. Inzwischen wissen wir, daß sich die 
einseitige und monokulturelle Ausrich­
tung auf einzelne Exportgüter katastro­
phal auf die ökologische Situation der 
betroffenen Länder auswirkt (Altvater 
1992). 

Eine wirkliche Gleichberechtigung 
der Handelspartner kann dann erreicht 
werden, wenn beide mit gleicher Inten­
sität auf die Produkte und Märkte des 
anderen angewiesen sind. Dies gilt ins­
besondere für das Verhältnis zwischen 
den kapitalistischen Zentren und · den 
Staaten der zweiten oder dritten Welt. 
Für die Entwicklungsländer bedeutet 
das, daß sie eine Entwicklungsstrategie 
einschlagen müßten, die bei der Siche­
rung der Grundbedürfnisse und bei der 
Basistechnologie auf die endogenen Po­
tentiale der Regionen setzt und auf 
High-tech-Produkte nur zurückgreift, 
um zusätzliche Entwicklungspotentiale 
zu erschließen. Dabei dürfen wir nicht 
vergessen: Die äußerst schwierige Fra­
ge, wie eine einmal eingeschlagene 
Fehlentwicklung gestoppt und umge­
kehrt werden kann, ist mit den verän­
derten Außenbeziehungen allein leider 
keineswegs geklärt. Sie könnten ledig­
lich die Chance bieten, so etwas zu er­
möglichen. Die ebenfalls notweodigen 
sozialen und machtpolitischen Umwäl­
zungen können sie nicht ersetzen. 

Gegen den hier präferierten Bilate­
ralismus (wobei hier die EU wie ein ho­
mogenes Subjekt dieses Beziehungs­
geflechts betrachtet wird, weil auf der 
Ebene der Handelsverträge in der Tat 
die meisten nationalen Kompetenzen 
auf die Brüsseler ·Behörden übergegan­
gen sind) wird häufig ins Feld geführt, 
daß er außenpolitisch vor allem deshalb 
sehr gefährlich sei, weil er nationa­
listischen und nationalchauvinistischen 
Tendenzen Vorschub leiste. Das Ge­
genteil ist der Fall. Im Gegensatz zur 
traditionellen nationalstaatlichen Au­
ßenwirtschaftspolitik, die durch Zoll­
schranken und politisch-militärisch 
gesicherte Einflußgebiete die nationa­
len Interessen gegen ihre Konkurrenten 
zu sichern suchte, geht es bei dem oben 
skizzierten Netzwerk bilateraler V.er­
tragsbeziehungen darum, daß der An­
dere wirklich als Anderer anerkannt 
wird. Gleichzeitig soll eine Art Kon­
senszwang entstehen, so daß jedes 
Staatsverhalten, das sich ausschließlich 
auf den nationalen Souveränitätsan­
spruch bezieht, schnell als zutiefst irra­
tional erkennbar würde. Ein anderes 
Gegenargument bezieht sich darauf, 

daß bei unseren Überlegungen der an 
sich längst überholte Nationalstaat in 
ungebührender und unrealistischer 
Weise aufgewertet werde. Auch das ist 
nicht zwingend. Überall dort, wo wirk­
lich funktionsfähige und ausreichend le­
gitimierte trans- oder internationale 
institutionelle Strukturen entstanden 
sind, die die Nationalstaaten in der Tat 
teilweise ersetzen, spricht nichts dage­
gen, daß auch Staatenbünde wie z.B. 
die EU als quasistaatliche Verhand­
lungssubjekte auftreten. Dort, wo die 
nationalstaatlichen Funktionen nur 
durch die Internationale des Finanzka­
pitals, durch Großkonzerne oder durch 
Hegemonieansprüche der Großmächte 
ausgehöhlt werden, ist es ·dagegen in 
der Tat wenig sinnvoll, in den 
modernistischen Abgesang des Na­
tionalstaates einzustimmen. 

Für eine neue defensive 
Rolle der UN 

Eine solche Strategie für eine 
schrittweise Durchsetzung einer ge­
rechteren Weltwirtschaftsordnung ist 
aber nur dann realistisch, wenn es. auch 

•!";'1'1!1 
zu einer Zähmung der internati •. · ' 
politischen wid militärischen Z :\,;.. .',:;:: 
instrumente kommt. Das bedeutel·il 
auf die Auflösung der bila~ 
Blockkonkurrenz und der typischen 
Großmachtfunktionen auch die Anflö­
sung der regionalen Militärblöcke und 
Bündnissysteme folgen müßte. Auch 
das Modell einer Weltinnenpolitik, die 
sich z. B. auf ein Gewaltmonopol der 
UN stützen würde, wäre diesem Kon­
zept nur abträglich. Im Gegensatz zum 
hier präferierten Bilateralismus geht 
der Autbau derartiger internationaler 
oder transnationaler Organisationen im 
allgemeinen mit einer weiteren Stär­
kung der schon bisher Stärkeren einher 
(vgl. Zürn 1992b). Während im bilate­
ralen Verhältnis der einzelnen Staaten 
der für die Ausstiegsoption zu zahlende 
Preis oder, wenn man so will, . der 
Grenznutzen der Vereinbarung zählt, 
wobei ein großes und ökonomisch 
mächtiges Land durchaus in Abhängig­
keit zu einem relativ kleinen Land gera­
ten kann, zählt in den lnulti- und trans­
nationalen Organisationen mit eigenen 
Machtbefugnissen der relative Beitrag 
der einzelnen Regionen oder Staaten zu 
den gemeinsamen Ressourcen der Or­
ganisation. 

Auch die Hoffnung, die weltweiten 
Umweltprobleme durch die Stärkung 
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trans- und supranationaler Institutionen 
und Organisationen bewältigen zu kön­
nen, wird sich als Illusion erweisen. 
Zwar ist die Verseuchung und Überwär­
mungdes Planeten in der Tat eing]obales 
Problem. Das bedeutet aber keineswegs, 
daß es nur global gelöst werden kann. Im 
Gegenteil, das Scheitern der Konferenz 
von Rio ist ein lehrreiches Beispiel. Die 
ökonomischen und politischen Führungs­
mächte delegieren ihre Verantwortung 
an relativ machtlose internationale Kon­
ferenzen und Institutionen, um sich dann 
zu ihnen und zu den von ihnen gefaßten · 
Beschlüssen zu verhalten wie der egoisti­
sche Bourgeois zum bürgerlichen Staat. 
Zwar ist er überzeugt, daß Militär und 
Infrastruktur in Stand gehalten werden 
müssen, dafür zahlen will er aber nicht. 
Nun hat der bürgerliche Staat durchaus 
die Möglichkeiten und Machtmittel, den 
Bürger zu einsichtigerem Verhalten zu 
zwingen. Dadurch unterscheidet er sich 
von der Weltumweltkonferenz oder der 
UNCTAD. 

Was auf nationaler 
Ebene nicht durchge­
setzt werden kann, ist 
im allgemeinen auch 
über den Umweg inter­
nationaler Institutionen 
nicht zu erreichen. 

Anstatt die Verantwortung für die 
globalen Umweltprobleme über welt­
weite Konferenzen und Institutionen zu 
anonymisieren, scheint es sehr viel ge­
winnversprechender, die Außenwirt­
schaftsbeziehungen der Führungsmäch­
te durch bilaterale Verträge zu politi­
sieren, so daß die Frage, ob in diesen 
Verträgen sozialpolitische und ökologi­
sche Standards eingeführt werden sol­
len, zum Thema der gesellschaftlichen 
Diskussion und Meinungsbildung in 
diesen Ländern werden kann. Die Fra­
ge einer ökologisch verantwortbaren 
Wirtschaftsweise würde dadurch auf 
die Ebene zurückverwiesen, auf der sie 
überhaupt nur ajs reale Entscheidungs­
option existiert. Noch immer bilden die 
Regierungen und Parlamente sowie in 
der EU der Ministerrat und die Kom­
mission die einzigen Instanzen, die die 
rechtlichen und faktischen Möglichkei­
ten besitzen, eine Veränderung der au­
ßenwirtschaftlichen Prioritäten durch­
zusetzen. 
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Würden trans- oder internationale In­
stitutionen reale Machibefugnisse be­
kommen, wäre es schnell mit dem egali­
tären Grundprinzip .ein Land eine Stim­
me" vorbei. Die im Zusammenhang mit 
dem Management der Weltschuldenkrise 
durchgesetzte Entmachtung der 
UNCT AD und die gleichzeitig durchge­
setzte Stärkung des IWF sind dafür ein 
gutes Beispiel (vgl. Pentzlin 1993, Löwe 
1993). Ob Weltsicherheitsrat, IWF oder 
Weltbank, weltweit gibt es keine Institu­
tion, die sich reale Machtbefugnisse an­
eignen konnte und die in ihren inneren 
Strukturen nicht die Machtverteilung un­
ter den Führungsmächten und innerhalb 
der Führungsmächte spiegelt. Der Um­
fang, in dem egalitäre Entscheidungs­
strukturen herrschen, steht in direktem 
Verhältnis zur realen Machtlosigkeit die­
ser Institution. Die zahllosen Aufrufe zur 
Stärkung und Demokratisierung der UN 
werden daran wenig ändern. Was auf na­
tionaler Ebene nicht durchgesetzt werden 
kann, ist im allgemeinen auch über den 
Umweg internationaler Institutionen 
nicht zu erreichen. 

Anstatt ihren Namen und ihre Ent­
scheidungsgremien für eine Interventi­
ons- und Ordnungspolitik herzugeben, 
die fast bruchlos den nationalen Interes­
sender USA und ihrer Verbündeter folgt, 
sollte die UN ihre Rolle vor allem in de­
fensiven und aufklärerisch diskursiven 
Funktionen sehen. Ihre Aufgabe könnte 

_darin bestehen, die Führungsmächte in 
der Anwendung ihres militärischen und 
ökonomischen Erpressungspotentials zu 
begrenzen, indem sie sich zum Sprach­
rohr der .Habenichtse" und der kriti­
schen Öffentlichkeit der entwickelten 
Ländern macht. Im Namen des Völker­
rechts könnte sie gegen allzu forsche 
Einmischungsversuche der Führungs­
mächte auftreten und eine Art V etoin­
stanz der Mehrheit gegen die Minderheit 
bilden. Schließlich wäre bei veränderten 
Machtverhältnissen in den entwickelten 
Ländern auch eine schrittweise institutio­
nelle Stärkung denkbar, die sich z.B. auf 
die Gebiete der Rüstungskontrolle oder 
der. Kontrolle des internationalen Kapi­
talverkehrs beziehen würde. 

Ich schlage also vor, an die Stelle ei­
nes .idealistischen Globalismus" (Kre­
mer 1993), der die reale Verantwortlich­
keit nur verwischt und anonymisiert, ei­
nen Regionalismus ohne Isolationismus 
zu setzen. Der hier vorgeschlagene 
Bilateralismus möchte die verschiedenen 
Staaten und Handelsblöcke wieder in die 
Lage versetzen, ihre Außenbeziehungen 

in einem konsensuellen Verfahren mit 
allen Beziehungspartnern selbst zu defi­
nieren, anstatt sie an die anonymen 
Mechnismen einer imaginären Weltge­
sellschaft zu delegieren. Bewußte Selbst­
beschränkung und ökologisch verant­
wortbare Formen des Wirtschaftens kön­
nen nur aus dem historisch gewachsenen 
gesellschaftlichen Bezug auf die je be­
sonderen lebensweltlichen und ökonomi­
schen Strukturen der Regionen enstehen. 
Ein orts- und geschichtsloser Globalis­
mus, wie er zuletzt auf der Konferenz in 
Rio inszeniert wurde, bewirkt das Ge­
genteil. Er verbindet sich allzuhäufig mit 
dem Hintergedanken, die Länder der 
zweiten und dritten Welt zu ökologi­
schem Verhalten zu zwingen. Dadurch 
entsteht ein fatales Bündnis zwischen 
.ökologischer Vernunft" und neokolo­
nialistischer Aushöhlung nationaler Sou­
veränitätsrechte. Diese Konstellation 
macht es den nationalen Eliten der sog. 
zweiten und dritten Welt leicht, mit 
populistisch-nationalistischen Parolen 
notwendige sozialökologische Reformen 
zu verhindern. 

Dabei wäre es handelstechnisch ein 
leichtes, schon heute durch bilaterale 
Verttäge verbindliche ökologische 
Richtlinien für die Produkte des EU­
Außenhandels einzuführen, die z.B. ein­
deutige Kriterien für die verwendeten 
Stoffe und Verpackungsmaterialien ent­
halten. Der EU würde dadurch kein dau­
erhafter handelspolitischer Schaden en­
stehen. Es gibt keinen Grund, warum 
auf weltweite Vereinbarungen im Rah­
men des GATT oder der UNCED ge­
wartet werden müßte. Auf der Ebene 
technologischer Normen,,des Gesund­
heitsschutzes und der Betriebssicherheit ' 
existieren solche Kriterien längst. Das 
Argument, der einheimischen Wirtschaft 
würden dadurch Konkurrenznachteile 
entstehen, weil sie auf teurere Vorpro­
dukte zurückgreifen müsse, ist nur be­
dingi richtig. Wenn z.B. für importierte 
Güter ein Nachweis über ihre ökologisch 
verträgliche Entsorgbarkeit verlangt 
wird, werden sogar Kosten gespart. 
Überhaupt ist das Konkurrenz- und Ko­
stenargument nur dann zutreffend, wenn 
wir stillschweigend davon ausgehen, daß 
die ökologischen Folgekosten in der be­
triebswirtschaftlichen Kalkulation nicht 
auftauchen und weiterhin externalisiert 
werden. Grundsätzlich besteht unter 
Volkswirtschaftlern inzwischen weitge­
hend Einigkeit, daß konsequentere öko­
logische Regeln einen ganz entscheiden­
den Konkurrenzvorteil bilden können 
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(vgl. DIW 1993). Das entscheidende, 
Hindernis für eine strikte ökologische 
Konditionalisierung des Außenhandels 
bildet die Durchsetzung vergleichbarer 
Kriterien auch im eigenen Lande. Sach­
lich gibt es keinen Grund, auf weltweite 
Konventionen zu warten. 

Es wäre es handels­
technisch ein leichtes, 
schon heute durch bila­
terale Verträge ver­
bindliche ökologische 
Richtlinien für die Pro­
dukte des EU-Außen­
handels einzuführen. 

Die Parole .Global Denken, regio­
nal Handeln" muß endlich ernst genom­
men werden. Das gilt auch für die grü­
ne und sozialdemokratische Program­
matik, die weiterhin globalistischen Il­
lusionen nachhängt (vgl. Die Grünen 
im Bundestag 1990, S. 20, Vorstand 
der SPD 1989 S. 16 u. 36). 

11 Andererseits sind diese bilateralen Vertrags­
systeme keineswegs mit dem identisch, was 
im Rahmen einer bestimmten politologischen 
Schule als ein trans· oder internationales „Re· 
gime„ beschrieben wird (vgl. Kohler·Koch 
1889, Zürn 1992a). Im Unterschied zu die. 
sen „RegimenM geht es hier nicht darum, daß 
sich bestimmte Verfahren und Praktiken zu 
einer Art übernationalem Recht verfestigen 
und institutionaJiseren. Im Gegenteil, bei die. 
sen Vertragssystemen handelt es sich um 
Gebilde, die ganz und gar von der 
Übereinstimmung und partiellen Interessen­
konvergenz der beteiligten Regierungen ab· 
hängig sind. · 

21 Herr und Voy kommen im Rahmen einer aus­
führlichen Analyse der währungspolitischen 
Nachkriegsgeschichte zu dem Ergebnis, daß 
eine Rückkehr zu einem weltweit einheitli· 
ehern Währungsstandard · gleichgültig, ob in 
der Form einer dominierenden Leitwährung 
oder als sog. Multiwährungsstandard · nicht 
wünschenswert und angesichts der beste· 
henden Ungleichgewichte zwischen den Zen­
tren der Triade auch nur schwer möglich sei 
(vgl. Herr 1989 S. 198ff.) Sie schlagen statt· 
dessen eine gezielte „Dissoziation der in­
ternational integrierten Kapitalmärkte„ vor, 
die u.a. durch direkte Kapitalverkehrskon­
trollen, Devisenumsatzsteuern und Zinsaus­
gleich:Ssteuern befördert werden soll (vgl. 
ebenda, S. 204ff.). Sie entwickeln das Mo· 
dell eines Währungssystems, das durch poli· 
tische Regulierung ein „Nebeneinander von 
Wirtschaftsblöcken erlaubt, die intern äu­
ßerst unterschiedlich strukturiert sind .. (eben­
da S. 207) und den Entwicklungsländern eine 
eigenständige Perspektive eröffnet, ohne daß 
sie auf den Kapitalzufluß aus den Kassen der 
transnationalen Konzerne angewiesen bleiben 
(vgl. ebenda, S. 210) 
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Europäisierung 
als strategische Aufgabe 

"Die Leitvorstellung eines europäi­
schen Projektes der Linken wür­

de lauten: Europa als Kontinent 
des 'ökologischen Umbaus' und der 
'ausgewählten Wachstumsfelder', als 
'Einwanderungskontineni' und als Bünd­
nispartner für den 'Süden', der auch pro­
duktive Ressourcen und Spielräume an 
unterentwickelte Weltregionen abtritt. 
Diese Perspektive schließt allerdings 
ein, daß Europa das faktische Bündnis 
der 'Triadenmächte' (vor allem mit den 
USA) aufbricht und neue Allianzen im 
Verhältnis nördlicher und südlicher 
Weltregionen ermöglicht" (Europa-Kon­
greß-Thesen, in: spw 71, S.18-19). Die 
Entwicklung eines solchen europäischen 
Projektes wird zugleich als notwendige 
Bedingung für· die Rekonstruktion der 
Linken im nationalen wie im europäi­
schen Rahmen angesehen. 

Es muß nicht nur zur Lösung der 
globalen Probleme beitragen, sondern 
sich gleichfalls in den veränderten in' 
ternationalen Machtkonstellationen be­
haupten können und innenpolitisch 
durchsetzbar sein. 

Meine These ist nun, daß ein solches 
europäisches Projekt der Linken nur 
konzipierbar und durchsetzbar ist, 
wenn positiv auf die EU Bezug genom­
men wird, einschließlich einer grund­
sätzlichen Bejahung von Maastricht. 

Konsequenzen der 
Transnationalisierung 
Wie Ziebura, Bonder und Röttger 

(vgl. dieselben: Deutschland in einer 
neuen Weltära) herausarbeiten, hat sich 
in den vergangenen Jahrzehnten eine 
Transnationalisierung der kapitalisti­
schen Produktionsweise vollzogen, die 
sich in Form einer 'Triadisierung', also 
einer Konzentration der wirtschaftlichen 
Transaktionen auf die Triaden-Mächte 
USA, Japan und Westeuropa, materiali­
siert. Dieser Prozeß verbindet sich mit 
einer Regionalisierung der Weltwirt-
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schaft, verstanden als besonders enge, 
räumlich begrenzte Verflechtung be­
nachbarter Staaten bei einer gleichzeiti­
gen Herausbildung neuer Regulierungs­
strukturen in diesen Verflechtungs­
räumen. Parallel setzte ein neuer Re­
gulierungsmodus durch, der ein auf 
Ausgrenzung aufbauendes Wachstums­
modell zum Inhalt hat. Wesentliche po­
litische Bestandteile des neuen Regulie­
rungstyps sind Deregulierung und damit 
die Stärkung der Marktgesetze sowie 
eine einseitige Orientierung der Wirt­
schaftspolitik am Stabilitätsziel. Die auf 
dieser Basis forcierte EU-Entwicklung 
weist insgesamt eine "Dialektik von 
Vereinheitlichung (ökonomischer Ver­
machtung) und Fraktionierung (gesell­
schaftlicher Zersetzung und politischer 
Regression)" (M. Bonder/B. Röttger, 
1993, S.26) auf. 

Meine These ist, daß 
ein europäisches Pro­
jekt der Linken nur 
durchsetzbar ist, wenn 
positiv auf die EU Be­
zug genommen wird. 

Im Prinzip kommen E.Altvater und 
B. Mahnkopf zu einem ähnlichen Ergeb­
nis. In ihrer Sichtweise rückt die Inter­
nationalisierung der Finanzmärkte ins 
Zentrum der Betrachtung. So muß heute 
nach Auffassung-der Autorinnen kon­
statiert werden, daß die Nationalstaaten 
nicht mehr über die Zinshoheit als we­
sentlichem Steuerungselement des 
Keynesianismus verfügen und damit die 
Wirksamkeit einer nationalen nachfra­
georientierten Politik untergraben wird. 
Eine Folge davon ist der Bedeutungs­
gew.inn der Stabilitätspolitik in allen 
Nationalstaaten sowie die gegebene 
Form der Vertiefung der EU-Integrati­
on in Westeuropa. In ihrer Lesart ent­
wickelt sich dabei der Widerspruch, daß 
die EU-Integration unt~r diesen Um­
ständen zwar eine monetäre Konver­
genz erzwingt, gleichzeitig aber reale 

von Joachim Schuster• 

Divergenzen nicht einebnet, sondern so­
gar erfordert (Vgl. E. Altvater/B. 
Mahnkopf 1993, S.46). 

Wird davon ausgegangen, daß der 
kapitalistische Vergesellschaftungspro­
zeß inzwischen eine transnationale Di­
mension erlangt hat, muß eine alternati­
ve Politik explizit diese transnationale 
Dimension berücksichtigen, will sie 
nicht wirkungslos und illusionär blei­
ben. Wie Ziebura u.a. richtig hervorhe­
ben, nimmt die Internationalisierung 
die konkrete Form der Regionalisie­
rung an. Daraus folgt auf die hiesige 
Situation bezogen die Anforderung, 
'europäische' Regulierungsleistungen 
zu gewährleisten. Diese europäische 
Regulierung stellt quasi die Vorausset­
zung für das Agieren europäischer Ak­
teure auf globaler Ebene dar. Hier er­
gibt sich das Problem, daß es keine ad­
äquaten politischen oder gesellschaftli­
chen Institutionen gibt, die die Regu­
lierungsaufgaben wahrnehmen könn­
ten. Auch die bisher in der EU heraus­
gebildeten Institutionen sind in diesem 
Zusammenhang unzureichend. Um kei­
ne Mißverständnisse aufkommen zu 
lassen: Gemeint sind nicht allein tech­
nokratische Verfahrensweisen und 
Strukturen, sondern - analog zum natio­
nalen politischen System - Institutio­
nen, in denen sich.die vielfältigen Inter­
essendifferenzen und -gegensätze der 
gesellschaftlichen Akteure artikulieren 
können, und die gleichzeitig diese inso­
fern integrieren, als daß sie in einem 
mehr oder minder demokratischen Pro­
zeß ein .gemeinsames europäisches In­
teresse" herausbilden und anschließend 
umsetzen. 

Die Auseinandersetzungen in Euro­
pa um die Art und Weise, wie der Not­
wendigkeit einer europäischen Regulie­
rung Genüge geleistet werden soll, ha­
ben nach dem Ende des Ost-West-Kon­
fliktes eine neue Brisanz erhalten. Als 
idealtypische Alternativen stehen sich 
auf der einen Seite die Perspektive ei­
ner in wesentlichen Momenten supra­
nationalen Regulierung, deren Zentrum 
ohne Zweifel die EU bilden würde, und 
auf der anderen Seite eine weiter natfo-
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nal dominierte, streng hierarchisch ge­
ordnete europäische Regulierung ge­
genüber. Letztere liefe auf die Beherr­
schung Europas durch einen oder einige 
wenige Staaten hinaus. Während der 
Systemkonkurrenz besaß die Option der 
supranationalen Regulierung offen­
sichtlich Priorität." Die Auswirkungen 
der historischen Zäsur von 1989 erhö­
hen jedoch die Attraktivität anderer 
Regulierungsvarianten, mit denen die 
objektiven Regulierungsanforderungen 
ebenfalls erfüllt werden könnten. 

Diese Auseinandersetzung bildet 
den Kern der gegenwärtigen Debatte 
um die weitere Zukunft der EU. Eine 
weitere Vertiefung der Integration, die 
realistischerweise nur als V erwirkli­
chung des Maastrichter Vertrages 
denkbar ist, stände für eine Priorität 
der supranationalen Regulierung. Sie 
hätte einen Qualitätssprung in der west­
europäischen Kooperation und Ver­
flechtung zur Folge. Die Schaffung ei­
nes von ökonomischen Grenzen befrei­
ten westeuropäischen Wirtschaftsrau­
mes hätte weitreichende Folgen für die 
Wirtschaftspolitik. In noch stärkerem 
Maße als heute würden wirtschafts­
politische Grtmdorientierungen durch 
die EU vorgegeben. Gleichzeitig wür­
den allerdings politische Handlungs­
spielräume - etwa bei der Beeinflussung 
der internationalen Kapitalströme - zu­
rückgewonnen werden, über die derzeit 
keiner der westeuropäischen National­
staaten allein verfügt. 

Sollte Maastricht scheitern, ist eine 
umfassende Renationalisierung wahr­
scheinlich die einzige Alternative. Die 
westeuropäsche Integration basiert auf 
einem komplexen Interessenausgleich 
zwischen den Mitgliedsstaaten, bei de­
nen jeder Staat auch Nachteile zugun­
sten höher eingeschätzter Integrati­
onsvorteile in Kauf nimmt. Gleichzeitig 
bezieht sich diese Kompromißstruktur 
in den seltensten Fällen nur auf den je­
weils erreichten Integrationsstand, son­
dern beinhaltet zumeist auch "Wechsel" 
auf weitere Integrationsschritte. Wer­
den diese nicht eingelöst, besteht die 
Gefahr einer rückwärts gewandten Ket­
temeaktion, bei der nach und nach die 
Integration in ihrer Substanz ausgehöhlt 
werden würde, auch wenn die EU als 
Institution formal weiter existierte. Eine 
europäische Regulierung würde darm 
durch die stärksten Staaten erfolgen und 
sich über Marktprozesse vermitteln. 

Angesichts der eingangs konstatier­
ten Transnationalisierung kapitalisti-

scher Vergesellschaftung und den leicht 
ausrechenbaren Gefahren einer um­
fassenden Renationalisierung, bei der 
Deutschland ohne Zweifel eine - eventu­
ell europäisch umgrenzte - Großmacht­
politik betreiben würde, gibt es m. E. 
für die Linke nur die Alternative, sich 
positiv auf die EU zu beziehen. Ein na­
tional dominierter Weg besitzt zwar für 
die europäische Führungsmacht 
Deutschland eine gewisse Attraktivität. 
Die Wohlfahrts- und Machtsteigerungen 
würden allerdings unter den Bedingun­
gen harter Konkurrenz durchweg auf 
Kosten der europäischen Nachbarn er­
zielt werden. Zu glauben, daß in einer 
solchen Konstellation national linke Al­
ternativen durchsetzbar wären, ist nicht 
nur wegen der aktuellen Schwäche der 
Linken äußerst unwahrscheinlich. Ge­
fordert wäre nämlich ein viel radikale­
res Brechen mit dem dann bestimmen­
den Entwicklungsweg und den damit 
verbundenen gesellschaftlichen Interes­
sen. Damit würden aber zwangsläufig 
erhebliche Widerstände nicht nur des 
Kapitals, sondern auch breiterer Be­
völkerungskreise, die von der regiona: 
len Hegemonialstellung profitierten, 
mobilisiert. Bleibt zudem die Regulie­
rungsreichweite der politischen Instan­
zen hinter den objektiven Grenzen des 
Regulierungssystems und auch dem Re­
gulierungsradius des transnationalen 
Kapitals zurück, ist die Niederlage lin­
ker Politik vorprogrammiert. 

Sollte Maastricht schei­
tern, dann würde eine 
europäische Regulie­
rung durch die stärk­
sten Staaten erfolgen 
und sich über Markt­
prozesse vermitteln. 

Vor dem Hintergrund des erreichten 
Standes westeuropäischer Integration, 
der durch eine komplexe Verflechtung 
regionaler, nationaler und europäischer 
Regulierung bei einer Dominanz der 
nationalen Ebene gekennzeichnet ist, 
kann ein linkes europäisches Projekt nur 
als dialektische Verzahnung der Regu­
lierungsleistungen auf der nationalen 
und europäischen bzw. auch globalen 
Ebene angelegt werden, wobei die EU 
zum zentralen strategischen Bezugs­
punkt werden muß. Damit wird einer-

seits eine nationale Machtpolitik ver­
neint und eine Selbsteinbindung deut­
scher Politik präferiert. Andererseits 
darf daraus aber keine unkritische Über­
nahme der derzeit in Westeuropa vor­
herrschenden Politikmuster folgen. 
Strategisches Ziel bleibt die Durchset­
zung einer europäischen Zivilmachtpoli­
tik, verstanden als eine an den ökologi­
schen und sozialen Problemen orientier­
te, nicht-militärische Machtpolitik, die 
nicht nur eine Verbesserung der Le­
benssituation in Europa, sondern welt­
weit zum Leitbild hat. Die EU muß zu 
einem wesentlichen Träger globaler 
Strukturreformen werden. 

Maastricht 
als Handlungsrahmen 
Ein oft zu hörender Einwand gegen 

eine solche Orientierung besteht darin, 
daß gerade mit Maastricht im Kern ein 
Festungsprojekt vertraglich fixiert wor­
den sei, welches Ausgrenzung und die 
Vertiefung sozialer und regionaler Dis­
paritäten nach innen und außen fest­
schreibe. Maastricht könne somit nicht 
zu einem Ausgangspunkt eines , fort, 
schrittlichen Projektes ·werden.i;, ·· · 
schon eine supranationale ·· 
wollt werde, müßten andere Fo 
ropäischer Integration gesucht , ·n. 
Abgesehen davon, daß meines Erach­
tens die Erfolgsperspektiven einer ande­
ren .Integrationsvariante" angesichts_ der 
oben skizzierten Lage gegen Null ten­
dieren, entspricht die Behauptung, mit 
Maastricht sei ein europäisches Herr­
schaftsprojekt mit relativ klar konturier­
ten Linien verabschiedet worden, nicht 
der Realität. Vielmehr ist der Vertrag ein 
in weiten Bereichen mehr oder minder 
schlecht und unter großem Zeitdruck aus­
gehandelter Kompromiß, der je nach 
sich durchsetzender Interpretation unter­
schiedliche Entwicklungsvarianten zu­
läßt. Das Abkommen kann eher als Rah­
men charakterisiert werden, der erst 
durch zukünftige Politik ausgefüllt wer­
den muß. Dies soll an vier wesentlichen 
Vertragspassagen kurz erläutert werden: 

1. Schon die erste weit verbreitete 
Fehlinterpretation des Vertrages ist, 
daß die Einführung einer Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion 
(EWWU) spätestens für das Jahr 1999 
vorgesehen sei. Wörtlich sagt der Ver­
trag: .Ist bis Ende 1997 der Zeitpunkt 
für die dritte Stufe nicht festgelegt wor­
den, so beginnt die dritte Stufe am ! .Ja­
nuar 1999" (EU-Vertrag Art. 109j). 
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2. Die Stabilitätsorientierung der 
EWWU nach bundesdeutschem Muster 
ist in Maastricht keineswegs zwingend 
vorgeschrieben worden. Die Kon­
vergenzkriterien sind nicht die 
Zugangsvoraussetzung zur EWWU. 
Der Rat wird 1996 lediglich auf Grund­
lage der Berichte über die Einhaltung 
der Konvergenzkriterien entscheiden, 
wie weiter verfahren wird (vgl. EU­
Vertrag, Artikel 109j). 

3. Der Vertrag läßt durch die Auf­
nahme des Artikels 130 zur Industriepo­
litik explizit offen, ob es zu einem ord­
nungspolitischen Kurswechsel in der EU 
kommen wird. Die Formulierung bietet 
sowohl die Möglichkeit, eine umfassen­
de Industriepolitik zu betreiben, als auch 
sie zu vereiteln. 

4. Nach wie vor besteht ein vielbe­
schworenes Demokratiedefizit. Die ent­
sprechenden Passagen im Vertrag brin­
gen nur minimale Verbesserungen. Al­
lerdings ist schon in Maastricht für 1996 
die Einberufung einer Regierungskonfe­
renz zur erneuten Reform der EU-Ver­
träge vorgesehen, die sich gerade auch 
mit der institutionellen Struktur der EU 
befassen soll. Und vor 1997 ändert sich 
durch Maastricht substantiell ohnehin 
sehr wenig. 

Gesamteuropäische In­
tegration darf nicht mit 
der schnellen Aufnah­
me der osteuropäischen 
Staaten in die EU 
gleichgesetzt werden. 

Bezieht man die bis hierhin entwik­
kelte Argumentation auf die derzeitige 
Situation der EU, erscheinen auch die of­
fensichtlichen Krisenmomente in einem 
anderen Licht. Selbst die faktische Sus­
pendierung des Europäischen Währungs­
systems ist kein Ausdruck einer objekti­
ven Unmöglichkeit von Integration. In 
erster Linie waren nicht ökonomische 
Gründe für den Zusammenbruch verant­
wortlich, sondern die Aussetzung der po­
litischen Voraussetzungen für das Funk­
tionieren des Systems, insbesondere die 
Bereitschaft zur relativ solidarischen 
Verteilung der Kosten der Wechsel­
kursstabilisierung (vgl. W .Polster/K. 
Voy: Achsenbruch?, in: Blätter f. deut. 
u. intern. Politik 10/93). Hierin spiegeln 
sich übrigens auch die zunehmenden Dif­
ferenzen zwischen den Mitgliedsstaaten 
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infolge des Zusammenbruchs des .realen 
Sozialismus". Von einer genieinschaftli­
chen Haltung gegenüber Osteuropa sind 
die Regierungen weit entfernt. Vielmehr 
reagierten die Staaten je nach kurzfristi­
ger Betroffenheit äußerst unterschied­
lich, wobei Deutschland aus vielfältigen 
Gründen, die nur zum Teil als macht­
politisch-egoistisch bezeichnet werden 
können, eine hervorgehobene Rolle ein­
nimmt. Gleichzeitig nutzt die BRD ihre 
ökonomische Vormachtstellung rigoros 
aus, um die deutsche Einheit über eine 
Verschuldung auf den internationalen 
Kapitalmärkten und damit auch zu La­
sten der westeuropäischen N achbam zu 
finanzieren. 

Konturen eines 
europäischen 

Fortschrittsprojektes 

Somit erscheint eine grundlegende 
Kurskorrektur trotz Maastricht grund-· 
sätzlich . möglich, zumal ein bloßes 
• Weiter so" eine Zuspitzung . von 
Integrationskrisen heraufbeschwört. 
Dies impliziert, daß Richtungsentschei­
dungen über die weitere Zukunft der 
EU ohnehin auf die politische Tages­
ordnung gesetzt sind. Die Zukunftsfä­
higkeit eines alternativen europäischen 
Fortschrittsprojektes erweist si9h vor 
diesem Hintergrund an drei Problem-
komplexen: · 

1. Entscheidend wird die Fähigkeit 
zur gesamteuropäischen Integration sein, 
die aber nicht mit der schnellen Aufnah­
me der osteuropäischen Staaten in die 
EU oder in andere westliche Bündnissy­
steme wie die NATO gleichgesetzt wer­
den darf. Die osteuropäischen Staaten 
sind auf absehbare Zeit weder öko­
nomisch noch politisch in der Lage, die 
Anforderungen einer EU-Mitgliedschaft 
zu erfüllen. Gleichzeitig wäre umgekehrt 
die institutionelle Struktur der Gemein­
schaft mit den Problemen einer übereil­
ten Osterweiterung hoffnungslos über­
fordert. Viel wichtiger als eine formale 
Aufnahme ist allerdings die gewährte 
materielle· und politische Unterstützung. 
Das anzustrebende „gemeinsame euro­
päische Haus" wird nicht durch die 
Ausdehnung eines Integrationsmodells 
auf alle Staaten konstruiert werden kön­
nen, sondern erfordert in ihrer Verbind­
lichkeit und Reichweite abgestufte For­
men der Zusammenarbeit und Hilfe. 

Die ntit den meisten ehemaligen 
RGW-Staaten inzwischen abgeschlosse-

nen sogenannten Europa-Abkommen 
weisen durchaus in die richtige Richtung. 
Sie verbinden materielle Unterstützung 
und Maßnahmen zur Marktöffnung mit 
Vereinbarungen zur politischen Koope­
ration. Zu kritisieren bleibt, daß die Ver­
einbarungen angesichts der zu bewälti­
genden Probleme zu zaghaft und gering 
dimensioniert sind. Ungelöst ist zudem, 
wie die osteuropäischen Staaten wirklich 
gleichberechtigt in die Kon­
zeptionierung, Durchführung und Kon­
trolle der Unterstützungsmaßnahmen 
einbezogen werden können. Ob hierzu 
der Aufbau einer neuen Koordi­
nierungsinstitution erforderlich ist, oder 
ob diese Aufgaben im Rahmen bestehen­
der Institutionen, etwa der KSZE, wahr­
genommen werden können, bleibt einer 
weiteren Prüfung überlassen. Parallel zu 
der wirtschaftlichen Hilfe ist der Aufbau 
eines kollektiven Sicherheitssystems in 
Europa erforderlich, welches eben nicht 
auf militäriscI;ien Drohgebärden, sondern 
auf einer beiderseitig vorteilhaften Zu­
sammenarbeit beruht. Die mit Maas­
tricht mögliche, aber nicht zwangsläufi­
ge, Militarisierung der EU muß daher 
ebenso wie eine Osterweiterung der 
NATO verhindert werden. Alternativ 
wäre der schrittweise Ausbau der 
Konfliktverarbeitungskapazitäten der 
KSZE zu forcieren. 

2. Die anvisierte gesamteuropäische 
Integration muß durch eine innere Neu­
ordnung der EU untermauert werden. Im 
Mittelpunkt stehen dabei zwei Aufgaben: 
Einerseits gilt es, einen ordnungspoliti­
schen Richtungswechsel zu vollziehen, 
indem die einseitige Ausrichtung an der 
weltmarktorientierten Modernisierung 
ersetzt wird durch das Leitbild der Voll­
beschäftigung und des ökologischen Um­
baus. Ansatzpunkte bieten die Diskussio­
nen um eine neue Industriepolitik ebenso 
wie die beharrlichen Bestrebungen von 
Kommissionspräsident Delors zur Etab­
lierung einer aktiven Beschäftigungspoli­
tik. Andererseits steht und fällt eine 
mögliche ordnungspolitische Umorien­
tierung der EU mit der Beseitigung des 
Demokratiedefizits und der institutio­
nellen Erneuerung der Gemeinschaft. 
Die bisherigen Strukturen müssen zu ei­
nem föderalen System weiterentwickelt 
werden. Durchaus im Sinne des Sub­
sidiaritätsprinzips ist dabei zu klären, 
welche Aufgaben mit welchem Inhalt 
und mit welchen Mitteln auf welcher 
Ebene bearbeitet werden sollen. Entge­
gen populärer Auffassungen bedeutet 
dies angesichts der heutigen Integrations-
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realität in den meisten Fällen die Stär­
kung der EU-Ebene. Damit muß die 
Neuordnung des Entscheidungssystems 
in Richtung auf ein Zwei-Kammer-Sy­
stem der EU einhergehen. Die gesetzge­
benden Funktionen müssen gleichberech­
tigt vom Europäischen Parlament und 
vom Ministerrat wahrgenommen wer­
den. Eine bessere demokratische Kon­
trolle des Ministerrates durch die Stär­
kung der Mitwirkungsbefugnisse der na­
tionalen Parlamente ist dabei unerläß­
lich. 

3. Schließlich ist die Nord-Süd-Poli­
tik der Gemeinschaft umzugestalten. 
Dies beinhaltet das Eintreten für eine 
Demokratisierung der Völkergemein­
schaft ebenso wie die schrittweise 
Durchsetzung einer neuen Weltwirt­
schaftsordnung .• Der Trend zur Regio­
nalisierung der Weltwirtschaft darf (da­
bei) nicht bekämpft werden, sondern 
muß im Interesse des Südens und 
Ostens konstruktiv zur Gestaltung einer 
neuen, regional fundierten Welthan­
delsstruktur geordnet werden" (1. 
Hauchler 1993). Eine Rückbesinnung 
auf die anfängliche Konzeption der 
Lome-Abkommen der EU könnte wert­
volle Hinweise und Erfahrungen für 
eine derartige Neukonzipierung der · 
Außenwirtschaftpolitik bieten. Darüber­
hinaus wäre insbesondere eine Neuord­
nung des monetären Weltmarktes in 
Kooperation mit den beiden anderen 
Triadenmächten anzustreben. Notwen­
dig wäre sowohl die Etablierung eines 
neuen Weltwährungssystems als auch 
vor allem eine Lösung der Verschul­
dungsproblematik und damit eine 
grundlegende Reform des IWF. 

Gesellschaftliche Kräfte 
Abschließend fragt sich nun, welche 

gesellschaftlichen und politischen Kräf­
te die Träger eines solchen Projektes 
werden könnten. Hier ist zunächst zu 
konstatieren, daß es einen relativ ho­
mogenen Träger fortschrittlicher Poli­
tik ähnlich wie im nationalen Rahmen 
auch auf der Ebene der EU zukünftig 
nicht mehr geben wird. Die Formulie­
rung eines europäischen Projektes er­
fordert die Bündelung unterschied­
licher, partiell sogar weit ausein­
ander laufender Interessen. Dabei wird 
es in dem auch in Europa anzustreben­
den Bündnis von Arbeit, Wissenschaft 
und Kultur darauf ankommen, daß jede 
Gruppe die Bereitschaft mitbringt, 
gegebenenfalls kurzfristige Eigeninter-

essen zugunsten eines übergeordneten 
Zieles zurückzustellen. Die Schwierig­
keiten, diese Solidarität herzustellen, 
dürften aber innerhalb der EU sehr viel 
größer sein als im nationalen Rahmen, 
da allein schon aufgrund der anderen 
Sprach- und Kulturräume die Unkennt­
nis über die Lebenssitution des jeweils 
anderen weitaus größer ist. 

Hinzu kommt das Problem, daß die 
bewußteren, organisierten Teile der Lin­
ken in Westeuropa fraktioniert, zumeist 
national borniert und in allen Staaten 
relativ schwach sind. Gerade nach 1989 
sind aber überall Neuformierungspro­
zesse in Gang, wie sie z.B. U.Kremer für 
die europäische Sozialdemokratie ver­
sucht hat, zu skizzieren (vgl. U .Kremer, 
1993). In Kremers Ausführungen wird 
auch deutlich, daß dieser Prozeß nicht 
nur destruktiv verläuft, sondern sich 
gleichzeitig Ansatzpunkte für die For­
mierung einer linken Alternative bilden. 

Ein europäischer Fort­
schrittsblock muß durch 
die Suche nach welt­
weiten Bündnispartner 
ergänzt werden. 

Da angesichts der aufgezeigten An­
forderungen der Rückzug auf die Natio­
nalstaatlichkeit für die Linke keine Al­
ternative sein kann, führt an zwei Auf­
gaben kein Weg vorbei. Einerseits geht 
es darum, in konkreten, inhaltlich aus­
gewiesen Projekten und neuen Formen 
sozialer Bewegungen, internationale 
Netzwerke aufzubauen. An dieser Stel­
le sei nur auf Initiativen wie SOS-Ras­
sismus zur Bekämpfung des Rechtsex­
tremismus verwiesen. Andererseits ist 
eine gezielte Europäisierung der fort­
schrittlichen Parteien und der Gewerk­
schaften voranzutreiben. Hier sind 
noch große Lernprozesse erforderlich." 
Erste Schritte bestünden darin, die Ge­
gebenheiten in den jeweils anderen Mit­
gliedstaaten zu realisieren und die Aus­
wirkungen eigener Programmatik auf 
die anderen Mitgliedstaaten ins Kalkül 
zu ziehen. Parallel dazu müßte eine ge­
meinsame europäische Programmatik 
entwickelt werden, die von den nat­
ionalen Einheiten auszufüllen wäre. 

Die Herausbildung eines derartigen 
europäischen Fortschrittsblocks muß 
durch die Suche nach weltweiten Bünd­
nispartner ergänzt werden, nicht zuletzt 
um ein solches europäisches Umbaupro-
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jekt global abzusichern. Das anvisierte 
Projekt verändert selbstverständlich die 
Rahmenbedingungen der Weltwirtschaft 
und -politik und wird dementsprechend 
Gegenkräfte in anderen Staaten hervor­
rufen. In diesem Kontext konkretisiert 
sich die eingangs aufgestellte These von 
dem Bruch ntit der Triade. Dabei geht es 
nicht um eine Abschottung vor und Ab­
wendung von Japan oder den USA, son­
dern um einen Bruch ntit der Entwick­
lungslogik der Triade und mit den diese 
Logik tragenden Kräfte und Re­
gierungen. Bei entsprechenden innenpo­
litischen Veränderungen in Japan und 
den USA wäre durchaus ein weitgehend 
synchron verlaufender Paradigmen­
wechsel, etwa im Bereich der Industrie­
politik oder bei der Frage der Enttnilita­
risierung der internationalen Beziehun­
gen, möglich. Gleichzeitig müßten aber 
Bündnisse mit fortschrittlichen gesell­
schaftlichen Kräften und Organisationen, 
gerade im Kontext einer veränderten 
Nord-Süd-Politik, eingegangen werden. 

Die Europäisierung erweist sich zu­
sammenfassend als die zentrale strate­
gische Aufgabe der Linken in der nahen 
Zukunft. Europäisierung bedeutet dabei 
nicht einen einfachen Wechsel des .Teiii: . 
rains gesellscha~icher_,Auseinan1.;.:.:.'.i.·::w.::.- 1 

zung, sondern die Erganzung desc' · .: 
nen Betätigungsfeldes um eine ~.~ 
päische Dimension sowie den Weclisel 
des Bezugspunktes linker Programma­
tik. Die Erfolgsperspektiven eines euro, 
päischen Forschrittsprojektes werden 
·noch über lange Zeit davon abhängen, 
inwieweit es der Linken in jedem einzel­
nen Staat gelingt, die nationalen Kräfte­
verhältnisse nach links zu verschieben. 
Aber umgekehrt werden nationale Er­
folge zunehmend von europäischen 
Regulierungsleistungen abhängen. 

11 Dies bedeutet weder, daß die Integration je­
mals widerspruchs- und konfliktfrei verlief, 
noch daß selbst in Kernbereichen der EG nicht 
intergouver11ementale Elemente einen starken, 
zum Teil sogar dominanten Einfluß hatten. 
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RECHTSEXTREMISMUS 

Rechtsextremismus als Jugendrevolte 
gegen den Sozialliberalismus? 

Wie die Neokonservativen rassistische Gewalt erklären und für sich nutzen 

chtsextremismus, Ausländer 
. eindlichkeit und Rassismus gibt 

s nicht nur in Deutschland. Wie 
man mit diesem Problem umgeht, ist 
jedoch • typisch deutsch". Das gilt für 
die gegenwärtige Art und Weise seiner 
Thematisierung genauso wie für seine 
jahrzehntelange Tabuisierung: War die 
weitgehende Leugnung des Rechtsex­
tremismus in der alten Bundesrepublik 
bis 1989/90 dem - totalitarismustheo­
retisch begründeten - Antikommunis­
mus als Staatsdoktrin geschuldet und in 
der DDR dem Antifaschismus als Legi­
timationsideologie des deutschen .Ar­
beiter- und Bauernstaates", so ist heute 
der Versuch, linke Reformkräfte als 
Verursacher des Neonazismus zu de­
nunzieren, wesentlich von dem Ziel be­
stimmt, einen neuen politisch-ideologi­
schen Grundkonsens für das vereinte 
Deutschland zu finden. Dazu gehört ein 
Erklärungsmodell für Rechtsextremis­
mus und (Jugend-) Gewalt, das die 
Herrschenden sowie die herrschenden 
Verhältnisse von jeder Schuld frei-
spricht. . 

Die politische Kultur der BundJ,sre­
publik verschiebt sich seit der Wieder­
vereinigung spürbar nach rechts 1 • Dies 
nicht etwa, weil Neonazis durch ihre 
feigen Überfälle auf Ausländer(unter­
künfte) Oberwasser bekämen, sondern 
weil Deutschlands wirtschaftliche, wis­
senschaftliche und politische Eliten eine 
Klimaveränderung für erforderlich hal­
ten, um ihr strategisches Konzept zu 
realisieren, das sich auf die Formel 
,Mehr Einfluß nach außen, mehr Lei­
stung im Landesinnern" bringen läßt. 
Im folgenden soll gezeigt werden, wie 
sich die Fehldeutung des Rechtsextre­
mismus als Jugendrevolte gegen den 
Sozialliberalismus in diese Strategie 
einfügt. 
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Alte Nazis 
oder neue APO? 

Wenn e~ um die Beurteilung des 
Rechtsextremismus geht, gibt es keine 
"Gemeinsamkeit der Demokraten" , so 
oft diese auch beschworen wird. Viel­
mehr ist die Einschätzung von Standort 
und Einstellung des jeweiligen Betrach­
ters abhängig. Die Charakterisierungen 
des modernen Rechtsextremismus/Ras­
sismus reichen von dem Verdikt, es 
handle sich um .alte Nazis", bis zu de­
ren Kennzeichnung als ,neue APO". In 
den letzten Monaten wird die sog. Neue 
Rechte jedoch von Politikern und Publi­
zisten sämtlicher Couleur, auch von 
solchen, die man der Linken zurechnet, 
als .APO der 90er Jahre", rechtsextre­
me Gewalt als ,jugendliches Protest­
verhalten" apostrophiert. Den Anfang 
machte Michael Rutschky in einem 
• taz" -Artikel, der Hooligans, Skin­
heads und Faschos Ostdeutschlands als 
Vorboten und mögliche Träger einer 
antiautoritären Jugendrevolte betrachte­
te, vergleichbar mit den Ereignissen 
des Jahres 1968 in Westdeutschland.' 
Obwohl Stefan Pannen sofort darauf 
hinwies, daß den gewalttätigen Aus­
schreitungen die Züge einer Revolte 
(gegen Obrigkeit und Staat) fehlten', 
zogen anerkannte Rechtsextremismus­
Forscher wie etwa Wolfgang Brück, 
Thomas von Freyberg, Hans-Gerd Ja­
schke und Clans Leggewie nach. 4 

• Die Skinhead-Szene wird unter Ver­
nachlässigung bzw. Verwischung we­
sentlicher Unterschiede leichtfertig mit 
linksoppositionellen Jugendkulturen der 
60er Jahre gleichgesetzt. Jede Provoka­
tion, die an NS-Agitation erinnert und 
dem Zweck dient, eine konsequentere 
Abwehrreaktion und Repression des 
Staates gegenüber Asylsuchenden und 
anderen • Randgruppen" zu erzwingen, 
wird mit Protest verwechselt. Hier han­
delt es sich jedoch nicht um die Nega­
tion, sondern um die Verwirklichung 
zentraler Botschaften der Leistungsge­
sellschaft', wofür zwei Indizien spre-
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chen: Die Brutalität rechtsextremer 
Schlägerbanden bzw. Subkulturen und 
neonazistischer Organisationen richtet 
sich nicht zufällig gegen Gruppen, die 
auch von der Gesamtgesellschaft ausge­
grenztwerden ( Asy (suchende, Behinder­
te, Haftentlassene, Obdachlose, Homo­
sexuelle, Drogenabhängige und Prosti­
tuierte). Sie wuchs außerdem in dem­
selben Maße, wie das Gewaltpotential 
in fast allen Lebensbereichen zunahm · 
von der Ellenbogenmentalität imBerufs­
leben über die Risikobereitschaft bzw. 
Rücksichtslosigkeit im Straßenverkehr 
bis zu den Blutorgien im Fernsehen. 

Die Brutalität rechts­
extremer Schlägerban­
den und Organisatio­
nen richtet sich nicht 
zufällig gegen Gruppen, 
die auch von der Ge­
samtgesellschaft aus­
gegrenzt werden. 

Rechtsextreme Ideologien und Orga­
nisationen haben nur Erfolg, wenn sie 
die besonders in gesellschaftlichen 
Krisen- und Umbruchsituationen spür­
bare Unzufriedenheit der Unter- bzw. 
der vom sozialen Abstieg bedrohten 
Mittelschichten aufgreifen, sind daher 
ohne rebellische Basisimpulse über­
haupt nicht denkbar. Dumpfe Enttäu­
schung über die etablierten Parteien 
und den Parlamentarismus aufzu­
greifen ist ein Merkmal jedes Populis­
mus, darf aber nicht mit Systemkritik 
und Protest verwechselt werden. Der 
moderne Rechtsextremismus gibt also 
nur das Zerrbild einer jugendlichen 
Protestbewegung ab, weil seine Aktio­
nen nicht „die da. oben", sondern „die 
da unten" treffen und Gewalt gegen 
ethnische, soziale und sexuelle Minder­
heiten noch kein politisches Programm 
ist. 6 
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Rechte Gewalt ist kein 
Jugendprotest 

Zwischen Gewalt und Gewalt gibt es 
gewaltige Unterschiede: Wenn heute 
Molotowcocktails gegen Flüchtlings­
wohnheime fliegen, so ist dies mit der 
Tatsache, daß nach dem Anschlag auf 
Rudi Dutschke im Frühjahr 1968 meh­
rere Molotowcocktails gegen das Sprin­
ger-Hochhaus geschleudert wurden, 
nur schwer zu vergleichen, mit Sicher­
heit aber nicht gleichzusetzen. Wäh­
rend damals mit dem BILD-Verlag ein 
Symbol der (politisch-ökonomischen 
und Medien-)Macht das Ziel war, sind 
jetzt völlig Wehrlose die Opfer. Ähnli­
che Erscheinungs- bzw. Aktionsformen 
dürfen nicht über die gegensätzlichen 
Zielsetzungen und Grundwerte solcher 
Bewegungen hinwegtäuschen. Skin­
heads und Hooligans haben mit den 
Hippies und · SOS-Anhängern wenig 
mehr als das jugendliche Alter gemein. 

Beim Rechtsextremismus der Ge­
genwart handelt es sich eben nicht um 
eine .Jugendrevolte von rechts", son­
dern - im Unterschied zur APO-Gene­
ration · versucht er mit brutaler Gewalt 
nur das zu realisieren, was die 
.schweigende Mehrheit" im Land an­
geblich denkt und die etablierten Partei­
en bloß nicht offen auszusprechen wa­
gen: .In gewissem Sinne handeln 'Ras­
sisten' eher in Einklang mit den herr­
schenden Verhältnissen denn in Oppo­
sition zu diesen; sie unterscheiden sich 
von der herrschenden Politik vor allem 
dadurch, daß sie rücksichtsloser durch­
setzen, was jene nahelegt: die Reduzie­
rung der Zahl der Fremden in unserem 
Lande zur Sicherung des eigenen 
Wohls."' 

Durch den Zusammenbrncb des Re­
alsozialismus in Osteuropa und das De­
saster der Kommunisten errang die ex· 
treme Rechte praktisch ohne eigenes 
Zutun eine Monopolstellung als 
Fundamentalopposition, die sich vor­
nehmlich im Kampf gegen ein ,Europa 
der Konzerne" bzw. den Sozialabbau, 
früher eine Domäne der (marxistisch­
leninistischen) Linken, weiter profilie­
ren wird. 

Zwischen Gewalt und 
Gewalt gibt es gewal­
tige Unterschiede. 

Die Konsequenz der Theorie von ei­
ner neuen Protestgeneration, die sich -
mangels überzeugender Alternativen · 
nach rechts wendet, zieht keiner ihrer 
Vertreter, sowenig wie man aus der Er­
klärung von Wahlerfolgen rechtsextre­
mer Parteien mit einem verbreiteten 
Unwillen im Volk (,Protestwähler") zu 
Schlußfolgerungen für die eigene Poli­
tik gelangt. Abzuleiten wäre daraus 
nämlich die Notwendigkeit einer Radi, 
kalisierung der ( sozial)demokratischen 
Opposition und der Gewerkschaften, 
die Unzufriedenen eine Protestplatt­
form und organisatorische Basis zur 
Abwehr der .Sparpolitik" bieten. müß­
ten, statt einen ,Solidar-" oder einen 
.nationalen .Beschäftigungspakt" abzu­
schließen und mit einer Großen Koaliti­
on zu liebäugeln. 

Die „gealterte" Linke 
als Geburtshelferin der 
sog. Neuen Rechten? 

Woher rührt der (schein)wissen- Für die Wahlerfolge und Gewaltta-
schaftlich untermauerte Irrglaube, die ten des Rechtsextremismus wird in 
extreme Rechte sei Nachfolgerin der Deutschland nicht zum ersten Mal die 
Studentenbewegung · unter verkehrten Linke verantwortlich gemacht: Waren 
Vorzeichen? Nach Bildung der sozial- es in Weimar die Sozialdemokraten 
liberalen Koalition 1969 zerfiel nicht (Aufkündigung der Großen Koalition 
nur die APO, sondern auch die deut- im Frühjahr 1930) und/oder die 
sehe Rechte orientierte sieb nach Sehei- Kommunisten (angebliche Zusammen­
tern der NPD bei dieser Bundestags- arbeit mit der NSDAP), denen man die 
wahl um. Die sog. Neue Rechte behielt Schuld für Hitlers ,Machtergreifung" 
zwar Grundüberzeugungen der alten am 30. Januar 1933 gab, so ist es nach 
Rechten bei, übernahm jedoch von der dem Zweiten Weltkrieg die Außer­
Neuen Linken bestimmte Elemente ih- parlamentarische Opposition (APO), 
rer Ideologie und Strategie, wie etwa mit der man zunächst den RAF-Terro­
Antonio Gramscis Hegemo1:}ietheorie.8 rismus!l, nun aber auch den modernen 
Indem die .Neue Rechte" beides Rechtsextremismus zu erklären sucht. 
miteinander verband, entstand der irre- Der Konservatismns behauptet, die 
führende Eindruck einer vollständigen Linke habe das Wertfundament der par-
Revision ]ll)d Reorganisation. ... .. ............ - ........ larnentarischen. ... Demokratie .. systema,,. 
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tisch untergraben und mittels ihrer 
Laisser-faire-Haltung junge .Mini­
Rambos" bzw. • Monster-Kids" beran­
gezüchtet. Durch ihre .Konfliktpäd­
agogik" habe die Lehrergeneration der 
• 68er", so heißt es, der Aggression von 
Schülerinnen und Schülern Tür und Tor 
geöffnet. Nach den Morden von Mölln 
stellte Bundeskanzler Helmut Kohl die 
seitdem gebetsmühlenartig wiederholte 
Frage, ,ob nicht viele der sogenannten 
Reformversuche im Bildungswesen an 
Stelle des erhofften Ziels vielfach das 
Gegenteil erreicht haben. Statt des 
'berrschaftsfreien Diskurses' erleben 
wir jetzt immer mehr gewalttätige 
Auseinandersetzungen. "10 

Auch der sozialdemokratische Alt­
kanzler Helmut Schmidt sieht einen 
Hauptgrund für die Gewalt in der .Ent­
wicklung an unseren Schulen und 
Hochschulen während des vergangenen 
Vierteljahrhunderts. Das Ideal der 'an­
tiautoritären Erziehung' hat nicht nur 
Reste von Kadavergehorsam beseitigt, 
die Emanzipationspädagogik hat zu­
gleich auch die Tugenden des Kompro­
misses und der Solidarität in Frage ge­
stellt. Sie bat unversehens individuel!e,s 
Wohlleben, Rücksichtslosigkeit , 
Egoismus auf den Thron gese 
Folgen zeigen sich nun: vom 
sichtslosen Spekulantentum in Ba~[ 
Unternehmen - Gemeinwirtschaft. wxl 
Gewerkschaften eingeschlossen - bis 
hin zur Gewalt im Fernsehen, in der 
Schule und bis zur Gewalttat solcher, 
die nie Jemen konnten, sich einzufü­
gen, weil sie keine Chance hatten, ech­
te Gemeinschaft zu erleben. " 11 

Die rechtsextremen Gewalttäter 
werden zu Opfern gesellschaftlicher 
Modernisierungs- und Individua­
lisierungsprozesse erklärt, liberale Päd­
agogen zu Prügelknaben und fort­
schrittliche Sozialarbeiter zu Sünden­
böcken gemacht. Ausgerechnet linke 
Lehrer, die sich um mehr Verständnis, 
Friedfertigkeit und Aufklärung bemü­
hen, sollen die Verursacher des rechten 
Terrors sein! Was man der 
Reformpädagogik in die Schuhe schie­
ben kann, muß die Regierungspolitik 
nicht mehr verantworten. 

Man setzt wieder auf die ,alten Wer­
te", etwa Gehorsam, Disziplin, Pünkt­
lichkeit, Fleiß und Ordnung. Der Neo­
konservatismus begnügt sieb jedoch nicht 
mit einer Restauration im Bildungswe­
sen. Zwar werden seine Repräsentanten 
nicht müde, eine Rückbesinnung der (So­
zial.)Pädagogik auf .preußische Tugen-
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den" und protestantische Ethik zu for­
dern. Aber es geht um weit mehr als um 
den richtigen Erziehungsstil: Die Debatte 
über den Rechtsextremismus/Rassismus 
ist Bestandteil einer Grundsatzdiskussion 
über die Staats- und Gesellschafts­
entwicklung. Denn die deutsche Politik 
befindet sich nach dem Ende des Ost­
West-Oegensatzes (in seiner alten Form) 
an einem Scheideweg: Soll sie die radi­
kaldemokratische Konzeption einer .of­
fenen" bzw. .zivilen Republik" zur 
Richtschnur ihres Handelns machen und 
die Europäische Union zur .multikultu­
rellen Gesellschaft" statt ;ru einer 
• Wohlstandsfestung" fortentwickeln12

, 

oder stellt sich das vereinte Deutschland 
in die Tradition eines Nationalstaates, 
der auf völkischen Mythen, preußischer 
Disziplin und konservativen Wert­
vorstellungen basierte? 

Die Verantwortung der 
,,gemäßigten Rechten" 
In dieser prekären Situation schlägt 

der Neokonservatismus durch die Um­
deutung des Rechtsextremismus zur 
.Jugendrevolte gegen die sozialliberale 
Hegemonie" zwei Fliegen mit einer 
Klappe: Niemand bringt den gefährli­
chen Höhenflug der extremen Rechten 
mehr damit in Verbindung, daß die ge­
mäßigte Rechte seit 1982 regiert und 
zehn Jahre lang ein Klima sozialer Käl­
te produziert; gleichzeitig wird ihr poli­
tischer Hauptgegner, die demokratische 
Linke, geschwächt. Wer den rechten· 
Mob hervorgebracht hat; hat sich näm­
lich selbst diskreditiert und scheidet als 
zukunftsgestaltende Kraft aus. So könn­
te der Liberalkonservatismus die meist 
unter dem Stichwort .Standortsiche­
rung" betriebene Politik der Entsolida­
risierung, Formierung und Entde­
mokratisierung nach innen (Sozialab­
bau, flankiert von Grundrechtsein° 
schränkungen) ebenso ungehindert fort­
setzen wie die ihre Großmachtambitio­
nen hinter dem Schlagwort von einer 
gewachsenen Verantwortung der 
Bundesrepublik verbergende Militari­
sierung der Außenpolitik. 

Wenn die .Alt-68er" Mitverantwor­
tung für die Rechtsentwicklung in der 
Bundesrepublik tragen, dann höchstens 
deshalb, weil sie beim .Marsch durch 
die Institutionen" mehr verändert wur­
den, als daß sie diese verändert haben, 
also wegen ihrer Schwäche und man­
gelnden Konsequenz, Gesellschafts­
veränderungen anch gegen mächtige In-
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teressengruppen durchzusetzen, nicht 
aber wegen ihrer Forderungen und Re­
formideen selbst. Nicht Willy Brandts 
Antrittsversprechen, .mehr Demo­
kratie wagen" zu wollen, sondern die 
Tatsache, daß seit dem 28. Januar 
1972, als der Bundeskanzler und die 
Ministerpräsidenten den sog. Radika­
lenerlaß beschlossen, immer weniger 
Demokratie gewagt wurde, hat - zu­
sammen mit der Individualisierung, so­
zialen Polarisierung und Ausgrenzung 
(Stichwort: .Zweidrittelgesellschaft") -
die Rechtsentwicklung begünstigt. 

Die Renaissance des 
Elitedenkens, der Lei-
stungsideologie und 
des Nationalen war 
nicht das Werk Links­
intellektueller, sondern 
Bestandteil des „Wen­
de"-Programms. 

.1968" prägte die politische Kultur 
der BRD in den 70er Jahren zwar mit, 
Aufbruchstimmung und Protest liefen 
aber schon Mitte des Jahrzehnts leer. 
Die Regierungswechsel Brandt/ 
Schmidt 197 4 und Schmidt/Kohl 1982 
waren - unterschiedlich tiefe - Zäsuren. 
1986 versuchten die Rechtskonservati­
ven im sog. Historikerstreit, durch die 
Relativierung des Holocaust und Reha­
bilitierung der NS-Täter auch .1968" 
mit auszulöschen. Die Skinheads von 
heute sind in den . 80er Jahren aufge­
wachsen, so daß sie die .geistig-mora­
lische Erneuerung" der liberal-kon­
servativen Koalition erheblich stärker 
beeinflußt haben dürfte als die .Kultur­
revolution" der APO-Generation. 

Die Renaissance des Elitedenkens, 
der Leistungsideologie und des Natio­
nalen.war nicht das Werk oppositionel­
ler oder opportunistischer Linksintel­
lektueller, sondern Bestandteil des 
• Wende" -Programms der CDU/CSU/ 
FDP-Regierung, die durch Privati­
sierung, Deregulierung und forcierte 
Rationalisierung auch den materiellen 
Nährboden für die Rechtsentwicklung 
bereitete. Ruhe und Ordnung, Manoes­
zucht und (soldatische) Disziplin, 
Treue, Pflichterfüllung, Gehorsam und 
Opferbereitschaft sind .typisch deut­
sche" Sekundärtugenden, die ideale 

Anknüpfungspunkte für Rechtsextremi' 
sten und Neofaschisten bieten. Dagegen 
bilden Toleranz, kritisches Bürgerenga­
gement und Basisinitiativen eine not­
wendige, wenn auch nicht hinreichende 
Voraussetzung für die schrittweise Zu­
rückdrängung des Rassismus. 
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